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VORWORT  

Unter den Architekten der globalen Politik herrscht ein breiter Konsens über die Notwendigkeit, die Mit-
tel für die öffentliche Entwicklungszusammenarbeit auf 0,7 % des BNE anzuheben. Doch in den letzten 
Jahren wurde immer deutlicher, dass diese Absichten von einer Verbesserung der Wirksamkeit der Hilfe 
begleitet sein müssen, um die gewünschten Resultate zu erzielen. Das vielfach deklarierte Ziel der interna-
tionalen Politik, bis 2015 signifi kante Fortschritte bei der Verringerung extremer Armut und des Hungers 
erreicht zu haben, hängt eben nicht nur allein von der Erhöhung der dafür zur Verfügung gestellten Mittel 
ab. Daher hat die internationale „Gebergemeinschaft“ seit 2000 eine neue Effi zienzagenda erarbeitet, die 
sowohl für die Geber als auch für die Empfänger klare Vorgaben in Bezug auf Implementierungsmaßnah-
men und zu erreichende Ergebnisse enthält.

Hintergrund dieser Agenda ist die Annahme, dass insbesondere die starke Fragmentierung der Entwick-
lungszusammenarbeit durch eine Vielzahl entwicklungspolitischer Akteure und Projekte zulasten der Ef-
fektivität geht. Da diese Fragmentierung seit den 1980er Jahren stark zugenommen hat, die weltweite 
Armut aber nur regional und vor allem durch wirtschaftliche Eigenleistungen abnimmt, ergibt sich eine 
zunehmende Schwierigkeit in der Koordination der Hilfe. Sie ist aber eine wesentliche Voraussetzung für 
mehr Wirksamkeit. Dazu kommt, dass trotz unterschiedlicher Versuche die Anpassung der Geberstrategien 
an die entwicklungspolitischen Prioritäten und Systeme der Empfängerstaaten bislang nur unzureichend 
umgesetzt wurde und die Entwicklungszusammenarbeit stark von den Gebern dominiert blieb. Dies wi-
derspricht auch dem von den Gebern prinzipiell akzeptierten Ownership-Postulat. Die Erklärung von Paris 
über die Wirksamkeit der Entwicklungszusammenarbeit vom März 2005 bildet eine auf multilateraler 
Ebene akkordierte Agenda, die in Form eines Kataloges von Indikatoren messbare Zielsetzungen enthält, 
die die Wirksamkeit insgesamt verbessern sollen. Der Entwicklungswissenschaft kommt dabei nicht nur 
die Aufgabe zu, die Umsetzung durch die politischen Entscheidungsträger zu beobachten; sie muss auch 
die Sinnhaftigkeit der Zielsetzungen selbst sowie der dafür vorgesehenen Instrumente und Strategien im 
Sinne der Armutsbekämpfung hinterfragen.

Diese Ausgabe der Österreichischen Entwicklungspolitik beschäftigt sich daher einerseits mit den öster-
reichischen Ansätzen zu mehr Wirksamkeit in der Entwicklungszusammenarbeit und andererseits mit wei-
terführenden internationalen Fragestellungen und Erfahrungen. Österreich ist dabei Teil eines globalen 
Strategiewandels, der sowohl ältere Tendenzen aufgreift wie auch neue Ansätze formuliert. Die Entwick-
lungszusammenarbeit der internationalen Gemeinschaft steht angesichts der Beharrlichkeit extremer Ar-
mut und des Hungers jedenfalls unter großem Erfolgsdruck. Angesichts der Herausforderungen durch die 
Globalisierung benötigt die internationale Entwicklungspolitik dringend den Nachweis, dass ihre Program-
me und  Projekte auch  einen effi zienten Beitrag zu einer nachhaltigen Entwicklung leisten. 

Professor Franz Nuscheler

ÖFSE-Kuratoriumsmitglied
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Michael Obrovsky, Clemens Six

Die Diskussion um die Wirksamkeit der multi- und bi-
lateralen Entwicklungszusammenarbeit (EZA) ist so alt 
wie die EZA selbst. Immer wieder haben insbesondere 
die großen internationalen Geber wie die Weltbank, der 
Internationale Währungsfonds, die Europäische Union, 
die Vereinten Nationen oder die OECD Versuche unter-
nommen, auf die Persistenz absoluter Armut mit Strate-
gieänderungen zu reagieren, um die Ergebnisse der EZA 
zu verbessern. Mit unterschiedlichen Maßnahmen wie 
den Mehrjahresplänen in den 1960er und 1970er Jah-
ren, den Strukturanpassungsprogrammen der internati-
onalen Finanzinstitutionen der 1980er Jahre, dem Com-
prehensive Development Framework der Weltbank seit 
1999 oder der aktuellen Forcierung der Budgethilfe als 
Fortführung der Haushaltsfi nanzierungen, die von den 
ehemaligen Kolonialmächten seit der Unabhängigkeit 
ihrer Kolonien praktiziert wurde, wird versucht, mehr 
Armutsreduktion durchzusetzen. Der primäre Schwer-
punkt dieser Maßnahmen ist die Governance in den 
Empfängerstaaten, die durch mehr oder weniger eng 
formulierte Konditionalitäten und international akkor-
dierte Strategien beeinfl usst werden soll.
Ein zweiter Bereich der historischen Bemühungen um 
mehr Wirksamkeit der EZA ist die Koordination der ein-
zelnen EZA-Akteure, die sich wie ein roter Faden durch 
die jüngere Geschichte der EZA zieht. Ein federführen-
der Akteur diesbezüglich ist die Europäische Union, die 
schon von ihrem Selbstverständnis her für wirtschaftli-
che und politische Integration und damit auch Koordi-
nation steht. Im Bereich der Entwicklungspolitik hat der 
Rat der EU bereits in den 1970er Jahren beschlossen, die 
Aktivitäten der Mitgliedstaaten aufeinander abzustim-
men. Die Erfolge waren bis vor wenigen Jahren äußerst 
bescheiden.

Neuen Rückenwind erhielt die Wirksamkeitsdebatte mit 
der Verabschiedung der Millenniumserklärung der Ge-
neralversammlung der Vereinten Nationen, aus der die 
Millenniums-Entwicklungsziele (MEZ) hervorgingen. Die-
se Ziele, die auch die Forderung nach einer neuartigen, 
effektiveren globalen Partnerschaft enthalten, wirken 
seither als internationales Rahmenwerk für die konkrete 
Gestaltung der weltweiten Entwicklungsbemühungen. 

Ein erster konkreter Schritt in Richtung Umsetzung dieser 
Partnerschaft nach 2000 war die Konferenz der interna-
tionalen Gebergemeinschaft im mexikanischen Monter-
rey 2002, auf der nicht nur die Mobilisierung zusätzlicher 
Ressourcen auf nationaler sowie internationaler Ebene 
beschlossen wurde, sondern auch „systemische Fragen“ 
wie die Kohärenz der internationalen Wirtschaft mit ent-
wicklungspolitischen Zielsetzungen, die Harmonisierung 
der operativen Vorgänge in der internationalen EZA oder 
mehr Flexibilität und damit auch mehr Abstimmung auf 
empfängerspezifi sche Anforderungen zur Diskussion 
standen. Zu Beginn des Jahres 2003 veranstalteten die 
internationalen Finanzinstitutionen, Partnerländer, regio-
nale Entwicklungsbanken und die OECD das „High Level 
Forum on Harmonisation“ in Rom. Ganz oben auf der 
Ergebnisliste stand die Forderung, das Geberverhalten 
an den Entwicklungsprioritäten der Partnerländer auszu-
richten, die Implementierung der EZA zu dezentralisieren 
und fl exible Kooperationsformen wie die Budgethilfe zu 
fördern. Im Mai wurde in der OECD die „DAC Working 
Party on Aid Effectiveness and Donor Practices“ gegrün-
det, die neben anderen Aufgaben wie die Verbesserung 
des öffentlichen Finanzmanagements im Süden für Ab-
stimmung auf der Geberseite sorgen sollte.

Die direkte Vorarbeit zur „Erklärung von Paris über die 
Wirksamkeit der Entwicklungszusammenarbeit“ von 
2005 leisteten die Entwicklungsbanken und die OECD 
in Marakesch ein Jahr zuvor. Das Gemeinsame Memo-
randum dieser Konferenz enthält bereits die wichtigsten 
Kernelemente der neuen Wirksamkeitsagenda, nämlich 
das Prinzip Ownership, also die Anerkennung der inhalt-
lichen und administrativen Führungsfunktion der Emp-
fängerländer in der EZA, die Anpassung der Geberaktivi-
täten an die Entwicklungsprioritäten und Strukturen der 
Staaten im Süden, und die Harmonisierung der Geber-
aktivitäten untereinander. Harmonisierung wurde dabei 
relativ konkret in drei Formen beschrieben:

• Gemeinsame Arrangements der Geber in Bezug auf 
die Planung, das Management und die Implementie-
rung der Hilfe;

DIE NEUE AGENDA ZUR WIRKSAMKEIT DER 
ENTWICKLUNGSZUSAMMENARBEIT
Eine Einleitung
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• Vereinfachung der Prozesse, um den Aufwand für die 
Empfängerländer zu reduzieren;

• Teilen von Information und Erfahrungswerten im Sinne 
besserer Transparenz und Koordinierung.

Das wirklich Neue an der Pariser Erklärung vom März 
2005 sind die detaillierten Verpfl ichtungen für Geber und 
Empfänger in Bezug auf die nun fünf Prinzipien Owner-
ship, Harmonisierung, Anpassung, ergebnisorientiertes 
Management und beiderseitige Rechenschaftspfl icht, 
und die zwölf Indikatoren zur Bemessung der Fortschrit-
te bis 2010. Damit hat die internationale Gemeinschaft 
erstmals einen administrativ-technischen Modus in Gang 
gesetzt, der die unterschiedlichen Einzelstrategien wie 
die Nutzung der öffentlichen Finanzmanagementsys-
teme bzw. Beschaffungssysteme der Partnerländer, die 
Vermeidung der Paralleldurchführungen, gemeinsame 
Feldmissionen, gemeinsame Länderanalysen der Geber 
oder die verstärkte Anwendung der Budgethilfe anleitet 
und überwacht.

Der vorliegende Band widmet sich ausgewählten Ein-
zelaspekten dieser aktuellen Wirksamkeitsagenda und 
versucht, mit einem inhaltlichen Bezug zur österreichi-
schen EZA die bisherigen Ansätze und Erfahrungen in 
der Umsetzung zu problematisieren. Der erste Beitrag 
von Karin Christiansen und Andrew Rogerson vom 
britischen Overseas Development Institute (ODI) befasst 
sich mit den strukturellen Aspekten der internationalen 
„Architektur der Hilfe“, also den grundlegenden Voraus-
setzung für eine wirksame EZA im Sinne der Armutsre-
duktion. Das System, in dem gegenwärtig internationale 
Entwicklungskooperation abgewickelt wird, ist keines, 
das in seiner Gesamtheit auf die nominelle Zielsetzung 
der Armutsbekämpfung abgestimmt wurde, sondern 
vielmehr ein Produkt historischer Prozesse, in denen auch 
andere, nicht armutsbezogene Interessen und Logiken 
wirksam wurden. Dementsprechend widersprüchlich 
sind bis in die Gegenwart die unterschiedlichen Kräfte 
und Intentionen, die in ihrer Kombination zum Ergebnis 
führen, dass diese Architektur im Wesentlichen ungeeig-
net ist für mehr Wirksamkeit in der EZA.

In Bezug auf die wahrscheinlich wichtigsten Kernanlie-
gen der Pariser Erklärung, Harmonisierung und Anpas-
sung, blicken einzelne Geber bereits auf eine längere 
Erfahrungsperiode zurück, in der mit unterschiedlichen 
Mitteln versucht wurde, Geberaktivitäten effi zienter zu 
gestalten. Clemens Six erörtert in seinem Beitrag nicht 
nur die heterogenen Ansätze der Weltbank, der EU und 

der EU-Mitgliedstaaten als bilaterale Geber, sondern be-
schäftigt sich vor allem mit jüngsten, regionalen Evalu-
ierungen in Asien und Afrika. Das Ergebnis ist ein ambi-
valentes Resümee über das bislang Erreichte: selektive 
Fortschritte in Ländern mit günstigen politischen und 
ökonomischen Voraussetzungen, jedoch mangelnder 
politischer Wille zur konsequenten Umsetzung von Har-
monisierung und Anpassung, strukturelle und organisa-
torische Hindernisse auf Seiten der Geber, widersprüch-
liche Vorgaben und Politiken sowohl im Norden wie im 
Süden.

Das österreichische Außenministerium arbeitet ebenso 
wie andere europäische Geberstaaten gegenwärtig an 
einem eigenen Umsetzungsplan zur Pariser Erklärung. 
Für Österreich besteht in diesem Zusammenhang die He-
rausforderung darin, als relativ kleiner Geber innerhalb 
dieser Agenda eine politische Linie zu fi nden, die trotz 
der beschränkten Mittel innovative Konzepte ermöglicht, 
mit der auf die Besonderheiten der österreichischen EZA 
einerseits und die Eigenheiten der österreichischen Part-
ner- und Schwerpunktländer andererseits eingegangen 
werden kann. Anita Weiss-Gänger bietet einen Einblick 
in diese politische Selbstpositionierung und beschreibt 
die Details des österreichischen Aktionsplanes im Kon-
text der übergeordneten, internationalen Weichenstel-
lungen. Aus österreichischer Sicht bietet sich die Chance 
einer „neuen Kultur der Entwicklungszusammenarbeit“, 
die jedoch erst im Aufbau begriffen ist und noch ebenso 
viele offene Fragen hat wie bereits gegebene Antworten. 
Im Zentrum steht aber das Bekenntnis zur wechselseiti-
gen Verantwortung für effektive Armutsbekämpfung, 
die den partnerschaftlichen Ansatz ernst meint und ent-
sprechend umsetzt.

Das Instrument der Budgethilfe ist in der neuen Agen-
da zur Wirksamkeitssteigerung der EZA das eigentliche 
Zugpferd, auf das die internationale Gebergemeinschaft 
mit großem Optimismus setzt, da sie relativ unkompli-
ziert und direkt einsetzbar erscheint. Hinter Richard 
Gersters Forderung nach dem „Blick aufs Ganze“, der 
für eine entwicklungspolitische Beurteilung der Budget-
hilfe unabdingbar ist, stehen die aus seiner Sicht ambi-
valenten und vielschichtigen Konsequenzen dieser EZA-
Modalität. Den beobachtbaren Vorzügen wie etwa der 
Stärkung der gesamtwirtschaftlichen Stabilität und der 
Kapazitäten im Empfängerland stehen Schwierigkeiten 
in der Erfolgsmessung, Risiken der Korruption als nega-
tiver Effekt weniger für die Geber als vielmehr für die 
Armen sowie sehr unterschiedliche Voraussetzungen im 
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Süden gegenüber. Auch für die Nichtregierungsorgani-
sationen wirft die Budgethilfe Fragen nach ihrer zukünf-
tigen Positionierung auf.

Im Anschluss an die kritischen Bemerkungen der OECD 
aus dem Jahr 2004 über die projektorientierte Ausrich-
tung der österreichischen EZA initiierte das Außenmi-
nisterium in Wien unterschiedliche Maßnahmen, um 
das eigene staatliche Engagement zu diversifi zieren. 
Seit 2005 wird an nationalen Leitlinien für Budgethilfe 
gearbeitet und 2006 wurden bereits konkrete operati-
ve Schritte zur Beteiligung an sektorieller Budgethilfe 
gesetzt. Diese ersten Versuche sind, wie Klaus Steiner 
darstellt, geprägt von Sicherheitsdenken, das auf dem 
Mangel an eigenen Erfahrungen beruht. Österreich wird 
sich in den kommenden Jahren nur in vergleichsweise 
gut regierten Staaten engagieren, aufgrund seiner EZA-
Volumina aber versuchen, spezifi sche Expertise für aus-
gewählte Bereiche zur Verfügung zu stellen, um einen 
eigenen Standort im Rahmen der neuen Finanzarchitek-
tur einzunehmen. Man geht aber von offi zieller Seite 
in Österreich davon aus, dass auch kleine Geber unter 
der Voraussetzung guter Planung und Vorbereitung eine 
wichtige Funktion im Sinne der effektiveren Armutsmin-
derung ausüben können.

Das Thema Kohärenz ist nicht etwa nur ein thematischer 
Anhang zur Agenda der Wirksamkeit der EZA, sondern 
bildet die wesentliche Voraussetzung für deren effektive 
Umsetzung. Michael Obrovsky erläutert in seinem Bei-
trag, dass ein ernst gemeintes mulilaterales Programm 
für mehr Wirksamkeit die erweiterten politischen Rah-
menbedingungen in Betracht zu ziehen hat, die sich aus 
den gewollten oder ungewollten Konsequenzen anderer 
Politikbereiche für die Entwicklungspolitik ergeben. Ohne 
diesen Blick für das größere Ganze, für die Notwendig-
keit der angemessenen Berücksichtigung entwicklungs-
politischer Zielsetzungen in allen relevanten Politikberei-
chen verkommt die Diskussion zu einer technisch-ad-
ministrativen Herausforderung, die am eigentlichen Ziel 
der Armutsminderung vorbei geht. Die bisherige Bilanz 
der Umsetzung von Kohärenz ist insbesondere innerhalb 
der EU ernüchternd: Neben punktuellen und auf einzel-
ne Mitgliedstaaten beschränkte Fortschritte, die nicht 
nur die Inhalte der Politik, sondern auch die Organisa-
tion der Entscheidungsfi ndung betreffen, refl ektiert die 
politische Praxis bislang widerstreitende Interessen und 
mangelnden politischen Willen, die zum entscheidenden 
Handicap für mehr Wirksamkeit in der EZA überhaupt 

werden. Kohärenz muss damit insbesondere im Rahmen 
der Umsetzung der Pariser Erklärung ins Zentrum der 
Aufmerksamkeit gerückt werden.

Im zweiten Abschnitt zu den gesamten Finanzfl üssen 
Österreichs an die Entwicklungsländer werden die Leis-
tungen der öffentlichen Entwicklungszusammenarbeit, 
die anderen öffentlichen Flüsse, die privaten Leistungen 
zu marktüblichen Bedingungen und die Zuschüsse der 
privaten Hilfsorganisationen der Jahre 2003 bis 2005 
im Überblick und auch im Detail dargestellt und analy-
siert. Michael Obrovsky bietet in seinem Beitrag einen 
Überblick über die gesamten Finanzfl üsse sowie über die 
ODA-Leistungen Österreichs seit der ADA Gründung. 
Weiters wird ein aktueller internationaler Vergleich der 
ODA-Leistungen der DAC-Geberländer dargestellt und 
die wichtigsten Bestandteile der internationalen Ent-
wicklungszusammenarbeit 2005 beleuchtet.
Bernd Berghuber analysiert in seinem Beitrag die Leis-
tungen der privaten Hilfsorganisationen im Jahr 2005 in 
Österreich und belegt mit seinen Daten, dass das private 
Engagement für die Verringerung der Armut in Entwick-
lungsländern stark ausgeprägt ist.
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IS THE CURRENT AID ARCHITECTURE ’FIT FOR PURPOSE’?

Karin Christiansen, Andrew Rogerson

Is our current aid architecture ‘fi t for purpose’? Or is the 
system for delivering international development assis-
tance helping countries attain their development aims? 
In this paper we argue that it is not. Firstly the idea of an 
‘aid architecture’ is a misnomer. The system we inherit 
is the consequence of a long series of political initiatives 
with differing premises and objectives. Secondly the pur-
poses assigned to this assortment of institutions are also 
diverse. Developmental goals and poverty reduction are 
generally the dominant discourses within the aid indus-
try today. They are however not the sole or even a major 
determinants of how aid is actually allocated and spent. 
The aid industry’s patterns and behaviours are part of a 
broader political reality. Does this however matter? In 
this article we set out why we think this situation may 
be having serious consequence across a whole range of 
international objectives, including developmental ones.

The ‘internal’ effectiveness issues of aid, as set out in the 
large aid effectiveness and donor behaviour literatures, 
are not the subject at issue in this paper. Instead we are 
concerned with how the broader international context, 
which includes the aid system, may be generating a par-
ticular effect or pathology at the ground level, in aid re-
cipient countries. The wide range of actors, interests, op-
erational modalities, approaches and assumptions may 
simply be undermining each others’ objectives. If this 
diagnosis is correct, then some of the major problems of 
the aid system lie beyond its own realms. To understand 
and solve them means engaging with the broader set of 
political realities that is generating the current situation. 
The search for solutions thus draws us deep into the 
‘coherence agenda’. We suggest that the focus of the 
coherence debate has tended to be on the supply side, 
i.e. absorbed in generating greater coherence of donor 
government policies, objectives and resources, at their 
origin. The focus needs to shift. Specifi cally, the perspec-
tive needs to move ‘down’ to the operational fi eld level, 
and ‘out’ across all the objectives and actors operating 
in a particular terrain. We set out some initial options on 
a framework for how to take this forward.

Aid architecture: a misnomer

The term ‘aid architecture’ is a misnomer. The pattern of 
aid actors, spending and activities we are presented with 
today are the product of disjointed history of political ini-
tiatives based on widely different premises. The current 
aid system is not a coherent, functional structure based 
on a single design, or even commonly held principles. The 
pattern of institutional proliferation of the aid system is 
illustrated in the diagram below. New organisations are 
created to solve old problems or to serve new agendas.
High profi le examples include the Global Fund for Aids, TB 
and Malaria and the US Millennium Challenge Account. 
But old institutions continue in parallel. The proliferation 
of bilateral players has added to the range of regional 
development banks and other international fi nancial in-
stitutions (IFIs).The problems of ineffi ciency, duplication 
and lack of accountability remain largely unsolved and 
are sometimes reinforced. An increasing number of fi -
nancial channels deliver overall aid volumes that, until the 
last few years, were stagnant or declining in real terms. 
This proliferation is accompanied by an expanding range 
of UN and other implementing agencies including bur-
geoning numbers of non-governmental organisations 
(NGOs) and private contractors, providing a vast array 
of services, goods, technical assistance, capacity building 
or advocacy. This diversifi cation of suppliers could be a 
source of competition and enhanced effectiveness, from 
which aid recipients should benefi t. However, in the con-
text of the marked power and information asymmetries 
inherent in aid relationships, it is does not have that ef-
fect. There is a marked lack of clarity and predictability 
about the terms of aid contracts. Previously undeclared 
political conditions may be arbitrarily invoked. Despite 
the current rhetoric around mutual accountability, con-
tractual obligations and enforcement mechanisms, such 
as they are, only exist against recipient breaches. There 
is no third party appeal mechanism. This situation is un-
derscored by a series of ‘principal-agent’ problems, each 
with its own complicated incentive patterns. Key diver-
gences include that between donor and recipient gov-
ernments, but also within donors, particularly between 
HQ and country or operational levels, between recipient 
ministries of fi nance and their line ministries, between 
donors and non-government implementing agents such 
as NGOs and UN agencies [Easterly, 2003]. 
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Purpose: which purpose?

The dominant rhetorical objective of the aid industry 
today is development or poverty reduction, as articu-
lated for example in the Millennium Development Goals 
(MDGs). The range of purposes and interests of bilat-
eral donor governments is much broader. In addition 
to humanitarian and development objectives they have 
legitimate interests in their own defence and security, 
including counter-terrorism, nuclear and other weapons 
of mass destruction nonproliferation, organised crime 
reduction and counternarcotics, communicable disease 
control and an array of trade, energy security, growth 
and economic interests, as well as concerns around their 
social cohesion and immigration. And even within an 
overarching concern with recipients’ development in 
an ‘MDG sense’, individual donor emphasis varies. This 
can include a focus on formal democratic progress, mi-
nority and gender rights, environmental protection and 
other agendas, perceived as either key enabling condi-
tions for, or valuable joint outcomes of, country develop-
ment. However they may well clash with the recipient 
countries ordering of such concerns within their own 
strategic priorities. The window between the end of the 
cold war and 9/11 allowed for some degree of de-po-
liticisation of aid. This was manifest at national level by 
attempts to legislate the purpose of aid in the UK and 

Sweden. At an international level it is shown in global 
commitments to the MDGs and the recent and momen-
tous focus on aid within the G8 agenda. The promised 
doubling of aid fl ows to Africa and much more specif-
ic commitments towards the UN 0.7% aid targets are 
very signifi cant achievements, especially in the current 
economic climates in France, Germany, Italy and Japan. 
However, the impact of this resurgent commitment on 
the actual pattern of aid deployment should also not be 
overestimated. Aid remains a part of the foreign poli-
cy tool kit. This applies whether aid is given directly to 
governments, international and local NGOs or though 
multilaterals such as UN agencies and the IFIs. The sys-
tem for delivering aid as well as its spending patterns, 
modalities and habits is part of the political and for-
eign policy strategies of western donor governments. 
This also applies to the ‘emerging’ donors, about whom 
the established aid industry knows so little and who 
include donors from the Gulf region and the growing 
powers in Asia, particularly China and India. The pat-
tern of aid allocations clearly demonstrates this political 
nature of aid. Low-income countries receive less than 
half of global aid [Foster, 2003]. Former colonies that are 
‘non-democratic’ or have less open economies get twice 
as much aid as non-colonies that are ‘democratic’ or 
open [Alesina and Dollar, 2000].The direct link between 
aid and donor economic interests also remains strong. 

Source: Harford, Tim, Bita Hadjimichael and Michael Klein (2004) Aid Agency Competition: A Century of Entry, but no Exit, 
Viewpoint,Washington DC: World Bank Group. 

Grafi k:
The aid century

Note: Agencies are shown in year of creation, with the area of the circles proportional to their most recent annual aid commitments 
in U.S. dollars. ADB is Asian Development Bank; CAF, Corporación Andina de Fomento; EHK, Euler Hermes Kreditversicherungs; EIB, 
European Investment Bank; FMO, Netherlands Development Finance Company; IDB, Inter-American Development Bank; IMF, Inter-
national Monetary Fund; and OPIC, Overseas Private Investment Corporation. “IsDB and others” includes the Islamic Development 
Bank, the OPEC Fund, and the Arab Monetary Fund. For others, please see the text. Some organizations with annual commitments 
less than US$1.75 million are not labeled.Source: OECD Development Assistance Committee; authors’ compilation.
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The Gulf of Guinea oil producers, which now account 
for about 15% of US oil imports, have benefi ted from 
an increase in US aid from US$3.4 million to US$93.4 
million between 1995 and 2003. Little progress has 
been made on the untying of aid, despite the repeated 
commitments to de-linking assistance from the purchase 
of donor country supplied goods and services. Even for 
those who have offi cially untied their aid, patterns of 
contracting have not necessarily changed. An estimated 
96% of the ¥64 billion of Japanese aid spent on large 
projects in Vietnam in 2003 involved projects solely or 
partially involving Japanese companies [Real Aid, 2005]. 
Specifi c recent developments include the much dis-
cussed explicit (re-)securitisation of aid. The US Fragile 
States Policy launched in January 2005 and the Euro-
pean Security Strategy both overtly link development as-
sistance to purposes other than recipients’ development. 
The European Security Strategy regards “development 
cooperation largely as an ‘instrument’ at the disposal of 
EU foreign policy which should be guided above all by 
security; this narrow view contributed to emphasising 
security as an essential ingredient for development while 
failing to note that the obverse was also true” [ECDPM, 
2005]. The implications extended to individual EU Coun-
try Strategy Papers. In the EU Afghanistan strategy,“ se-
curity issues dominate the agenda”. The rhetorical use 
of aid to support security purposes is also manifested in 
terms of aid fl ows. Between 2000 and 2002, net Offi cial 
Development Assistance (ODA) received by the coun-
tries surrounding Afghanistan more than doubled from 
US$1.2 billion to over US$2.7 billion. Pakistan’s ODA 
alone tripled over that period, with US bilateral contri-
butions to Pakistan increasing from an average of US$40 
million (1998-2000) to US$770 million in 2002 [Real Aid, 
2005]. While this clearly raises further questions about 
how effective aid is at enhancing donor government se-
curity, as well as achieving developmental goals, neither 
is the focus of this article. Evaluating fi tness for purpose 
requires clarity around the defi nition of purpose. If aid in 
practice serves a wide range of interests and objectives, 
then assessing its fi tness in terms of any single purpose 
is of limited utility. Attempts to evaluate the aid systems 
purely in terms of developmental or humanitarian objec-
tives often generate quite stinging critiques (for example 
Easterly, 2003, or van de Walle, 2005). However valid 
these critiques are, the imputing of a single or dominant 
function to aid does not assist our understanding of the 
system as it stands.

Does motive matter?

While the political realities generating the lack of a 
meaningful aid architecture and ‘subversion’ of what 
some see as the legitimate core developmental purpose 
may be frustrating to development technicians, the real 
issue is how much this really matters in terms of results 
‘on the ground’. We argue that it has, in fact, serious 
negative consequences. The main ‘pathology’ emerges 
around each development actor’s lack of strategic and 
operational awareness of other actors. If each actor is 
meeting their own programme objectives effectively, 
the deeply unsafe further assumption is often made 
that overall each of their objectives will thereby be met. 
This is a straightforward fallacy of composition. Joint or 
overall utility maximisation will not happen, unless the 
actions of multiple independent actors are coordinated, 
through either:

• The invisible hand of markets or market-like signals;

• Strong collective action or cartel-like discipline; or

• External regulation.

None of these applies to the current situation [Rogerson, 
2005]. In reality, the constellation of external interests 
and actors may inhibit or even completely undermine 
the achievement of both their own and others’ objec-
tives. The array of interests pursued by a vast number 
of bilateral departments and agencies, multilateral and 
regional organisations, NGOs and the private sector, in-
cluding trans-national companies, is broad and at times 
confl icting. These actors also have diverse operational 
modalities, underlying assumptions, mindsets and ap-
proaches. The symptoms can include lack of engage-
ment as well as excessive, overlapping or counterpro-
ductive interventions. An illustration from within the aid 
systems of this lack of fi t is that with few limited excep-
tions, no individual donor explicitly factors into its aid 
allocation formula the combined allocations of others to 
the relevant set of countries. Donors rarely take account 
of each other’s resources, plans, conditionalities, or op-
erational modalities before developing and negotiating 
programmes with countries, sectors or institutions. This 
results in skewed patterns of congestion and scarcity 
at every level [Levin and Dollar, 2005]. It variously can 
increase costs, fragmentation, complexity and overload 
limited capacity. The interplay of different types of aid 
conditions designed without reference to each other can 
be particularly corrosive.The cumulative effect is often 
contradictory incentive sets facing the people donors are 
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interacting with. Despite signifi cant, well-intentioned re-
cent efforts at ‘donor harmonisation’ and attempts to 
‘align’ with government priorities and systems, little has 
changed operationally [Rogerson 2005,DAC 2004]. This 
lack of policy and operational congruence is perhaps par-
ticularly dangerous in ‘fragile states’, the current focus 
of much donor attention, where the national fabric is ar-
guably most vulnerable to avoidable externally-induced 
shocks [Christiansen et al 2004]. However, it is not spe-
cifi c to them. It may be that those situations where this 
vulnerability has the largest predicted negative spillover 
effects on the wider international community that, for 
short periods at least, the incentives for effective inter-
national coherence efforts might be strongest.

Implications for the overall policy 
coherence agenda

If the diagnosis set out above is correct, then under-
standing the pathology and how to respond to it draws 
one out into the Realpolitik of the agenda of coherence 
between the broader dimensions of foreign, economic 
and security policy. If we want to make aid, development 
assistance or international relations in general ‘fi tter for 
purpose’, we need to go beyond the development sys-
tem’s longstanding internal narratives and constructions. 
We need to engage with the powerful political forces 
that shape the institutional and behavioural parame-
ters in which aid is occurring. Coherence presents both 
threats and opportunities for development and humani-
tarian goals. This is not necessarily a win-win game, and 
development may well lose to more powerful domestic 
political constituencies. Like it or not, the aid industry is 
part of this broader context, both defi ned by and consti-
tutive of it. The current debate around ‘harmonisation’ 
of donor policies and systems, for example, is part of 
the aid subcomponent of the coherence agenda and 
needs to be seen as such. Progress in some of its key 
dimensions, such as aid untying, presupposes the de-
mand for parallel policy changes elsewhere. In the case 
of untying aid, this involves negating domestic economic 
interests. The current formulation of ‘between whom’ 
and ‘around what’ to generate coherence tends to be 
focused on the supply side – on joining up policies and 
objectives across a particular western government or 
multilateral institution. This is embodied, for example, in 
the recently established post-confl ict stabilisation or re-
construction units within the UK and US and the recent 
announcement of EU civilian rapid reaction units as part 
of the Common European Security and Defence Policy. 

Sometimes the agenda goes as far as looking at resource 
inputs. Rarely does the agenda go as far as addressing 
the consistency of outputs or impacts at the (aid recipi-
ent) country level.

A shift in the agenda

We suggest that a major shift needs to occur in this 
‘coherence’ agenda, for it to engage with the systemic 
problems that we have outlined above. The shift in ap-
proach required here is twofold. A move ‘down’ to op-
erational activities and the fi eld level, towards outputs 
and impacts, combined with a move ‘out’ beyond any 
specifi c bilateral agenda, to the cumulative effects of all 
of the actors and agents operating in a particular con-
text. Fundamental to this shift is distinguishing which of 
the resulting tensions and effects on the country level 
currently stem from:

• A fundamental incompatibility of objectives among 
the main actors;

• Differences in operational modalities and assumptions 
including mindsets, decision making systems, approach-
es to local systems and structures; and/or

• ‘Simple’ failures of collective action.

The analytical tools for such an approach may not yet 
exist, or to the extent they do, it is not clear who has a 
strong incentive in applying them. Is it possible to devel-
op a conceptual structure, for example, that would draw 
out the long-run trade-offs between pursuing counter-
narcotics objectives, or supplying emergency relief, and 
a range of other objectives, including development and 
poverty reduction? Who would be the major stakehold-
ers in such approaches? The constellation of actors, ob-
jectives, interests and modalities will be quite different 
in Uganda compared with Bangladesh or the Solomon 
Islands, Iraq, Mozambique or Palestine. The processes 
as well as the outcomes of improving the ‘coherence’ 
of external interventions need to be tailored to specifi c 
situations.
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Conclusion

If the suggested problem identifi cation around the fi t-
ness for purpose of the current system for delivering aid 
is accepted, then the solution must reach beyond that 
system. If the sources of the current ‘aid architecture’s’ 
lack of structure and multiplicity of purposes stems from 
beyond the aid system, then so must the search for solu-
tions. The agenda set out above involves external actors 
taking more responsibility for the consequences of their 
own actions, making the trade-offs more conscious and 
their effects more transparent, to domestic and foreign 
constituencies alike. We offer no ready-made institu-
tional recipe for how this new shift towards greater co-
herence ‘downwards and outwards’ should be achieved. 
Different combinations of recipient country leadership 
and multilateral support could be effective in different 
contexts. But if the problem is judged politically signifi -
cant enough, the necessary analytical tools and dialogue 
processes could emerge relatively quickly.
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HARMONISIERUNG UND ANPASSUNG ALS STRATEGIEN FÜR 
WIRKSAMERE HILFE? 
Bisherige Erfahrungen mit bi- und multilateralen Gebern 

Clemens Six

Einleitung

Die Weltbank und der Internationale Währungsfonds 
(IWF) haben zur Erreichung der Millenniums-Entwick-
lungsziele (MEZ) die Aufgabe übernommen, die politi-
schen Maßnahmen in den Einzelstaaten im Süden wie 
im Norden zu beobachten und zu bewerten. 2004 wur-
de dazu der erste Global Monitoring Report veröffent-
licht, der vor allem drei grundlegende (entwicklungs-) 
politische Anforderungen an die Geber- und Empfänger-
staaten feststellte:

• Mehr Selektivität seitens der Geberländer bei der Aus-
wahl ihrer Zielregionen und -länder entsprechend den 
eigenen Kompetenzen und komparativen Vorteilen;

• Stärkere Harmonisierung der Geberstrategien und 
-programme;

• Anpassung der Hilfe an die Entwicklungsstrategien 
und Prioritäten der Empfängerländer (World Bank 
2004, 170-176).

Dieser Beitrag versucht einen Überblick über die bisheri-
gen Erfahrungswerte in der Umsetzung von Harmonisie-
rung und Anpassung zu geben, um Stärken und Defi zite 
der bislang realisierten Reformansätze deutlich zu ma-
chen. Es wird dafür zunächst notwendig sein, zwischen 
den unterschiedlichen multilateralen und bilateralen Ge-
bern zu unterscheiden, da die Zeitspanne, die für ent-
sprechende Erfahrungen zur Verfügung stand, sehr un-
terschiedlich ist. Die multilateralen Geber wie die Welt-
bank können dabei auf eine wesentlich längere Periode 
der praktischen Erfahrungen zurückblicken als etwa die 
Europäische Union (EU) und ihre Mitgliedstaaten als bila-
terale Geber, deren Bestrebungen diesbezüglich erst we-
nige Jahre existieren bzw. überhaupt erst im Aufbau sind. 
Harmonisierung und Anpassung als entwicklungspoliti-
sche Strategien bestehen aus einer Vielzahl von Einzel-
aspekten, die in ihrer Gesamtheit zur Wirksamkeitssteige-
rung der Entwicklungszusammenarbeit (EZA) beitragen
sollen. Dementsprechend wird im zweiten Teil unterglie-
dert nach diesen Einzelaspekten gefragt, wie konsequent 
und politisch überzeugend diese Agenda bislang umge-
setzt wurde und wo die eklatantesten Defi zite liegen.

Harmonisierung und Anpassung als 
entwicklungspolitische Strategien

Harmonisierung meint im Sinne der Organisation for 
Economic Cooperation and Development (OECD), die 
die Bestrebungen ihrer Mitgliedstaaten zu mehr Wirk-
samkeit koordiniert und anleitet, das Bekenntnis seitens 
der Geber, ihre vielfältigen und in vielen Fällen völlig 
unkoordinierten Aktivitäten auf eine Weise zu rationa-
lisieren und aufeinander abzustimmen, die im Rahmen 
der Eigenverantwortung des Empfängerlandes ein Ma-
ximum an Wirksamkeit in Form von Armutsreduktion 
erlaubt (vgl. OECD 2006a, 20). Anpassung hingegen 
ist das Bekenntnis der Gebergemeinschaft, ihre EZA auf 
den nationalen Entwicklungsstrategien, -institutionen 
und -prozessen aufzubauen und somit einer politischen 
wie institutionellen Eigenverantwortung der Empfänger-
regierung zu unterstellen (ebda., 15). Demnach meint 
Anpassung einen zweifachen Prozess, nämlich einen 
strukturellen einerseits, der die EZA an die administra-
tiven Strukturen der Empfänger anpasst und über diese 
abwickelt, und einen inhaltlichen andererseits, der die 
EZA nach den Entwicklungsprioritäten der südlichen 
Länder ausrichtet. Sowohl Harmonisierung als auch An-
passung sind also in erster Linie Geberverpfl ichtungen, 
die mithilfe dezentralisierter Strukturen und Kompetenz-
verteilungen vor Ort in den Empfängerländern geplant 
und umgesetzt werden müssen.

Die frühen Initiativen der Weltbank

Die Weltbank ist eine der hauptsächlichen Initiatoren 
von Harmonisierung und Anpassung. Der Grund dafür 
liegt im „umfassenden Entwicklungsrahmen“ (com-
prehensive development framework), der 1999 vom 
damaligen Direktor der Bank, James Wolfensohn, for-
muliert wurde. Die vier Grundprinzipien dieses Entwick-
lungsrahmens – eine langzeitliche, ganzheitliche Vision 
für Entwicklung; Eigenverantwortung der Empfänger-
länder; eine als Partnerschaft angelegte EZA sowie ein 
ergebnisorientierter Fokus von Entwicklung – zielen 
unter anderem auch auf die Harmonisierung und An-
passung der Geberstrategien ab (vgl. Weltbank 1999). 
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Das Konzept des umfassenden Entwicklungsrahmens ist 
eng mit den nationalen Strategien für die Armutsreduk-
tion (PRS, poverty reduction strategies) verbunden, die 
die vier Prinzipien des Entwicklungsrahmens enthalten 
und für das betreffende Land klare nationale Entwick-
lungsprioritäten und eine kohärente Entwicklungsstrate-
gie formulieren sollen. Die Weltbank forciert mit großer 
Entschiedenheit diese Prozesse und treibt vor Ort die 
Agenda der Harmonisierung und Anpassung vor allem 
im Rahmen der eigenen Kooperation mit anderen bi- 
und multilateralen Gebern voran. In der Praxis musste 
die Bank jedoch feststellen, dass die Formulierung und 
politische Durchsetzung einer kohärenten Strategie zur 
Armutsreduktion in vielen Ländern nach wie vor nur 
Theorie ist. Die PRS sind häufi g mit den MEZ zu wenig 
abgestimmt (vgl. World Bank 2005) und die Geber zu 
wenig bereit, die Anpassungsvorhaben auch konse-
quent umzusetzen. Die 2006 veröffentlichte OECD-Stu-
die zu Harmonisierung und Anpassung in 14 ausgewähl-
ten südlichen Staaten hat ergeben, dass zwar in einer 
überwältigenden Mehrheit der untersuchten Fälle PRS 
vorhanden waren, die Geber jedoch ihre Länder- und 
Regionenstrategien nicht entsprechend darauf abstim-
men. Die Gründe dafür sind vielfältig. Einer davon ist die 
Schwäche im Monitoring der PRS-Umsetzung. Die Re-
gierungen in den Empfängerländern haben häufi g nicht 
die politischen Mittel, um eine regelmäßige Auswertung 
der Umsetzung der PRS vorzunehmen. Dadurch entfernt 
sich das Papier immer weiter von der entwicklungspoli-
tischen Realität und wird zum bloßen Bekenntnis ohne 
realpolitische Relevanz (OECD 2006a, 16). Ein weiterer 
Aspekt betrifft die inhaltliche Qualität. PRS sind häufi g 
viel zu breit und daher viel zu vage formuliert, um den 
Gebern klare Richtlinien für ihr Engagement vorzuge-
ben. Diese inhaltliche Unschärfe resultiert unter ande-
rem auch aus dem politischen Druck der Geber selbst, 
die bereits in der Formulierungsphase der PRS ihre Ei-
geninteressen einbringen und im Papier wiedergegeben 
sehen wollen, was die Inhalte der PRS unverbindlich 
und unkonkret werden lässt. Dies wiederum erschwert 
in weiterer Konsequenz „authentische Harmonisierung 
und Anpassung“ (OECD 2005a, 31; Anson u.a. 2005, 6).

Die Harmonisierungs- und 
Anpassungs-Agenda der EU

Seit der Verabschiedung der MEZ intensiviert auch die 
EU ihre Bestrebungen, die politische Koordination im 
Bereich EZA sowohl auf Gemeinschaftsebene als auch 
zwischen den Mitgliedstaaten zu verbessern. Ange-
sichts zäher Fortschritte entschied sich die Kommission 
2004 einen eigenen Aktionsplan für Koordination und 
Harmonisierung zu verabschieden, der unter anderem 
die Mitgliedstaaten dazu aufforderte, die EZA unter die 
eigenverantwortliche Leitung der Empfängerländer zu 
stellen, endlich konkrete Vorschläge für die Koordina-
tion und Komplementarität auf der operativen Ebene 
zu erarbeiten, die Harmonisierung der technischen As-
sistenz und Evaluierungen sichtbar voranzutreiben und 
auch auf EU-Ebene konkrete Richtlinien für die Planung 
und Abwicklung unterschiedlicher EZA-Strategien aus-
zuarbeiten. Seit 1974 (!), als der Rat der EU erstmals die 
Harmonisierung und Koordination der EU-EZA und der 
bilateralen Hilfe der Mitgliedstaaten beschloss, bleiben 
die erzielten Resultate weit hinter der politischen Rheto-
rik zurück: „Coordination within the Union is not struc-
tured, nor is it systematic or generalised throughout 
the partner countries in which several EU partners are 
present […] The efforts undertaken have not resulted 
in the desired complementarity and division of labour 
according to comparative advantages. The Commission 
fi nds it disappointing that […] many Member States re-
main reluctant to move from words to action, and do 
not show readiness act on the letter and spirit of the 
Union’s obligation to coordinate more closely” (Commis-
sion of the EC 2004, 10).

Der offensichtlich fehlende politische Wille zu einer ent-
sprechenden Umsetzung der politischen Bekenntnisse 
seitens der Mitgliedstaaten zeigt in den vergangenen 
zwei Jahren ein gewisses Maß an Korrektur – erste wahr-
nehmbare konkrete Schritte zu mehr Koordination und 
Harmonisierung werden sichtbar. Die EU selbst hat in 
den vier Empfängerländern Mosambik, Vietnam, Nicara-
gua und Marokko Pilotprojekte zu Harmonisierung und 
Anpassung gestartet, die bisher bei allen Schwierigkei-
ten vor Ort auch positive Fortschritte auf der Geberseite 
aufweisen. Bessere Informationsaufbereitung über die 
einzelnen Arbeitsbereiche der EU-Geberländer soll die 
Koordination im Sinne der Komplementarität steigern. 
Dafür wurde ein eigener Geberatlas der EU ausgearbeitet 
(vgl. European Commission/OECD 2006). Einzelne EU-
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Mitgliedstaaten, insbesondere in Skandinavien, haben 
begonnen, informelle Netzwerke wie etwa die „Nordic+ 
Initiative“ zu bilden, die in den Empfängerländern bes-
sere Koordination und Kooperation mit den staatlichen 
Strukturen erreichen sollen (vgl. Commission of the EC 
2005, 78f.). Auch die von der EU-Kommission favorisier-
te Idee, als bilaterale Geber durch einen von insgesamt 
fünf führenden Geberstaaten zu operieren, wurde von 
den meisten Mitgliedstaaten begrüßt. Lediglich Öster-
reich und Malta lehnten diesen Vorschlag rundweg ab 
(ebda., 15f.). Ein bleibendes Problem der EU und ihrer 
Mitglieder im Hinblick auf Harmonisierung und Anpas-
sung zeigt sich aber bei der Budgethilfe als mittlerwei-
le anerkanntes, auch von der Kommission bevorzugtes 
Instrument auf der operativen Ebene. Selbst angesichts 
eines allgemeinen Konsenses innerhalb der EU über die 
Chancen dieser Finanzierungsform der EZA divergieren 
die Vorstellungen der Mitgliedstaaten über die konkre-
te Ausgestaltung jedoch stark. Der Kommission gelang 
es etwa zu Beginn 2006 nicht, alle Mitgliedstaaten auf 
mehrjährige Budgethilfen zu verpfl ichten, die angesichts 
der notwendigen Vorhersagbarkeit und Berechenbar-
keit der Mittel dringend nötig gewesen wären und die 
zudem die Transaktionskosten für die Empfängerländer 
durch die Abschaffung der momentan jährlichen Über-
prüfungen reduzieren würden (vgl. Kommission der EG 
2006, 12f.). Was Budgethilfe mittlerweile aber auch im 
Hinblick auf die Koordination der EU-Mitgliedstaaten zu 
erreichen vermag, ist eine graduelle Harmonisierung vor 
Ort durch den intensivierten Dialog der Budgethilfege-
berstaaten –  sowohl über entwicklungspolitische Inhalte 
als auch über die Abwicklung, selbst wenn unterschiedli-
che Vorstellungen etwa über Konditionalitäten und Eva-
luierung bestehen bleiben.

Bilaterale Geberstrategien

Auch die EU-Mitgliedstaaten selbst versuchen derzeit in 
ihrer nationalen Planung der bilateralen EZA mehr und 
systematischer auf die Erfordernisse von Harmonisierung 
und Anpassung einzugehen. Die OECD hat im Rahmen 
ihrer Peer Reviews dieses Jahr (2006) unter anderem die 
EZA-Praxis der Niederlande und des Vereinigten König-
reichs näher analysiert und dabei auch die von diesen 
beiden Staaten unternommenen Versuche der Umset-
zung von Harmonisierung und Anpassung bewertet. 
Diese Studien sind nicht nur ob ihrer Aktualität aussa-
gekräftig, sondern auch die betroffenen Länder sind in-
teressant, da sowohl die Niederlande als auch das Ver-
einigte Königreich und insbesondere das staatliche DFID

(Department for International Development) federfüh-
rend in der Anpassung der entwicklungspolitischen Pra-
xis an aktuelle Herausforderungen sind.

Die Niederlande setzen zunächst die bereits erwähnte 
Strategie der Selektivität insofern um als sie in sämtli-
chen 36 Partnerländern, in denen sie entwicklungspoli-
tisch tätig sind, in höchstens zwei bis drei Sektoren aus 
einer Gesamtauswahl von fünf (Bildung, Umwelt, Was-
ser, HIV/AIDS und Reproduktionsrechte) tätig sind. Um 
die Probleme der Wirksamkeit der Hilfe entsprechend 
anzugehen, wurde im Außenministerium in der General-
direktion für Internationale Zusammenarbeit eine eigene 
„Abteilung für Wirksamkeit und Qualität“ geschaffen, 
deren Personal in enger Kooperation mit anderen Stel-
len des Ministeriums ausschließlich zum Thema Wirk-
samkeitsverbesserung arbeitet. Dem Ministerium in Den 
Haag ist ein hochgradig „dezentralisiertes System“ von 
Botschaften unterstellt, die für den politischen Dialog 
vor Ort mit den Empfängerstaaten sowie anderen Ge-
bern zuständig sind. Auch operative Aufgaben wie die 
Formulierung der Länderstrategien und Sektorpolitiken 
oder Genehmigung, Überwachung und Auswertung von 
Implementierungsmaßnahmen fallen in den Zuständig-
keitsbereich der Einzelbotschaften, die über „delegierte 
Finanzmittel“ verfügen, die sie autonom verwalten kön-
nen. Die Regierung in Den Haag hat beschlossen, diesen 
Prozess, der für die effektive Abstimmung der EZA mit 
den Strategien und Prioritäten der Empfängerländer von 
entscheidender Bedeutung ist, weiter fortzusetzen und 
die delegierten Mittel weiter zu erhöhen. Mittel für allge-
meine Budgethilfe werden überhaupt nur mehr von den 
Botschaften ohne Mitsprache des Ministeriums in den 
Niederlanden verwaltet. Ein eigenes Verwaltungssystem 
für Planung, Monitoring und Wissensmanagement hat 
wesentlich zur Koordination zwischen dem Außenmi-
nisterium und den Botschaften beigetragen. Die unten 
angeführten Erfahrungswerte zeigen, dass in diesem Be-
reich in den meisten Geberstaaten wesentliche Hinder-
nisse für Harmonisierung und Anpassung bestehen.

Programmorientierte und sektorspezifi sche Ansätze bil-
den in den Niederlanden seit 1999 einen Schwerpunkt 
der EZA und die Budgethilfe gilt in den Augen des hollän-
dischen Außenministeriums als die wirksamste Form der 
Hilfe. Projekthilfe wird zwar weiterhin fi nanziert, indivi-
duelle Projekte werden jedoch nur unterstützt, wenn sie 
direkt der Umsetzung der Sektorpolitik des Empfänger-
landes dienen oder andere innovative Konzepte anwen-
den. Auch gilt die Voraussetzung, dass sich der Anteil 
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eine Reduktion an Zeitaufwand und Kosten für die Emp-
fängerregierung. Zu den strukturellen Voraussetzungen 
für wirksame EZA gehört auch im Falle der Briten ein 
hohes Maß an Dezentralisierung, das dem DFID große 
Flexibilität in der Anwendung seiner entwicklungspoli-
tischen Strategien erlaubt. Nach den Vorstellungen der 
OECD sollte dieser Spielraum in Zukunft aber besser ge-
nutzt werden, um jedes Empfängerland selbst entschei-
den zu lassen, welcher Instrumentenmix in der EZA den 
nationalen Prioritäten und Problemstellungen am Besten 
entspricht.

Andere OECD-Länder sind entweder gerade im Begriff 
ähnliche Strategien für die Umsetzung der Pariser Er-
klärung im Allgemeinen und für Harmonisierung und 
Anpassung im Besonderen zu formulieren oder haben 
selbst bereits begonnen eine solche in ihren Ministeri-
en bzw. ihren Partnerländern umzusetzen (vgl. etwa 
OECD 2004+2005b). Entscheidend wird jedoch sein, 
die Konzepte für die Umsetzung mit den bisherigen Er-
fahrungswerten abzustimmen und durch eine ständige 
Überprüfung der Effekte an der eigentlichen Zielset-
zung, der Armutsreduktion, zu messen. Die Gefahr, hier 
bloße politische Rhetorik ohne empirische Grundlage zu 
betreiben, ist angesichts der aktuellen internationalen 
politischen Aufmerksamkeit für technisch-administrative 
Prozesse in der EZA durchaus gegeben.

Erfahrungen in der Umsetzung

Entsprechend der kurzen Zeit, die seit dem Beschluss der 
Pariser Erklärung zur Wirksamkeit der EZA im März 2005 
vergangen ist, sind die bisherigen Erfahrungswerte mit 
ihrer Umsetzung vor allem im Hinblick auf die mittel- 
und langfristigen Auswirkungen noch recht vage. Die 
große OECD-Evaluierung von 2006, die in Zusammenar-
beit mit der Weltbank durchgeführt wurde, ist der erste 
systematische Versuch, die Umsetzung auszuwerten und 
operative Schwachpunkte bzw. politische Defi zite auszu-
machen. Auf etwas aussagekräftigere Erfahrungswerte 
können jene bi- und multilateralen Geber zurückgreifen, 
die insbesondere bei Harmonisierung und Anpassung 
seit mehreren Jahren regionalspezifi sche Programme 
durchführen. Daher wird sich die folgende Darstellung  
vor allem auf diese Auswertungen stützen.

der Projekte an der öffentlichen EZA schrittweise redu-
ziert (OECD 2006b). Die wohl wesentlichste Maßnahme 
in der kontinuierlichen Veränderung der holländischen 
EZA bleibt aber die Schaffung institutioneller Voraus-
setzungen im Ministerium und in der Ausstattung der 
Botschaften, um Harmonisierung mit anderen Gebern 
und Anpassung an die Strukturen und Prioritäten der 
Empfängerländer entsprechend praktizieren zu können.

An der entwicklungspolitischen Praxis der Briten bzw. des 
DFID im Süden wurde in den letzten Jahren Kritik geübt. 
DFID interpretierte in vielen Fällen die Abstimmung der 
Geber untereinander im Wesentlichen als Umsetzung 
der eigenen Programmatik mit der Möglichkeit für an-
dere, insbesondere zivilgesellschaftliche aber auch staat-
liche Akteure, sich dem anzuschließen (vgl. etwa Beloe 
2005, 4). DFID, das bereits einige Jahre Erfahrung in 
der Weiterentwicklung von Geberstrategien im Bereich 
Wirksamkeit der Hilfe hat, gehört international zu einem 
der dominanten Akteure in der Umsetzung der Pariser 
Erklärung. Dieser Erfahrungs- und auch Ressourcenvor-
sprung wirkte sich in der Praxis der Zusammenarbeit 
mit anderen Gebern auch negativ aus, indem zu wenig 
auf einen Dialog mit der übrigen Gebergemeinschaft 
geachtet wurde (vgl. OECD 2006c). Vor allem in enger 
Kooperation mit der Weltbank hat DFID in den letzten 
Jahren ein System der Entwicklungsplanung erarbeitet, 
das auch im Bezug auf die Umsetzung der Pariser Erklä-
rung federführend sein wird. Ein „Medium-Term Action 
Plan“ zur Wirksamkeit der Hilfe ist gerade in Arbeit, der 
neben Veränderungen im Aufbau der EZA vor allem eine 
Überarbeitung der Konditionalitäten beinhalten wird. 
Zum einen um die Eigenverantwortung der Empfänger-
länder überhaupt erst zu ermöglichen und zum anderen 
um die Kooperation der Geber zu verbessern, womit 
auf die geäußerte Kritik am DFID reagiert wird (OECD 
2006c, 68, Box 11). Auch das DFID setzt in Zukunft noch 
stärker auf Budgethilfe; ein wesentlicher Beitrag zur bes-
seren Harmonisierung könnten aber die gemeinsamen 
Länderstrategien und operationellen Richtlinien sein, die 
DFID für seine Empfängerländer formulieren und mit an-
deren Gebern abstimmen möchte. In Nepal gelang es 
DFID bereits zehn große Geber an einen Tisch zu bringen 
und sich auf solche gemeinsame Richtlinien zu einigen 
(ebda., 73). Auch für die Prozesse der Evaluierung strebt 
DFID in Zukunft größere Abstimmung unter den Gebern 
an und wird in der konkreten Formulierung und Umset-
zung gemeinsamer Evaluierungsmodelle eine wichtige 
Rolle spielen. Intention hinter all diesen Maßnahmen 
ist eine Vereinfachung der Abwicklung und damit auch 
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Verbesserungen und Defi zite 
in der Geberkoordination

Nach Angaben der Weltbank arbeitet ein Entwicklungs-
land im Durchschnitt mit 30 oder mehr entwicklungspoli-
tischen Akteuren zusammen, die in sämtlichen wichtigen 
gesellschaftspolitischen Bereichen tätig sind. Pro Akteur 
werden im Jahr rund fünf Feldmissionen durchgeführt, 
die in den meisten Fällen mit den staatlichen Behörden 
in irgendeiner Weise in Kontakt treten und eine Koo-
peration anstreben (World Bank Development News, 
zitiert nach Radelet 2006, 15). Dieser aus der Sicht der 
Ministerien und der lokalen staatlichen Einrichtungen 
des Empfängerlandes enorme fi nanzielle und zeitliche 
Aufwand verlangt nach entsprechender Absprache zwi-
schen den Gebern, um auch dem Empfängerland selbst  
– insbesondere angesichts knapper Personalressourcen 
– die Möglichkeit zu geben, effi zienter zu arbeiten. Der 
eigentliche Ort der Harmonisierung der Geberaktivitäten 
ist das Empfängerland selbst, was unterschiedliche, vor 
allem institutionelle Arrangements seitens der Geber 
verlangt. Um diese Agenda der Geberkoordination auch 
wirksam in die Praxis umzusetzen, gibt es zunächst drei 
Problemstellungen, die die bisherigen Erfahrungswerte 
vor allem mit OECD-Staaten, aber auch mit multilatera-
len Geberinstitutionen zutage gebracht haben:

•  Harmonisierung und auch Anpassung bedürfen eines 
intensiven Arbeitsaufwandes – sowohl seitens der Ge-
ber als auch der Empfänger –, der in den meisten Fäl-
len kurzfristig fi nanziell nicht veranschlagt ist und sich 
daher negativ in Form von Zusatzkosten niederschlägt. 
Dies wiederum schmälert das operative Budget, was 
die Wirksamkeit der EZA beeinträchtigt.

•  Nur wenige Geber haben bislang effi ziente Mechanis-
men, Ressourcen oder Anreize für Mitarbeiter vor Ort 
geschaffen, um solche Aktivitäten auch tatsächlich vo-
ranzutreiben.

•  Zahlreiche, häufi g unbeabsichtigte geberinterne Politi-
ken und Prozesse wirken den Harmonisierungsbestre-
bungen entgegen, indem sie kontraproduktives Ver-
halten und Ansätze fördern (vgl. IDA 2004, 2).

Um diesen Herausforderungen zu begegnen, haben die 
Geber in den vergangenen Jahren versucht, vor allem 
in der Formulierung der Länderstrategien besser zusam-
menzuarbeiten und Missionen im Rahmen der Program-
mierungsprozesse gemeinsam durchzuführen. 

In Bangladesch etwa organisiert die Asian Development 
Bank (ADB) seit 2005 derartige Missionen nur mehr in 
Absprache mit drei anderen Gebern; der Weltbank, der 
japanischen Regierung und dem DFID, mit denen sie an 
einer Joint Country Strategy arbeitet. Dadurch verbes-
sert sich zwar die sektorielle Zusammenarbeit und Ab-
stimmung, die Länderprogramme haben sich aber durch 
die nach wie vor bedeutende Rolle älterer Bewilligungen 
kaum verändert. Auch hemmen institutionelle Struktu-
ren eine konsequente Harmonisierung, die eine bessere 
Abstimmung der Programme mit den Entwicklungspro-
zessen in Bangladesch erlauben würde. In den multilate-
ralen Organisationen, in diesem Fall sind das die beiden 
Entwicklungsbanken, ist eine signifi kante Divergenz zwi-
schen Headquarter und Field Offi ces festzustellen sich 
entschiedener für mehr Harmonisierung einzusetzen. 
Die interne Koordination und strategische Orientierung 
in den Banken funktioniert bislang nur unzureichend 
und blockiert raschere Fortschritte (Thornton 2006a, 6). 
Zudem werden die Regeln für die operative Ebene der 
Kooperation in vielen Fällen nach wie vor in den Head-
quarters formuliert; Regeln, die nicht immer den lokalen 
Harmonisierungsanforderungen entsprechen. Deshalb 
regt etwa die Global Donor Platform for Rural Develop-
ment (GDPRD) – eine 2003 durch die OECD und ihre 
Mitgliedstaaten sowie Entwicklungsbanken gegründe-
te Plattform für bessere Koordination und Anpassung  
– an, lokale „codes of conduct“ aufzustellen, die auch 
für Headquarters verpfl ichtend sein sollen (Anson u.a. 
2005, 4).

Dezentralisierung ist vor allem angesichts dieser Schwie-
rigkeiten ein notwendiger Prozess seitens der Geber, 
um die Programme stärker bedarfsorientiert gestalten 
zu können. Diese Maßnahme reduziert erfahrungsge-
mäß auch die Verspätungen in Programmzyklen, ver-
ringert die Transaktionskosten und verbessert die Qua-
lität der Projekte allgemein, auch indem sie den Dialog 
mit den südlichen Regierungen intensiviert. Vietnam 
gilt im Bereich Wirksamkeit der Hilfe, insbesondere 
durch gute Regierungsführung, als ein Land mit bis-
lang guten Ergebnissen auch bei Harmonisierung und 
Anpassung. Während eine Reihe von Gebern schon vor 
längerer Zeit begonnen hat, Kompetenzen und Finanz-
mittel an ihre Länderbüros in Vietnam zu delegieren, 
existieren sehr unterschiedliche Auffassungen über die 
notwendigen Maßnahmen und die Defi nition von De-
zentralisierung, sodass ein allen Gebern gemeinsames 
Verständnis von Dezentralisierung als Voraussetzung 
einer einheitlichen Politik bisher fehlt (PGAE 2004, 12). 
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UNDP (United Nations Development Programme) ver-
sucht daher die Geber auf einen Katalog verbindlicher 
Dezentralisierungsmaßstäbe zu verpfl ichten, der eine 
konsequent harmonisierte Geberpolitik erst möglich 
macht.

Zunehmende Geberkoordination beeinfl usst auch das 
politische Verhältnis der Geber untereinander und hat 
nicht immer nur positive Konsequenzen in Bezug auf die 
Wirksamkeit der Hilfe. In vielen Fällen haben die Agenda 
der Pariser Erklärung und insbesondere die Bemühungen 
zu mehr Harmonisierung mit Anlaufschwierigkeiten zu 
kämpfen, die auf einen Mangel an praktischen Anreizen 
für die beteiligten EZA-Akteure zurückzuführen sind. Jak 
Jabes, der Leiter des Teams „Governance Practice“ im 
Regionalbüro von UNDP in Bangkok etwa berichtet, dass 
die unterschiedlichen Geber in der Region zwar sehr 
wohl an einem Erfahrungs- und Informationsaustausch 
interessiert wären, echte Koordination aber nur selten 
das Ergebnis dieser Gespräche ist. Das Fehlen prakti-
scher Anreize für bessere Koordination gelte auch für 
die Empfängerseite, die meist kein Problem damit habe, 
mehrere Finanzierungen für sehr ähnliche Projekte zu 
bekommen (UNDP 2006, 4f.). Aus diesen Gründen ist es 
in zahlreichen Empfängerländern üblich, dass einzelne 
Geber eine Vorreiterrolle einnehmen und Pilotprojekte 
zu Harmonisierung und Anpassung starten, die bei ent-
sprechend erfolgreicher Umsetzung für weitere Geber 
geöffnet werden. In Kambodscha zum Beispiel starte-
ten die Weltbank, die Vereinten Nationen, DFID und die 
Asian Development Bank 2003 eine Initiative, die eine 
gemeinsame Planung aller entwicklungspolitischen Ak-
tivitäten in diesem Land und eine entsprechende Anpas-
sung an die nationalen Strukturen ermöglichen sollte. 
Diese Initiative umfasste neben den genannten Gebern 
auch 15 UN-Organisationen und hatte in Bezug auf das 
Gesamtbudget der EZA in Kambodscha einen signifi -
kanten Umfang. Obwohl sowohl die kambodschanische 
Regierung als auch die beteiligten Geber die Fortschritte 
verbesserter Koordination anmerkten, führte die Initiati-
ve zu einer Verschlechterung der Beziehungen und da-
mit zu einer Abnahme der Koordination mit den nicht 
beteiligten Gebern (Cox 2006b). In Bangladesch, wo es 
eine ähnliche Initiative bi- und multilateraler Geber seit 
2004 gibt, sahen sich die Beteiligten dem Vorwurf aus-
gesetzt, den entwicklungspolitischen Dialog mit der Re-
gierung zu monopolisieren und durch ihr umfassendes 
Harmonisierungs- und Anpassungsprogramm kleinere 
Geber politisch zu marginalisieren (Thornton 2006a, 5). 
Für eine gelungene Umsetzung der Pariser Erklärung zu 

mehr Harmonisierung ist es daher notwendig, nicht nur 
die Vorteile der Koordination zwischen einzelnen Ge-
bern, die es zweifelsohne gibt, hervorzuheben, sondern 
auch die Gestaltung der Beziehungen zu den nicht un-
mittelbar beteiligten Gebern in Betracht zu ziehen und 
die politischen Konsequenzen selektiver Harmonisierung 
zu bedenken. Ein interessantes Gegenbeispiel zu einem 
derartigen „ganging up“ einzelner Geber ist Vietnam. 
Die sehr klaren politischen Vorgaben und Prioritäten der 
dortigen Regierung, die sie auch gegenüber dominan-
ten Gebern wie der Weltbank relativ konsequent vertritt, 
haben einen derartigen Vorwurf seitens kleinerer Geber 
bislang verhindert (vgl. Cox 2006a, 10).

Harmonisierung hat aber in den Empfängerstaaten sei-
tens der Geber noch mit einem weiteren Problem zu tun. 
Die Kosten starker Geberfragmentierung dürfen nicht 
allein auf Planung und Auswertung der Projekte bezo-
gen und bessere Geberkoordination nicht ausschließlich 
auf eine Reduktion der Management- und Transferkos-
ten reduziert werden. Ein zusätzlicher Aspekt betrifft das 
Interesse der Geber, die eigene Sichtbarkeit als „Wohl-
täter“ bzw. verantwortungsvolle Geber im Sinne der 
Rechtfertigungspfl icht gegenüber den eigenen Steuer-
zahlern aufrecht zu erhalten. Die Geber beanspruchen 
dadurch die ohnehin beschränkten Kapazitäten des 
öffentlichen Sektors der Empfängerländer stark und re-
duzieren damit die Möglichkeit des Ownership anstatt 
diese – wie von der Pariser Erklärung vorgesehen –  zu 
erweitern (vgl. Birdsall 2005, 9; Anson u.a. 2005, 12). 
Es bleibt eine Herausforderung für die Umsetzung von 
besserer Harmonisierung, mit diesen Eigeninteressen der 
Geber umzugehen und Wege zu fi nden, wie einerseits 
die Sichtbarkeit der Geberaktivitäten gewährleistet bleibt 
und andererseits die Eigenkapazitäten und das Owner-
ship der Empfängerregierungen gestärkt werden.

Reduktion der Transaktionskosten?

Ein wesentliches Argument in der internationalen EZA 
zugunsten von Harmonisierung und Anpassung ist eine 
Senkung der Transaktionskosten, die man sich von ei-
ner konsequenten Umsetzung erwarten darf. Unter 
Transaktionskosten versteht man jene Kosten in Form 
von Zeit und Finanzmitteln, die in der Abwicklung und 
Verwaltung von Entwicklungszusammenarbeit anfallen. 
Im Allgemeinen ist es sehr schwierig, diese Kosten ent-
sprechend zu messen und daher auch diesbezügliche 
Veränderungen festzustellen. Bisherige Versuche nah-
men unter anderem die Anzahl der Projekte, die Menge 
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der zu verfassenden Berichte, die Zahl der Treffen oder 
den Zeitaufwand von Beamten im Empfängerland als 
Maßstab (vgl. Koeberle/Stavreski 2006, 22). Transakti-
onskosten entstehen aber nicht nur auf Empfängerseite, 
sondern auch durch Geberverhalten wie getrennte Län-
deranalysen oder Evaluierungen. Harmonisierung und 
Anpassung sollen diese Kosten spürbar reduzieren und 
damit sowohl die südlichen Verwaltungsstrukturen als 
auch die Geber mit dem Ziel entlasten, die frei werden-
den Mittel im Sinn der entwicklungspolitischen Zielset-
zungen verwenden zu können.

Die bisherigen Erfahrungen fallen allerdings keineswegs 
so eindeutig aus. Im März 2006 fand in Bamako, Mali, 
ein Workshop mit rund 200 Teilnehmern aus 25 nord-,
zentral- und westafrikanischen Ländern statt, um die 
Konsequenzen der Pariser Erklärung zu mehr Wirksam-
keit in der EZA zu diskutieren. Die Beteiligten vermittel-
ten das Bild einer äußerst heterogenen Umsetzung die-
ser Agenda. In Bezug auf die Transaktionskosten wurde 
aber von zahlreichen Beteiligten darauf verwiesen, dass 
diese – insbesondere bei der Verwirklichung von Geber-
koordination und Anpassung – kurzfristig auf beiden 
Seiten eher steigen, mittel- bis langfristig möglicherwei-
se aber fallen würden (Workshop 2006, 7). Die bereits 
zitierte „Quadripartite Initiative“ von vier großen Ge-
bern in Kambodscha musste feststellen, dass die Kosten 
dieses Harmonisierungsprojektes in Bezug auf Zeit- und 
Organisationsaufwand beinahe doppelt so hoch waren 
wie es separate, individuelle Planungsprozesse gewesen 
wären. Auch die Regierung selbst beobachtete nur einen 
leichten Rückgang des Konsultationsaufwandes (Cox 
2006b, 7f.). In Bangladesch, wo die Regierung versucht 
verstärkt sektorbezogene und programmorientierte An-
sätze umzusetzen und vier Geber eine „Joint Country 
Strategy“ verfolgen, ist der Effekt auf die Transaktions-
kosten zumindest nicht eindeutig positiv. Die Harmoni-
sierungsmaßnahmen wurden von den Gebern vor Ort, 
hauptsächlich Weltbank, DFID und das japanische Au-
ßenministerium, als extrem zeitaufwendig beschrieben. 
Uneinig war man sich aber, ob dieser Zusatzaufwand tat-
sächlich als Transaktionsposten verbucht werden sollte, 
da es bei Harmonisierung und Anpassung auch um einen 
qualitativ verbesserten Dialog mit der Empfängerregie-
rung gehe, der wiederum Leerläufe und Zweigleisigkeit 
verhindern helfe (Thornton 2006a, 10). In Pakistan wur-
den im Rahmen eines Programms zur Dezentralisierung 
staatlicher sozialer Dienstleistungen unter der Anleitung 
der Regierung ähnliche Erfahrungen gemacht. Von ei-
nem markanten Rückgang der Transaktionskosten konn-

te dabei nicht gesprochen werden, zu aufwendig waren 
die Umsetzungsmaßnahmen sowohl auf Geber- als auch 
auf Empfängerseite (Agulhas 2006b).

Vor allem zu Beginn der Umsetzung von Harmonisie-
rung und Anpassung ist eine Reduktion der Transakti-
onskosten ein eher unwahrscheinliches Szenario, was 
aber andererseits wiederum ein Anreiz sein kann, bereits 
gemachte Erfahrungen entsprechend auszuwerten und 
anderen Akteuren zur Verfügung zu stellen, um Leerläu-
fe und Fehlverhalten durch mangelnde Erfahrung zu ver-
ringern. Als primäre Rechtfertigung für Harmonisierung 
und Anpassung ist die Reduktion der Transaktionskosten 
aber nicht geeignet.

Die Rolle der Regierungen im Süden

Man kann die neue internationale Aufmerksamkeit für 
Fragen der Wirksamkeit von Hilfe auch als eine Entwick-
lung verstehen, die sich auf der operativen Ebene von 
Einzelprojekten hin zu Länderprogrammen bewegt. Da-
hinter steht die Einsicht, dass es zu erfolgreicher Armuts-
reduktion und zum Erreichen der MEZ im Süden selbst 
ein stimmiges politisches System mit funktionierenden 
Institutionen braucht. Einzelprojekte sind daher nicht 
mehr als Einzelprojekte zu bewerten, sondern zusehends 
als Teil einer länderspezifi schen Entwicklungsstrategie 
(Picciotto 2006, 8). Träger einer derartigen Strategie, 
die auch die wesentliche Voraussetzung für die Anpas-
sung der Geberstrategien darstellt, kann nur der Staat 
sein. Empfängerländer mit starken, funktionierenden 
staatlichen Institutionen und einer klar formulierten po-
litischen Agenda, die auch von den Gebern respektiert 
wird, schneiden in der Verwirklichung von Harmonisie-
rung und Anpassung deutlich besser ab und in manchen 
Fällen kann ein starkes Ownership auch Defi zite in der 
Koordination der Geber zugunsten kohärenter EZA aus-
gleichen (vgl. Thornton 2006c, 16). 
Zwei Beispiele dazu:
In den vergangenen 15 bis 17 Jahren durchlief Kamerun 
eine Periode drastischer Strukturanpassungsprogramme, 
die die internationalen Finanzinstitutionen einforderten 
und die Beziehung dieses Landes zu seinen übrigen EZA-
Partnern massiv beeinfl ussten. Teil dieses Programms 
waren unter anderem eine entschiedene Abwertung der 
eigenen Währung und eine Kürzung der Staatsausga-
ben, die auch über eine Reduktion der Beamtengehäl-
ter um mehr als die Hälfte fi nanziert wurde. Die Folge 
war nicht nur ein Einbruch in den nicht-EZA-fi nanzierten 
öffentlichen Investitionen, sondern insbesondere eine 
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strukturelle Schwächung der staatlichen Strukturen. Im 
Rahmen der internationalen Agenda zur Wirksamkeits-
steigerung der EZA wird auch vom Staat Kamerun ge-
fordert, seine Empfängerverpfl ichtungen entsprechend 
wahrzunehmen, was ihm angesichts seiner auf ein Exis-
tenzminimum reduzierten Kapazitäten kaum gelingt. Es 
existiert zwar ein PRSP (Poverty Reduction Strategy Pa-
per) aus dem Jahr 2003, die Überarbeitung 2005 brach-
te jedoch die Notwendigkeit einer übergeordneten stra-
tegischen Vision zu Tage, um die Geber entsprechend 
anzuleiten und eigene nationale Prioritäten zu formulie-
ren und auch umzusetzen. Die bisherige Bilanz in Kame-
run –  sowohl hinsichtlich der Harmonisierung der Ge-
ber als auch der Anpassung an landeseigene Strukturen 
und Programme –  ist ernüchternd. Geber stimmen nur 
in den wenigsten Fällen ihre Aktivitäten mit dem Staat 
ab und intervenieren direkt in die nationalen Entschei-
dungsfi ndungsprozesse. Auch von Geberkoordination 
kann keine Rede sein. Lediglich 8 % der insgesamt 213 
Missionen aus 2004 wurden von mehr als einem Geber 
durchgeführt, wobei alleine die Weltbank für mehr als 
einhundert verantwortlich ist (Rogerson/Loum/Lafourca-
de 2006).

Im Gegensatz dazu gilt Vietnam, ein Land mit aus his-
torischen Gründen stark ausgebildeten staatlichen 
Strukturen, als Musterland der Umsetzung von Harmo-
nisierung und Anpassung. Mit der Gründung einer ei-
genen Partnership Group for Aid Effectiveness und der 
Formulierung eines Harmonisation Action Plans setzt die 
Regierung den internationalen Gebern ein eigenes Kon-
zept nationaler Entwicklung entgegen, das die Geber 
veranlasst, sich an den „Fünfjahresplan für sozio-öko-
nomische Entwicklung“ (2006-2010) anzupassen (PGAE 
2004, 6f.; Cox 2006a). Natürlich operiert Vietnam vor 
dem Hintergrund wachsender wirtschaftlicher Attrakti-
vität und steigenden Nationaleinkommens, das von ei-
ner staatlichen makroökonomischen Planung gestaltet 
wird. Das Wachstum ermöglicht es Vietnam, die exter-
nen wirtschaftlichen Interventionen etwa durch Kondi-
tionalitäten des IWF gering zu halten und einen relativ 
hohen Grad an eigenständiger Geberkoordination auf-
recht zu erhalten. Erfahrungen auch in anderen Ländern 
wie Uganda, Mosambik oder Tansania zeigen aber, dass 
im Kontext guter wirtschaftlicher Eigenleistung starke 
öffentliche Einrichtungen des Staates und politischer 
Wille, der sich in Form eines klaren, nationalen Entwick-
lungsplans ausdrückt, ebenso wichtige Faktoren in der 
tatsächlich selbst verwalteten Entwicklung im Sinne des 
Ownership der Pariser Erklärung sind (vgl. Menocal/Mul-

ley 2006). Durchgesetzt werden muss dieses Ownership 
aber in vielen Fällen nicht mithilfe, sondern gegen den 
massiven Interventionismus der Geber.

Die Involvierung der Zivilgesellschaft

Im ersten Abschnitt der Pariser Erklärung verpfl ichten 
sich die Partnerländer im Süden, „die Führungsrolle bei 
der Koordinierung der EZ-Leistungen wie auch anderer 
Entwicklungsressourcen auf allen Ebenen zu überneh-
men, und zwar im Rahmen eines Dialogs mit den Ge-
bern sowie bei gleichzeitiger Förderung der Beteiligung 
von Zivilgesellschaft und privatem Sektor“. Die unter-
schiedlichen Maßnahmen zur Umsetzung der Erklärung 
sollten also unter Einbindung zivilgesellschaftlicher Ak-
teure gestaltet werden, um damit einerseits eine adä-
quate Berücksichtigung dieser Partikularinteressen zu 
garantieren und andererseits den Auf- und Ausbau der 
Zivilgesellschaft selbst zu fördern.

Der tatsächliche Grad zivilgesellschaftlicher Beteiligung 
hängt eng mit dem politischen System des Empfänger-
landes zusammen. Bislang passiert diese Beteiligung 
aber entweder überhaupt nicht oder nur in marginalen 
Ansätzen, sodass sich die Koordinierungs- und Anpas-
sungsstrategien seitens der Empfängerländer beinahe 
ausschließlich auf die Regierung konzentrieren. Bei der 
Abwicklung von Budgethilfe etwa im Vietnam, die dort 
als Poverty Reduction Support Credit (PRSC) bezeichnet 
wird, beschränken sich die mitbestimmenden Akteure 
auf die Regierung und natürlich auf die Geber. Lediglich 
am Ende eines Jahresbudgets präsentieren die Geber (!) 
ihre Absichten für das kommende Jahr den versammel-
ten zivilgesellschaftlichen Organisationen, die zu diesem 
Zeitpunkt nicht mehr aktiv in die Gestaltung eingreifen 
können (Cox 2006a, 6). Zwar haben die quasi-staatlichen 
Arbeiterorganisationen, deren Infrastruktur das gesamte 
Land abdeckt, einen gewissen Einfl uss auf die Arbeits-
gruppen des PRSC, aber ein regierungskritischer Stand-
punkt ist davon nicht zu erwarten. Die PGAE (Partnership 
Group for Aid Effectiveness), das maßgebende Gremium 
zur Verhandlung und Entscheidung konkreter Schritte 
auch Harmonisierung und Anpassung betreffend, fi ndet 
ebenfalls ohne zivilgesellschaftliche Beteiligung statt. 
In Nicaragua wurde eine Serie von Sektorprogrammen 
zur ländlichen Entwicklung initiiert („PRORURAL“), die 
sich insbesondere auf Harmonisierung und Anpassung 
konzentriert. Obwohl Nichtregierungsorganisationen 
(NROs) im ländlichen Raum eine tragende Rolle spielen, 
werden diese weder in der Programmierung noch in der 



DIE ÖSTERREICHISCHE ENTWICKLUNGSPOLITIK 2005

25

Implementierung entsprechend berücksichtigt (Anson 
u.a. 2005, 12). Eine stärkere Einbindung der NROs hätte 
also nicht nur Vorteile für die inhaltliche Gestaltung der 
Entwicklungsstrategien, sondern wäre wie etwa in Nica-
ragua auch eine organisatorische Notwendigkeit für die 
Umsetzung von Harmonisierung und Anpassung.

Die Gestaltung der Konditionalitäten

Ein entscheidender Bereich von Harmonisierung und 
Anpassung betrifft die Gestaltung der Bedingungen, 
unter denen Hilfe in Form von fi nanziellen Unterstüt-
zungen seitens der Geberstaaten und -institutionen zur 
Verfügung gestellt wird. Die Herausforderung auf dem 
Weg zu wirksamerer EZA besteht insbesondere in der 
wechselseitigen Absprache im Hinblick auf diese Bedin-
gungen, sodass das Empfängerland mit einem möglichst 
kompakten, transparenten und eindeutigen Katalog an 
Anforderungen konfrontiert ist, der auch eindeutige 
Konditionen formuliert, deren Erfüllung als Vorausset-
zung für die Fortsetzung der Kooperation angesehen 
wird. Im Zuge der Forcierung von Budgethilfe kommt es 
unter den Gebern immer stärker zu einer grundsätzli-
chen Neuorientierung. Um das bisherige „managing by 
results“ durch ein „managing for results“ zu ersetzen 
gehen zahlreiche Geber von einer ex ante Konditionali-
tät, die vor dem Anlaufen der Hilfe eine Reihe von Bedin-
gungen stellt, welche vom Empfängerland im Vorhinein 
erfüllt werden müssen, zu einer ex post Konditionalität 
über, die stärker auf den Prozess der Veränderung im 
Laufe der Entwicklungszusammenarbeit fokussiert ist. 
Die Niederlande etwa betrachten Sanktionen im Sin-
ne einer Reduktion bzw. einer Einstellung der Hilfe nur 
dann als legitim, wenn entweder die Prinzipien der gu-
ten Regierungsführung und der Armutsreduktion nicht 
mehr erfüllt werden bzw. die Empfängerländer keine 
Anstrengungen mehr erkennen lassen, die eigene Leis-
tung in diesen Bereichen zu verbessern. Das Problem be-
steht aber nach wie vor darin, dass der genaue Modus 
der Sanktionsanwendung nicht mit den anderen Gebern 
in den Empfängerländern abgestimmt ist und sich damit 
das Empfängerland im Süden immer noch nach höchst 
unterschiedlichen Sanktionsschemata zu richten hat, was 
die Regierungsarbeit maßgeblich verkompliziert und die 
Vorhersagbarkeit der Mittel ungewiss macht  (vgl. OECD 
2006b, 69). Aus der Perspektive des Südens lassen sich 
einzelne Fortschritte in der Gestaltung der Konditiona-
litäten bereits erkennen, diese bleiben aber punktuell 
und noch zu wenig breitenwirksam. Insbesondere die 
internationalen Finanzinstitutionen Weltbank und IWF 

beharren in vielen Partnerländern auf umfassenden Be-
dingungslisten, um vor allem Risiken im Finanzmanage-
ment zu verringern und den wirtschaftspolitischen Kurs 
zu beeinfl ussen (etwa Thornton 2006c, 3). Im Febru-
ar 2005 organisierte die Islamic Development Bank in 
Saudi-Arabien einen Workshop zu Harmonisierung und 
Anpassung im Mittleren Osten und in Nordafrika. Der 
Tenor der teilnehmenden Staaten war, dass die Anstren-
gungen zur Koordinierung der Geberbedingungen völlig 
unzulänglich seien und die meisten Empfängerstaaten in 
diesen Regionen nach wie vor mit einer beinahe unüber-
schaubaren Anzahl von Forderungen konfrontiert seien 
(Islamic Development Bank 2005).

Positiv ist zu vermerken, dass sich die Erfolgsbeispiele in 
der Anwendung von Budgethilfe auch durch ein besse-
res Management der Konditionalitäten auszeichnen, es 
also den Empfängerländern gelungen ist, die Geber zu 
mehr Koordination anzuleiten. Die Forcierung der Pover-
ty Reduction Support Credits, die vietnamesische Form 
der allgemeinen Budgethilfe, brachte eine deutliche Re-
duktion der Konditionalitäten und daher eine Vereinfa-
chung der Abwicklung der Hilfsmaßnahmen. Allerdings 
machen im Vietnam diese Haushaltsdirektzahlungen le-
diglich 2,3 % des Gesamtbudgets aus, sodass das Risiko 
der Geber ohnehin eher gering ist (Cox 2006a, 8). Ein 
weiteres illustratives Beispiel bietet Tansania. Seit Ende 
der 1990er Jahre arbeitete die Regierung an einer Tan-
zania Assistance Strategy (TAS), die parallel (!) zu der von 
den Gebern verlangten Poverty Reduction Strategy ent-
stand, aber in wesentlichen Punkten darüber hinausging. 
Seit ihrer Publikation 2002 fungiert die TAS als eine Art 
Rahmenwerk für Partnerschaften aller Art, das die Rolle 
der externen Ressourcen für die Entwicklung Tansanias 
defi niert. Unter anderem war es von Anfang an die Ab-
sicht des TAS, die Geberaktivitäten in Tansania besser zu 
harmonisieren und durch eine klar formulierte nationa-
le Agenda Ownership zu ermöglichen. Die Regierung 
machte durch die TAS zudem klar, dass die unzähligen 
Projekte im Land dazu neigen, Parallelsysteme auszubil-
den, die nicht der Kontrolle der Regierung unterstehen. 
Daher wurde bereits 2001 damit begonnen, allgemeine 
Budgethilfe als bevorzugte EZA-Strategie anzuwenden. 
Die MKUKUTA-Strategie, eine Art PRS der zweiten Gene-
ration (siehe Wohlgemut 2006), fordert von den Gebern 
eine enge Absprache mit der Regierung, was zu einer 
drastischen Reduktion der Anzahl der Projekte führte, 
dafür aber die Finanzhilfe für einzelne Sektoren und die 
Kofi nanzierung durch mehrere Geber erhöhte. Harmoni-
sierung im Rahmen der Budgethilfe umfasst mittlerweile 
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14 Geber, die sich auf ein gemeinsames Procedere in der 
Abwicklung geeinigt haben. Die Kriterien für die Ausbe-
zahlung der Budgethilfen umfassten zu Beginn mehr als 
70 Indikatoren und waren im Wesentlichen die Summe 
der individuellen Indikatoren der einzelnen Geber. Die 
Regierung hat diesen Katalog mit dem Argument zu-
rückgewiesen, ein solches System sei zu komplex, um 
effi zient umgesetzt zu werden. Das Ergebnis besserer 
Geberkoordination sind nunmehr 21 Indikatoren, die in 
die MKUKUTA-Strategie aufgenommen wurden und im 
Moment in die Praxis umgesetzt werden (Wohlgemuth 
2006).

Es ist also aus Sicht der Empfängerregierungen unbe-
dingt notwendig, dass die Agenda zu Harmonisierung 
und Anpassung auch die Gestaltung der Konditionalitä-
ten mit einbezieht, da diese Bedingungen sich wiederum 
auf die Geber-Empfänger-Kooperation auswirken.

Der Teufelskreis der Ineffi zienz in fragilen Staaten

Eine besondere Herausforderung für die Agenda der 
gesteigerten Wirksamkeit der EZA bilden die fragilen 
Staaten, die aufgrund ihrer spezifi schen strukturellen Ei-
genschaften ein Dilemma der Pariser Erklärung auf der 
operativen Ebene verdeutlichen. Einerseits müssen diese 
Staaten im Hinblick auf ihre Bedürfnisse und Armutsindi-
katoren bevorzugte Adressaten einer wirksameren EZA 
sein, andererseits gestaltet sich die Zusammenarbeit mit 
den Gebern in diesen politischen Systemen besonders 
schwierig.

Fragile Staaten sind jene Staaten, die entweder nicht wil-
lens oder nicht fähig sind, nationale und internationale 
Ressourcen im Sinne der Armutsbekämpfung nutzbar zu 
machen (Torres/Anderson 2004). Sie bilden daher für die 
Zielsetzungen und Strukturen der internationalen EZA 
eine „schwierige Umgebung“ (diffi cult environment). 
Diese zeichnet sich durch eine Reihe von Strukturmerk-
malen aus, welche sich auch auf die Möglichkeiten von 
Geberharmonisierung und Anpassung und auf die bis-
herigen Ergebnisse in diesen Ländern auswirken (vgl. 
Leader/Colenso 2005). Unter den Geberinstitutionen 
und -staaten ist mittlerweile anerkannt, dass sich die 
Bestrebungen der Pariser Erklärung gleichermaßen auf 
die fragilen Staaten zu erstrecken haben. Kontroversi-
ell hingegen bleiben die Auffassungen darüber, wie dies 
konkret erreicht werden soll.

• Fragile Staaten haben entscheidend weniger Kapazi-
täten zur Verfügung und ihre Entwicklungsprioritäten 
sind häufi g unklar. Geber reagieren darauf, indem 
sie die Kooperation mit dem Staat explizit vermeiden 
und Parallelsysteme aufbauen. Diese auch in ande-
ren Entwicklungsstaaten beobachtbare Tendenz, der 
Harmonisierung und Anpassung entgegenwirken soll, 
ist in fragilen Staaten besonders ausgeprägt. Parallele 
Administrationssysteme untergraben die Legitimität 
des Staates weiter und machen damit jedwedes Ow-
nership völlig unmöglich. Harmonisierung der Geber-
aktivitäten und eine Ausrichtung auf klar formulierte 
Prioritäten seitens der Geber wären hier aber wesent-
lich, um später – sobald die notwendigen Kapazitäten 
dafür vorhanden sind – den Staat in diese Funktion 
nachrücken zu lassen. Dazu sind existierende Geber-
netzwerke auszubauen und die Kompetenzen des 
Empfängerstaates systematisch zu fördern, um den 
Übergang von einer gebergeleiteten zu einer empfän-
gergeleiteten EZA auch tatsächlich zu vollziehen. Wie 
gefährdet das nationale Ownership aber insbesondere 
in den schwächeren Empfängerstaaten ist, zeigen die 
oben dargestellten Erfahrungswerte mit Harmonisie-
rung und Anpassung.

• Fallweise nehmen Geber bewusst davon Abstand, ihre 
Strategien den Politiken der Empfängerregierung in 
fragilen Staaten anzupassen, da sie nicht den Eindruck 
erwecken wollen, das jeweilige Regime zu unterstüt-
zen. Oder die Staatsstrukturen sind derartig schwach, 
dass eine Anpassung nicht sinnvoll erscheint. Es gibt 
dafür den Vorschlag, „shadow system alignment“ 
zu versuchen, im Rahmen dessen die Geber ihre Ak-
tivitäten zwar kompatibel mit dem Staatssystem ge-
stalten, sich diesem aber nicht direkt unterstellen. In 
Ost-Timor und Afghanistan etwa wird Budgethilfe 
zwar „on-budget“ zur Verfügung gestellt, also im 
Rahmen des öffentlichen Budgets verbucht, aber nicht 
„through-budget“ implementiert, also nicht unter 
Nutzung der nationalen administrativen Strukturen. In 
jenen Fällen, in denen isolationistische Regime einen 
politischen Dialog verhindern, etwa in Myanmar, An-
gola oder Burundi, sind die Möglichkeiten für Anpas-
sung ohnehin gering.

• In fragilen Staaten sind humanitäre Hilfsorganisationen 
oft in hohem Ausmaß an der  EZA beteiligt. Das macht 
Geberkoordination und Anpassung meist erheblich 
schwieriger. Alleine die Vielzahl der Akteure im hu-
manitären Bereich erschwert eine Abstimmung un-
tereinander erheblich. Die gängige Praxis dieser Orga-
nisationen, nämlich per defi nitionem am Staat vorbei 
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Strukturen aufzubauen, ist ein zusätzliches Problem. 
Kurzfristig mag diese Situation für eine Krisenregion 
akzeptabel sein, wenn sich der Zustand aber über die 
unmittelbare Folgezeit einer humanitären Katastro-
phe hinaus erstreckt, führt das zu erheblichen Trans-
aktionskosten und mangelnder Gestaltbarkeit durch 
die Empfängerregierung (Christiansen/Coyle/Lockhart 
2005).

• Von sich aus sollten die Geber insbesondere angesichts 
der schwachen Kapazitäten in den fragilen Staaten 
sehr selektiv vorgehen, anstatt die limitierten Human- 
und Finanzressourcen auf zu viele Bereiche der EZA 
zu verteilen. Zwischen den Gebern sind dabei Abspra-
che und Koordination unverzichtbar, sie lenken auch 
den Fokus von raschen Erfolgen auf längerfristige Pro-
gramme und Zielsetzungen.

Die Agenda der Pariser Erklärung im Allgemeinen und 
von Harmonisierung und Anpassung im Besonderen hat 
grundsätzlich auch für die Zusammenarbeit mit fragilen 
Staaten zu gelten, die zum einen durch ihre strukturel-
len Eigenheiten besondere Wirksamkeitssteigerungen 
verlangen und zum anderen eine spezifi sche Adaption 
der Umsetzungsstrategien dieser Agenda notwendig 
machen. Globale Armutsreduktion als Anspruch der 
EZA und erstes MEZ kann aber nur aufrechterhalten 
werden, wenn sich EZA in „schwierigen Umgebungen“ 
bewährt.

Zusammenfassung

Die Pariser Erklärung über die Wirksamkeit der Entwick-
lungszusammenarbeit greift zu Recht seit Jahrzehnten 
bestehende Defi zite in der internationalen Kooperation 
auf und versucht erstmals durch ein System von kon-
kreten Indikatoren entsprechende Ergebnisse zu erzie-
len. In Bezug auf zwei Kernelemente dieser Agenda, 
die Harmonisierung der Geberaktivitäten untereinander 
und die Anpassung dieser an die Strukturen und Ent-
wicklungsprioritäten bzw. -strategien der Empfängerlän-
der, zeigt sich bislang ein äußerst ambivalentes Bild der 
Umsetzung. Mangelnder politischer Wille und fehlende 
strukturelle Voraussetzungen sind auf beiden Seiten der 
Entwicklungszusammenarbeit nach wie vor schlagende 
Defi zite, die ein „authentisches“ Vorwärtskommen im 
Sinne der Pariser Erklärung verzögern bzw. nur selektiv 
ermöglichen.

Eine weitere Bilanz in Bezug auf die Wirksamkeitsagen-
da in der internationalen EZA muss jedoch berücksichtigt 
werden, die die Bedeutung der Ergebnisse des Monito-
ring der Pariser Erklärung deutlich relativiert. Die Diskus-
sion über die Wirksamkeit der EZA bleibt, wie eingangs 
erwähnt, im Kontext der Erreichung der MEZ und ist eng 
verbunden mit den großen systemischen Fragen der in-
ternationalen Entwicklung. Diese systemischen Fragen 
betreffen einerseits das Thema Kohärenz auf europäi-
scher und globaler Ebene. Wirksamkeit etwas weiter 
verstanden geht deutlich über den Bereich der mit den 
Indikatoren der Pariser Erklärung benannten Bereiche hi-
naus und umfasst im Zusammenhang mit Kohärenz alle 
Politikbereiche, die Auswirkungen auf entwicklungspoli-
tische Zielsetzungen haben. Das politische Verhalten der 
global player etwa im Rahmen der WTO (World Trade 
Organization) oder die Handelsstrategien der EU sind die 
letztlich wesentlichen Felder, auf denen sich die Wirk-
samkeit entwicklungspolitischer Maßnahmen entschei-
det. Ein weiterer Aspekt sind die ökologischen Dimen-
sionen internationaler Entwicklung. Der Klimawandel 
stellt zahlreiche Empfängergesellschaften vor schier un-
überwindliche Herausforderungen, die Fragen der Har-
monisierung und Anpassung nur allzu relativ erscheinen 
lassen. Die Diskussion wirksamerer Geber- und Empfän-
gerstrategien hat nur dann überhaupt Sinn, wenn sie 
rückgebunden bleibt an die grundlegenden Weichen-
stellungen nachhaltiger Zukunftsgestaltung. Das hohe 
Maß an internationaler Aufmerksamkeit, das der Pariser 
Erklärung und ihrem Katalog an Indikatoren im Moment 
zukommt, bringt das Risiko mit sich, entwicklungspoli-
tische Fragen auf technisch-administrative Prozesse zu 
reduzieren, welche die Relevanz politischer Grundsatz-
entscheidungen insbesondere im Norden in den Hinter-
grund drängen. Im Hinblick auf eine annähernd globale 
Erreichung der MEZ ist daher das Beharren auf einer po-
litischen Beantwortung der übergeordneten Fragen wie 
Kohärenz oder Ökologie die wesentliche Voraussetzung, 
unter der operative Details wie Harmonisierung und An-
passung überhaupt erst Sinn machen.
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AID EFFECTIVENESS ZUR ERHÖHUNG 
DER ENTWICKLUNGSZUSAMMENARBEIT 
Die österreichische Strategie im Kontext der Pariser Deklaration

Anita Weiss-Gänger

Die Pariser Deklaration zur Erhöhung der Wirksamkeit 
der EZA legt globale Verbindlichkeiten oder Partner-
schaftsübereinkommen für Geberländer (GL) und Emp-
fänger-/Partnerländer (PL) fest und nennt als ausdrückli-
ches Ziel, nachweisbar höhere Finanzströme (scaling-up) 
zur Bekämpfung der weltweiten Armut auf Basis eines 
neu reformierten und effektiveren Systems der Zusam-
menarbeit in den PL erfolgreich umsetzen zu können. 
Tatsächlich wird sich der Paradigmenwechsel nur dann 
vollziehen, wenn Wirksamkeit und  Umfang der interna-
tionalen Hilfe erheblich gesteigert werden, um die Mil-
lenniumsziele annähernd zu erreichen.
Neu an dieser politische Erklärung von Paris ist, dass 
gleichzeitig ein technisches Instrumentarium, eine Indi-
katorenmessung und ein Aktionsfahrplan mit Überprü-
fungsauftrag mit verabschiedet wurden, um den Kampf 
gegen Armut, steigende Ungleichheit trotz Wirtschafts-
wachstums, den Mangel an endogenen Kapazitäten der 
Entwicklungsländer, ineffi ziente und schwache Verwal-
tungsstrukturen und gegen das Fehlen nachhaltiger Pro-
gramme wirksamer in den Griff zu bekommen.
Die EU hat sich im Rahmen der Indikatoren zu vier zu-
sätzlichen höheren Zielen/Ergebnissen verpfl ichtet und 
hat mit den Ratsschlussfolgerungen vom April 2006 ei-
nen gemeinsamen Aktionsrahmen zur Ausarbeitung von 
Länderstrategien, zur gemeinsamen Programmierung 
und somit zur Implementierung der PD verabschiedet. 
Dieser gemeinsame Rahmen ermöglicht nun die Harmo-
nisierung von gemeinschaftlicher und bilateraler Hilfe 
und wird auch schon konkret von der Kommission im 
zehnten EDF angewendet. 

Österreich hat im Februar 2005 auf Regierungsebene die 
Pariser Erklärung unterzeichnet und war aktiver Partner 
bereits im Entstehungsprozess in den DAC-Arbeitsaus-
schüssen. Schlussendlich wurden 12 Fortschrittsindika-
toren gemeinsam mit  56 Partnerschaftsübereinkommen 
verbindlich beschlossen. Bekräftigt wurde damit auch 
der notwendige Prozess eines strukturellen Wandels um 
die MDGs erreichen zu können. 

Der OEZA-Aktionsplan mit Gültigkeit 2006-2010 setzt 
den politischen Anspruch damit in überprüfbare Strate-
gien für alle relevanten OEZA-Programme und Projekte 
um. Im Folgenden wird hier ein Ausblick gegeben, wel-
che Hindernisse die OEZA zu überwinden hat, um die 
Herausforderung der Pariser Erklärung mit sichtbarem 
Nachweis in die entwicklungspolitische Realität trans-
ferieren zu können. Dabei stehen Maßnahmen im Mit-
telpunkt, die unsere Partnerländer substantiell bei der 
Errichtung notwendiger Kapazitäten bei einem maßgeb-
lichen Strukturaufbau befördern sollen.
Ausgewählte praktische Beispiele sollen den politischen 
Anspruch und den damit verbunden Wechsel in der 
OEZA verdeutlichen.

Internationales Zusammenspiel der 
Kräfte – schwierige Anfänge

Bereits 18 Monate nach dem Pariser High Level Forum 
on Aid Effectiveness, das neben 100 Staaten (Geber-
länder und Partnerländer) alle wesentlichen internatio-
nalen EZA-Organisationen (EU, WB, UNAIDS, IMF etc.) 
und eine Reihe internationaler Vereine der zivilen Gesell-
schaft unterzeichnet haben, sorgen erste Resultate aus 
den Basisdatenerhebungen zu den Fortschrittsindikato-
ren des OECD/DAC Monitoring Vorberichts bereits für 
heftige Diskussionen.
Die guten Nachrichten sind: Der Monitoringprozess ist 
bereits in der Hälfte aller PL erfolgreich eingeleitet wor-
den. Ghana, Tansania, Uganda und Vietnam, die Vorrei-
ter, zeigen vor, wie auf Basis von gesteigerter Verantwor-
tung und notwendigem politischen Engagement sowie 
von ausreichenden Kapazitäten Prozesse zu Harmonisa-
tion and Alignment (H&A) mit der Gebergemeinschaft 
intensiviert werden können.
Aber auch, dass dem enormen Aufwand (Zeit, Personal, 
geleistete Arbeit) besonders auf der Seite der Partnerlän-
der zu wenig rascher Umsetzungsfortschritt auf der Seite 
der Geberstaaten folgt1. Die Vorwürfe stehen im Raum: 
zu wenig Unterstützung des Entwicklungspersonals im 

1 Arbeitsbericht DAC in Vorbereitung; Senior Level Meeting im Dezember 2006.
 Early fi ndings from the 2006 Baseline Survey on Monitoring the Paris Declaration.
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Feld, zu wenig politisches back-up, zu geringes Wissen 
und Bewusstsein über die Tiefen des Prozesses, zu wenig 
Fairness auf der Seite der Geber ihre Fortschritte auch 
vergleichbar darstellen zu wollen, was natürlich immer 
auf die Verantwortung der Zentralen zurückfällt.

Die ersten Daten des DAC sind viel versprechend und 
trotzdem mit Vorsicht zu genießen. Es liegen 34 abge-
schlossene Ländererhebungen vor; die negative Nach-
richt lautet jedoch, dass sich dahinter eine Reihe von 
Fallen und Fehlinterpretationen bis hin zu falschen An-
nahmen verbergen, weil die Indikatoren zu unterschied-
lich in den einzelnen PL interpretiert werden, Schönfär-
bereien (über 100 % Zielerreichung) entstehen und zum 
Teil falsche Datensätze verwendet werden. Die Länder-
berichte müssen überarbeitet werden bevor der offi zielle 
Ausgangsbericht im Frühjahr 2007 dem High Level Mee-
ting des DAC zur Vorlage gebracht wird. Insgesamt zu 
beklagen ist die steigende Zahl der Akten, die Zunahme 
der Papierfl ut; trotz aller Versprechen die Dinge zu ver-
einfachen ist das Gegenteil eingetreten. Der Prozess ist 
komplex und steht aufgrund des internationalen Fahr-
planes unter Zeitdruck.

Hauptakteure im internationalen Kampf 
um wirksamere Hilfe – WB, EU, UN

Im aktuellen H&A-Zwischenbericht2 attestiert die Welt-
bank den meisten bi- und multilateralen Agenturen bei 
der Unterstützung der Agenda einen positiven Start:

• Die Auswahl an Ländersamples sollte aber alle drei 
Kategorien, die der Least Developed Countries, der 
Middle Income Countries und der  Fragile States um-
fassen.

• Wachsendes Interesse an gemeinsamen „Joint Assis-
tance Strategies“.

• Gestiegene Zustimmung für den Einsatz von programm-
basierten Gemeinschaftsfi nanzierungen (PbAs).

• Mehr Sensibilität für PD-Prinzipien, besonders in 
SWAPs, sei wünschenswert.

• Tendenzen zur Integration der Global Funds (Einglie-
derung vertikaler Programme in horizontale nationale 
Entwicklungsstrategien).

• Hinwendung zu gemeinsamen Bewertungsrahmen 
(Management for Development Results).

Auch wenn das Papier die Selbstkritik nicht ganz aus-
spart, stehen auch der WB noch zusätzliche Herausforde-
rungen bevor. Die Stärken bilateraler Geber vor Ort sind 
stärker in eine WB-Strategie einzubeziehen. Auch die 
WB kann durchaus mehr Effi zienz in Komplementarität 
mit Bilateralen erzielen. Zu wenig refl ektiert das Papier 
den Umgang mit Kernkompetenzen und Komplementa-
ritätsansprüchen, besonders dann, wenn vor Ort bereits 
andere Geber eine starke unterstützende Rolle spielen. 
Notwendig ist eine effektivere Dezentralisierung und ein 
verbessertes Personalmanagement mit Anreizmaßnah-
men, außerdem mehr Harmonisierung mit anderen Ge-
bern vor Ort sowie eine Integration von H&A-Kriterien in 
die Methodologien der internen Qualitätskontrolle. Aus 
Erfahrung ist auch bekannt, dass die Bank aufgrund al-
ter Gewohnheiten und manchmal noch zu selbstgefällig 
ihre Standards den länderspezifi schen Vorgaben vorzieht 
und damit durch Parallelsysteme die Transaktionskosten 
belastet.

Die WB bringt aber auch eine Reihe von Stärken mit in 
den gemeinsamen Prozess ein. Sie ist nicht nur ein lang-
jähriger Motor und hat das Comprehensive Develop-
ment Framework (CDF) als qualitatives Verfahren in das 
Indikatorenset der PD sowie die Standards zum Public Fi-
nancial Management miteingebracht. Im Moment wird 
der Bereich des Managing for Development Results – fe-
derführend durch ihre Mitarbeiter – weiterentwickelt. 
Ergebnisorientierung beim Ressourcenmanagement und 
entsprechende Verbesserung der Entscheidungsprozesse 
ist Bedingung, damit die Partnerländer unter ihrer Ver-
antwortung das jeweilige Entwicklungsportfolio ange-
messen steuern können.

Nicht weniger engagiert ist die Europäische Union; sie 
ist treibende Kraft, um den Nutzen aus dem doch sehr 
aufwendigen Prozess optimal in eine gemeinschaftliche 
Praxis umwandeln zu können. Die EU hatte von Anfang 
an höhere Ziele zur Erreichung der Aid Effectiveness an-
gekündigt. Eine konsequente Verfolgung der höheren 
Ansprüche auf Basis EU-interner Beschlüsse fußt auf 
dem politischen Willen und der gebührenden Weitsicht 
der Mitgliedstaaten (MS). Ein rundum begrüßenswerter 
Prozess, der nun als Folge einer Vielzahl von Kommuni-
kationen in eine gemeinsame Planung (MS und EU) sys-
tematisch implementiert werden muss.  In die Planung 
des gemeinsamen zehnten Europäischen Entwicklungs-
fonds sind diese neuen Prinzipien bereits eingefl ossen.

2 Harmonization and Alignment for Greater Aid Effectiveness: Update on Global Implementation and the Bank’s Commitment (2006).
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The European Union – more, better, faster aid

Entwicklungspolitik hat in der EU durch die Ratsschlussfolgerun-
gen (RSF) vom Mai 2005, den Europäischen Konsens zur Entwick-
lungspolitik (Dezember 2005) und durch die RSF vom April 2006 
eine neue Dimension erhalten.
Für die Umsetzung der Pariser Erklärung bis 2010 wurde u. a. be-
schlossen:

•  sowohl mehr als auch bessere Hilfe zu leisten,
•  die Transaktionskosten zu senken,
•  mit allen internationalen Partnern zu kooperieren, um die Qua-

lität und die Wirksamkeit der Hilfe zu erhöhen,
•  die Geberpraktiken zu verbessern,
•  die Eigenverantwortung zu stärken, um den Partnerländern zu 

helfen, fi nanzielle Mittel effi zienter zu nutzen,
•  Hilfe besser vorhersagbar und Mechanismen weniger volatil zu 

machen; dies unter Beibehaltung eines adäquaten Modalitäten-
mixes (Projekthilfe, Sektorprogramme, Budgethilfe, humanitä-
re Hilfe und Krisenprävention, Programme der Zivilgesellschaft, 
Gesetzgebung),

•  Lösungen für nicht nachhaltige Schuldenberge v. a. im HIPC-
Kontext und v. a. für post-confl ict-Länder zu fi nden,

•  die Aufbindung (untying) der Hilfe über die OECD-Empfehlun-
gen hinausgehend weiter voranzutreiben. 

Als Geber in „Lead Position“ verspricht die EU höhere Zielerrei-
chung als in der Pariser Erklärung: 

•  Bereitstellung von Hilfe für den Kapazitätsaufbau ausschließlich 
durch koordinierte Programme, die in zunehmendem Maße 
im Rahmen von Vereinbarungen zwischen mehreren Gebern 
durchgeführt werden sollen,

•  Zuteilung von 50 % der den Regierungen zur Verfügung gestell-
ten Unterstützung nach dem „Country-System-Ansatz“ (An-
wendung der rechtlichen Standards der Partnerländer), wozu 
eine Anhebung des Prozentsatzes der in Form von Budget-
hilfe oder sektorbezogener Hilfe geleisteten Unterstützung ge-
hört,

•  Vermeidung der Schaffung neuer Durchführungsstellen,
•  Reduzierung der nicht koordinierten Missionen um 50 %.3

Aid Effectiveness war Schwerpunktthema der österreichischen EU-
Präsidentschaft, wobei einerseits der erste gemeinsame Rahmen 
für Coutry Strategy-Papiere verabschiedet wurde, andererseits die 
‚Ko-Finanzierungsdebatte’ vorangetrieben wurde. In der Folge 
standen 2006 Komplementarität und Arbeitsteilung als wichtige 
Teilaspekte dieses Themas im Vordergrund.
Politisch referenzieren all diese Anstrengungen auf den Europäi-
schen Konsens zur Entwicklungspolitik.4

Um eine entsprechende Umsetzung der EU-Vorhaben auch auf 
der operativen Ebene zu erreichen, formulierte die EU folgende 
Empfehlungen:

•  Zukünftig sollen Länderstrategiepapiere der Kommission und 
der Mitgliedstaaten dem neuen gemeinsamen Rahmen fol-
gen.

•  Länderdiagnosen sollen gemeinsam erstellt und  Basis dieser 
individuellen Länderstrategien sein. 

•  Dort, wo es möglich ist, sollen bereits jetzt gemeinsame Län-
derstrategiepapiere entwickelt werden (Ansätze gab es z. B. in 
Äthiopien; in anderen Ländern z. B. Uganda, gibt es ein über 
die EU hinausgehendes gemeinsames Landesprogramm).

•  Entscheidungen sollen weiter verstärkt dezentralisiert werden 
– von Hauptquartieren zu Feldstrukturen –, wobei die Über-
nahme der Funktion eines ‚lead donors’ nur unter diesen Be-
dingungen möglich sein soll. 

•  Arbeitsteilung sollte nicht nur fi nanzielle Möglichkeiten, son-
dern auch geografi sche und thematische Expertisen in Erwä-
gung ziehen.

•  Die Kommission und jeder Mitgliedstaat sollte sich auf eine limi-
tierte Anzahl von Sektoren und Ländern konzentrieren.

•  Der Einsatz von ‚lead donors’ und von delegierter Kooperation so-
wie der Rückzug aus nicht fokalen Sektoren soll forciert werden.

•  Programmierungs- und Auszahlungsvorgaben sollten sich an 
den nationalen Planungs- und Budgetzyklen der Partnerländer 
orientieren.

•  Partnerländer sollten ermutigt  werden, selbst die Aufgaben-
verteilung auf die Geber gemäß deren komparativen Vorteilen 
vorzunehmen.

•  Eine durch die Arbeitsverteilung weiter verschärfte Trennung 
der Partnerländer bzw. Sektoren in ‚aid darlings’ und ‚aid or-
phans’ soll verhindert werden.

•  Erste Schritte sollten die gemeinsame Verwendung von Ressour-
cen (z. B. gemeinsame Verwendung eines Experten) sowohl im 
Feld als auch in Hauptquartieren und die gemeinsame Präsen-
tation der EU-Entwicklungszusammenarbeit sowohl in Europa 
(z. B. die rezenten Europäischen Entwicklungstage) als auch in 
den Partnerländern (z. B. zweijährlich erstelltes Blue Book in 
Äthiopien, das die gesamten EU-Leistungen für Äthiopien an-
führt) sein.

Trotz großer Befürwortung von Komplementarität und Arbeitstei-
lung hat Österrreich noch offene Fragen und teilt diese Sorgen 
gemeinsam mit NordicPlus, einer Initiative vor allem skandinavi-
scher Geberstaaten. Die EK ist daher bemüht, bis Februar 2007 
mit einem Vorschlag diese Bedenken auszuräumen.

3  Zur Umsetzung all dieser Verpfl ichtungen hat die Kommission verschiedene Dokumente erarbeitet: 
· “Financing for Development and Aid Effectiveness – The challenges of scaling up EU aid 2006 – 2010” (doc. 7066/06).
· “EU monitoring of Financing for Development Aid Effectiveness: Starting to deliver on the new commitments” (7066/06 ADD 1).
· “EU Aid: Delivering more, better and faster” (doc. 7067/06).
· “Increasing the impact of EU aid: a common framework for drafting country strategy papers and joint multi-annual programming” (doc. 7068/06).
· “Issues paper on Co-Financing (June 2006)”. 
· “Issues paper on Complementarity and Division of Labour” (September 2006).

 Als Konsequenz wurden 2006 folgende zwei Ratsschlussfolgerungen angenommen: 
· Council and Member States Conclusions of April 2006 on Financing for Development and Aid Effectiveness: Delivering more, better and faster 

    (doc.  8388/06).
· Council and Member States Conclusions of October 2006 on EU Guiding Principles on Complementarity and Division of Labour (doc. 13654/06).

4 OJEU C46, p. 6, paragraphs 30-34, Dezember 2005.
 „Die Gemeinschaft und die Mitgliedstaaten werden im Geiste des Vertrags Koordinierung und Komplementarität verbessern. Komplementarität lässt sich am 

besten gewährleisten, wenn auf Länder- und Regionenebene auf die Prioritäten der Partnerländer eingegangen wird … Die EU ist entschlossen, für eine bes-
sere Koordinierung der Geber und für größere Komplementarität zwischen ihnen zu sorgen, indem sie darauf hinarbeitet, dass auf der Grundlage der Strate-
gien der Partnerländer zur Verringerung der Armut oder gleichwertiger Strategien und der von den Ländern selbst aufgestellten Haushalte eine gemeinsame 
mehrjährige Programmplanung betrieben, gemeinsame Durchführungsmechanismen einschließlich gemeinsamer Analysen eingerichtet und gemeinsame 
geberübergreifende Missionen durchgeführt sowie Kofi nanzierungsvereinbarungen getroffen werden.“
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Die Glaubwürdigkeit der internationalen Gemeinschaft 
wird daran gemessen werden, wie sie ihre Versprechun-
gen umsetzen wird. Gelingt es der EU hier ihre Vorbildrol-
le konkret auszubauen und kann die internationale Ge-
bergemeinschaft, belegt durch ein seriöses Monitoring, 
einen tatsächlichen Effektivitätszuwachs beweisen? Es 
läge nahe, dass bei einem erfolgreichen Verlauf des Pa-
riser Prozesses die neuen Geber (emerging donors) wie 
China und Russland, die bisher wenig Bereitschaft gezeigt 
haben, sich nun der PD eher nähern. Bei Erfolg bestün-
de zumindest mehr Hoffnung, dass ihre Kooperationen 
in Entwicklungsländern die Prinzipien des Pariser Part-
nerschaftsprozesses nicht kontraproduktiv unterlaufen.

Die UN-Organisationen wachsen zunehmend in ihrer 
Rolle als starker „Dritter Partner“. Das von Kofi  Annan 
eingesetzte Sonderpanel zum Thema System Wide Cohe-
rence hat in Punkt 9.11. einen umfassenden Abschluss-
bericht – Delivering as One5 – vorgelegt. Darin wird eine 
strukturelle Reform der UN-Entwicklungsorganisationen 
empfohlen, z. B. durch ein gemeinsames Management 
vor Ort (Federführung UNDP). Es ist zu hoffen, dass diese 
Empfehlungen in der nächsten Generalversammlung mit 
der Unterstützung der Gruppe der Entwicklungsländer 
verabschiedet wird.

•  Auf Länderebene soll die UN mit einem Teamleader, 
einem Programm, einem Budget und einem Büro ar-
beiten; die ersten Pilotprojekte sollen 2007 gestartet 
werden und alle Länder-Operationen sollen bis 2012 
umgestellt sein. UNDP soll vor allem die Feldoperatio-
nen koordinieren. 

•  Ein neu zu errichtendes „UN Sustainable Development 
Board“ soll die neuen gemeinsamen UN-Länderpro-
gramme überwachen.

•  Der UNDP-Administrator soll vom UN-GS zum „UN 
Development Coordinator“ ernannt werden.

•  Eine unhabhängige Task Force soll vom UN-GS be-
auftragt werden, um Überlappungen im UN-System 
zu eliminieren und, wenn nötig, UN-Einheiten zusam-
menzulegen.

•  Ein zentraler „MDG Funding Mechanismus“ soll si-
cherstellen, dass die UN-Länderprogramme auf Mehr-
jahres-Finanzierung zählen können.

•  Reformwillige UN-Organisationen sollen auf volle Fi-
nanzierung ihrer zentralen Budgets zählen dürfen. 

•  Ein gemeinsames Evaluierungssystem soll bis 2008 
eingeführt werden.

Millenniumsprojekt und die globale 
Entwicklungspartnerschaft

Österreich hat zwar keinen spezifi schen Aktions- oder 
Operationalisierungsplan zur Erreichung der Millenniums-
ziele entwickelt, gleichzeitig wird in jedem Dreijahres-
programm dieses politische Bekenntnis ebenso bekräf-
tigt wie in allen OEZA-Leitlinien die MDG-Vorgaben in 
adäquate strategische Ansätze umgewandelt (z. B. Gen-
der, Armut, Wasser) werden.

Das Millenniumsprojekt verlangt in der Umsetzung eine 
globale Entwicklungspartnerschaft. Die Vereinbarung 
weist eindeutig den armen Ländern die Verantwortung 
für die Erreichung der ersten 7 Ziele zu. Dabei wird der 
Nachweis der Effi zienz der Mittel genauso verlangt wie 
ein Rechenschaftsnachweis gegenüber der Zivilbevölke-
rung und den Bürgern.

Damit aber die armen Länder die ersten 7 Ziele erreichen 
können, ist es unabdingbar notwendig, dass die reichen 
Länder am anderen Ende dieser Abmachung ihre Hilfs-
zuschüsse kräftig anheben und die Hilfe wirksamer ge-
stalten sowie mehr nachhaltige Entschuldung noch vor 
2015 in die Tat umsetzen.

Die Industrieländer haben sich in der Millenniumser-
klärung und explizit in MDG 8 verpfl ichtet, Volumen 
und Effi zienz der Entwicklungszusammenarbeit zu stei-
gern, einen fairen Handel mit den Entwicklungsländern 
durch Marktöffnung im Norden (Initiative – Everything 
But Arms) auszuweiten, durch Schuldenerlässe endlich 
förderliche Bedingungen für eine nachhaltige Armuts-
bekämpfung zu schaffen und damit eine Zukunft für die 
überwiegend jungen Männer und Frauen der Dritten Welt 
durch faire Beteiligung am Wachstum und Gewinn im 
Rahmen internationaler Arbeitsprozesse zu ermöglichen. 

Zusätzlich sollen in den Entwicklungsländern Informati-
ons- und Kommunikationstechnologien gefördert wer-
den; nicht zu vergessen, die Sicherung des Zugangs zu 
lebenswichtigen Medikamenten als Unterziel von MDG 
8 im internationalen Rahmen. 

Besonders pointiert unterstreicht Joseph E. Stiglitz 
welche Veränderungen und regulierenden Maßnah-
men in den Bretton Woods-Verhandlungen zu faireren

5 Online in Internet: http://www.un.org/events/panel/resources/pdfs/HLP-SWC-FinalReport.pdf (Stand: 9.12.2006)
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Bedingungen führen könnten6. Wie der Nobelpreisträ-
ger eben kürzlich in einer öffentlichen Vorlesung in Wien 
ausführte, brauchen wir zusätzlich konzertierte Anstren-
gungen von Seiten der international Verantwortlichen, 
um die strukturellen Probleme, die aus dem globalen 
Handel erwachsen sind, die rasante Umweltzerstörung 
und eine Reform des internationalen Finanzsystems in-
klusive einer Stabilisierung der lokalen Finanzsysteme 
vorrangig zu lösen. Falls neue Regeln und faire Ent-
wicklungen mit Anreizen (z. B. CO2-Steuer) das jetzige 
System ersetzen würden, können durch entsprechende 
Initiativen in allen drei Bereichen (Handel, Finanzsystem 
und Umwelt) in einer globalisierten Welt für beide Seiten 
Gewinnchancen erwachsen und somit die Umsetzungs-
strategien im Kampf gegen Armut ergänzen.
Vorliegende Expertengutachten und UN-Zwischenbi-
lanzen7 auf dem Weg zu den Zielen 2015 machen aber 
deutlich, dass der neu geforderte Entwicklungspfad bis 
jetzt nur unzureichend begangen wurde, andernfalls 
bessere Zwischenergebnisse vorliegen müssten. Beklagt 
wurde eine zu geringe Finanzierung, ein zu langsames 
Fortschrittstempo, zu wenig Qualität und mangelnde 

Nachhaltigkeit. Diese Analysen wurden allseits geteilt 
und es wurden neue Schwerpunkte und aktuelle Schlag-
worte daraus abgeleitet: „more, better, faster aid.“ 
Insgesamt wurde mit den Mitteln der PD ein enormer 
kultureller Veränderungsprozess eingeleitet, der, weil ein 
ziemlich komplexer Prozess, jedoch 2010 kaum abge-
schlossen sein wird.

Die Erfolgspyramide – Aid for 
Development Effectiveness Pyramid 

Partnerschaftsprinzip, Eigenverantwortung und höhere 
Effektivität sind nicht erst durch die Pariser Deklaration 
in die internationale Diskussion eingeführt worden, sie 
waren bereits in den MDGs verankert und sind durch die 
fünf Leitprinzipien der Pariser Deklaration – Eigenverant-
wortung, Anpassung, Harmonisierung, Ergebnisorien-
tierung und beiderseitige Rechenschaftspfl icht – in ein 
logisches Rahmenkonzept zusammengeführt worden. 
Aus der UNDP-Grafi k lässt sich besonders gut ablesen, 
wie die verschiedenen Prinzipien strategisch aufeinander 
aufbauen und wie sie miteinander verschränkt sind.

6  Siehe auch: ”The Challenges of Meeting the Millennium Development Goals,” transcript of comments made on June 29, 2005 at the 
 “Voices Against Poverty” presentation at the High Level Segment of the Economic and Social Council (ECOSOC) meetings at the UN head
 quarters in New York. 
7 Jeffery Sachs Report on MDGs, 2005 World Summit, HL Plenary Meeting of the 60 th session of the General Assembly, Monterrey Report.
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Globale Veränderungen verlangen neue 
Spielregeln – der Paradigmenwechsel

Partnerschaftsprinzipien

Die Paris Declaration on Aid Effectiveness enthält 
Eckpfeiler der Zusammenarbeit und Spielregeln für eine 
partnerschaftliche Planung, Abwicklung und Verwaltung 
der Gelder in den Partnerländern. Die Partnerschaftsvor-
gaben wurden mit einem Messinstrument von 12 Indi-
katoren zur Fortschrittsbewertung auf nationaler wie 
internationaler Ebene ausgestattet. Alle Unterzeichner 
haben sich auch dazu einhellig verpfl ichtet. Selbstver-
ständlich gelten für alle Akteure der Zusammenarbeit 
– egal, ob kleines Geberland oder große Weltbank – die-
selben Regeln. 
Alle Prozesse (von der Planung über Implementierung 
und Monitoring bis zu Rechenschaftsberichten und Eva-
luierungen) sind im Wesentlichen vor Ort gemeinsam 
zu erarbeiten, natürlich auf Basis ergänzender Arbeits-
teilung und vorrangig unter Einbeziehung der Eigen-
verantwortung der Partnerländer. Das DAC zeichnet 
seinerseits für faire Rahmenbedingungen des Prozesses 
und koordiniert in seiner Verantwortung die offi ziellen 
Berichte zur Umsetzung.

Harmonisierungsprinzip

Wie können Effektivität oder Wirkungen der Zusam-
menarbeit erhöht und die Transaktionskosten gesenkt 
werden? Die bereits in den MDGs gesetzten Ziele, Un-
terziele und Indikatoren bedeuten, dass erfolgreiche 
Entwicklungspolitik an den erzielten Wirkungen gemes-
sen werden soll. Alle Staaten – Entwicklungsländer wie 
Geber – sind aufgefordert, die angestrebten Ziele ge-
meinsam anzugehen, ihre Anstrengungen zur Messung 
und Darstellung der tatsächlich erzielten Wirkungen zu 
verstärken und ihre Verfahren zu harmonisieren und zu 
vereinfachen. Österreich wie auch andere bi- und multi-
lateralen Geber sind aufgefordert, ihre Entwicklungszu-
sammenarbeit zwar auf Basis eigener komparativer Vor-
teile, aber stärker als zuvor an den Prioritäten und Eigen-
anstrengungen der Schwerpunktländer auszurichten; 
gleiches gilt bei der Unterstützung entwicklungspoliti-
scher Regionalstrategien. Gleichzeitig sind die Beiträge 

und Ressourcen anderer Geber an nationalen Entwick-
lungsstrategien mit in Betracht zu ziehen, um letztend-
lich eine Bereinigung und eine bessere Teamarbeit zu 
vieler „unterstützender Einzelakteure“ zu erreichen.
Diese Harmonisierung der verschiedenen Ansätze kann 
selbstverständlich nur vor Ort und selbstbestimmt durch 
die Partnerländer erfolgen. 

Anpassungsprinzip

Anpassung bedeutet nicht nur sich an den Strategien 
der Partner besser zu orientieren, gleichzeitig verlangt 
dieses Prinzip die Stärkung endogener Kapazitäten und 
Institutionen und die Anpassung der Geber an vorhande-
ne nationale Strukturen (Finanzmanagement, Ausschrei-
bungsverfahren, Performance Assessment Frameworks, 
Informationssysteme) bzw. die Unterstützung von not-
wendigen Standardisierungsprozessen.
Harmonisierung, Alignment – begleitet durch Kapazi-
tätsaufbau – bedeutet eine praktische Vernetzung zwi-
schen Armutsstrategien auf oberster Ebene und diversen 
nationalen und sektorellen Aktionsplänen sowie eine 
Partizipation aller Stakeholder am Entwicklungsprozess.

Ergebnisorientierung und Nachhaltigkeit8

Nicht nur die neuen Werkzeuge wie die programmba-
sierten Finanzierungsinstrumente legen Rechenschaft 
über die erzielte Wirkung nach den Regeln des „results 
based managements“9; sie sind ein Teil verschiedener 
„performance assessment frameworks“ im Kontext ver-
schiedener Strategien, wobei aber immer beide Seiten 
(Geber/Empfänger) unter die Erfolgslupe genommen 
werden sollten. Struktureller Wandel erfolgt nicht mehr 
auf Grund einseitiger Strukturanpassung.

Gleichzeitig werden ergebnisorientierte Modelle zur 
Steuerung der komplexen Managementverläufe (PRSPs, 
Sektorstrategien, Nationale Aktionspläne und Detailplä-
ne der Regionen und Kommunen) entwickelt. Am kom-
menden WB/DAC Development Result-Gipfel10 werden 
state-of-art Konzepte der Partnerländer sowie ein inno-
vatives neues Konzept der WB präsentiert. 

8 Managing for Development Results.
9 RbM-Indikatoren messen die Bedeutung der erzielten Leistungen (outputs) sowie die nachhaltige Wirkung (impact).
10 Third International Roundtable, Managing for Development Results, Hanoi, Vietnam - February 5-8, 2007. Online in Internet: 
 http://www.mfdr.org/RT3/index.html (Stand: 9.12.2006)
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Beiderseitiges Rechenschaftsprinzip

Unter diesem Prinzip zur Legitimierung aller Ausgaben 
und Erfolge werden alle demokratischen und partizipati-
ven Modelle der Rechenschaftslegung in den Partnerlän-
dern subsumiert; wie bereits in der Planung so soll auch 
hier die aktive Beteiligung der Zivilgesellschaft bei der 
Bewertung der Maßnahmen bereits eingefl ossen sein.

Erst wenn alle diese Ansätze konsequent im Sinne der 
Erfolgspyramide zur Anwendung kommen, wird ein 
qualitativer Sprung der internationalen Entwicklungszu-
sammenarbeit erkennbar werden.

Der österreichische Aktionsplan zur 
Implementierung der PD

Österreich hat wie andere Signatarstaaten und multi-
laterale Organisationen einen Nationalen Aktionsplan11 

vorgelegt. Er umfasst den Zeitraum 2006–2010 und be-
steht aus zwei Teilen: der politischen Bekräftigung und 
einer Umsetzungsmatrix entlang aller Indikatoren und 

einzelner Segmente aus den Partnerschaftsvereinbarun-
gen. Der erste offi zielle Zwischenbericht der OEZA wird 
anlässlich des High Level Forums im Juli 2008 in Ghana 
der Öffentlichkeit präsentiert, gefolgt von einem natio-
nalen Abschlussbericht 2010. Ein kleiner Arbeitskreis, er 
besteht aus ExpertInnen aus dem Ministerium und der 
ADA, adaptiert auf Basis der Ergebnisse aus dem Mo-
nitoring die jeweiligen länderspezifi schen Ziele. Zurzeit 
werden die ersten Ergebnisse aus einem umfangreichen 
OEZA-Fragenkatalog an die Koordinationsbüros ausge-
wertet, um daraus einen Ausgangsbericht (Baseline) zu 
verfertigen, der uns Ausgangslage und Zielvorgaben im 
Detail für jedes unserer Pilotländer im Prozess zeigen soll. 
Wobei in der ersten Phase nur die Schwerpunktländer 
Albanien, Moldau, Uganda, Kap Verde, Mosambik und 
Nicaragua einbezogen werden. Ein OEZA-Basisbericht 
wird für Ende Januar vorbereitet.

Indikatoren und Zielsetzungen auf 
Ebene der Partnerländer bis 201012

Paris Declaration indicators Defi nitions and qualifying criteria OEZA-Aktionen

Ownership
(1) (1) Partners have operational development strategies 
Number of countries with national development strate-
gies (including PRSs) that have clear strategic priorities 
linked to a medium term expenditure framework and re-
fl ected in annual budgets. Paris Target: at least 75% of 
partner countries. Work with governments to develop a 
nationally owned and led development strategy that links 
to budget processes. Provide effective long term fi nancial 
support to implement national strategies. support to implement national strategies. support to implement national strategies. support to implement national strategies. 

Partner countries have operational 
development strategies when they 
have substantially or largely develo-
ped operational development stra-
tegies in CDF Methodologies. 

Konkrete Unterstützung bei der Errichtung ei-
genständiger nationaler Entwicklungsstrategien 
(inkl. Sektor) mit langfristiger Verlinkung zum 
Budget.  Langfristiges fi nanzielles und ausrei-
chendes personelles Engagement in Schwer-
punktländern.

Alignment
(2) Reliable country systems Number of partner countries 
that have procurement and public fi nancial management 
systems that adhere to broadly accepted good practices 
Paris Target: Half of partner countries move up at 
least 0.5 points on CPIA scale and one third of part-
ner countries move up one point on the Procurement 
Scale of Performance. 

CPIA13 scoring and Procurement 
Scale of Performance. 

(Kaum Stärken im OEZA-System vorhanden).  
OEZA wird Kenntnisse zu Public Financial Perfor-
mance Measurement Frameworks aufbauen.  

(3) Aid fl ows are aligned on national priorities Percent of 
aid fl ows to the government sector that is reported on 
partners’ national budgets. Paris Target: 85% of aid 
fl ows reported on budgets. fl ows reported on budgets. 

Aid fl ows to the Government Sec-
tor are reported on government’s 
budgets. See DAC Baseline Survey 
guidance note for more details. guidance note for more details. 

Österreichische Finanzmittel in Schwerpunktlän-
dern werden durch Monitoring-Prozess erhoben.   
Kontinuierliche Steigerung des Prozentsatzes auf 
Basis PD- und der OEZA-Leitlinien. 

11 Online in Internet: http://www.oecd.org/document/6/0,2340,en_2649_15577209_18638150_1_1_1_1,00.html  (Stand: 9.12.2006)
12 Englische Texte in Spalte 1 und 2 folgen dem Wortlaut der PD.
13 Country policy and institutional assessment. Online in Internet:  http://web.worldbank.org/WBSITE/EXTERNAL/EXTABOUTUS/IDA/
 0,,contentMDK:20941073~pagePK:51236175~piPK:437394~theSitePK:73154,00.html  (Stand: 9.12.2006)
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(4) Strengthen capacity by coordinated support  Per-
centage of donor capacity-development support pro-
vided through coordinated programmes consistent 
with partners national development strategies. Paris 
Target: 50% of technical cooperation fl ows are 
implemented through coordinated programmes 
consistent with national development strategies.
EU: All capacity building assistance to be delivered 
through coordinated programmes with an increasing use 
of multi-donor arrangements. of multi-donor arrangements. 

See DAC Baseline Survey guidance 
note for defi nitions.  [Diese Defi ni-
tion ist noch mehrfach umstritten, 
Geber erwarten sich klare Hinweise 
durch PL, welche Programme am 
vordringlichsten sind].

Gemeinsame Arbeit am Kapazitätsaufbau nach 
Priorität der PL.   Keine Alleingänge nur gemein-
same Programme im Bereich Kapazitätsaufbau.  
Laufende Entwicklungen, neue Anforderungen 
der PL sensibel verfolgen.

(5) Use of country systems Percentage of aid fl ows 
that use partner country procurement and/or public 
fi nancial management systems in partner countries.
Paris Target: reduce gap by 2/3 and 1/3 respec-
tively for high and medium rated partner systems.
EU: 50% of government to government assistance to be 
delivered through country systems including assistance 
provided through budget support or sector wide pro-
gramme support. gramme support. 

PFM standard: CPIA score 3.5 and 
above.  Procurement standard: B or 
above on the procurement scale of 
performance. 

Benützung durch OEZA,  sofern genug Vertrau-
en und das System reformbereit ist. Reformen 
gemeinsam mit anderen Gebern  unterstützen.  
OEZA soll dann Budgethilfe zur Armutsbekämp-
fung in Erwägung ziehen, wenn Vorausset-
zungen vorliegen, die ein solches Engagement 
befürworten, z. B.  ergänzendes Segment in 
Landesplanung, Wunsch des Partners, scaling-
up-Argumente, Fortschritte bei PRSP.  up-Argumente, Fortschritte bei PRSP.  

(6) Strengthen capacity by avoiding parallel implementati-
on structures  Number of parallel project implementation 
units (PIUs) per country. Paris Target: Reduce by two 
thirds the current stock of parallel PIUs.
EU: No new PIUs to be established. 

Parallel PIU: PIU created outside the 
existing structure of the national im-
plementing structure (eg. ministry 
or other agency) or which duplicate 
or recreate ministry functions. 

Die Anzahl paralleler PIUs aus Sicht der OEZA ist 
zu begründen (z. B. falls PIUs einen wesentlichen 
Stellenwert in Arbeit einer NGO vor Ort hätten) 
oder ob sie von komplementärer Notwendigkeit 
sind). Über Verbleib oder Integration ist mit dem 
PL ein Dialog zu führen.PL ein Dialog zu führen.

(7) Aid is more predictable Percent of aid disbursements 
released according to agreed schedules in annual or multi 
– year frameworks. Paris Target: halve the amount of 
aid not disbursed within the fi scal year for which it 
was scheduled. 

See DAC Baseline Survey guidance 
note for defi nitions. 

Alignment von OEZA an den PL-Budgetzyklen, 
Vorbereitung auf mehrjährige Finanzzusagen.  
Kontinuierliche Annäherung an Zielvorgabe-Aus-
zahlungsraten (ausgehend von Zahlen des OEZA-
Basisberichts).  

Harmonisation

(8) Use of common arrangements or procedures Percent 
of aid provided as programme based approaches. Paris 
Target: at least 66% of aid fl ows are provided in the 
context of programme based approaches.
EU: To develop a framework for joint multi annual pro-
gramming. To encourage greater harmonised behaviour 
by multilaterals and other donors eg. through building a 
Roadmap process.

Covers aid to the government 
sector only.
Programme based approaches: 
- national support (general budget 

and balance of payment support).
- sector support (budget support at 

sector level and projects integra-
ted in sector-wide approaches).

 - other programme based approa-
ches.

OEZA verabschiedet Budgetleitlinie;  OEZA redu-
ziert dort Projektansätze  zunehmend, wo es die 
Bedingungen erlauben. Erhöhung der Komple-
mentarität nach EU-Leitlinien  Praktische Beispie-
le sollten im Bericht 2008 evident sein.

9) Encourage shared analysis Percent of a) fi eld missions 
and/or b) country analytic work, including diagnostic re-
views that are joint. Paris Target: 40% of donor missions 
and 66% of country analytic work are joint. EU: Uncoor-
dinated missions will be reduced by 50%. 

Donor mission to the fi eld are mis-
sions undertaken by offi cials to a 
partner country and that include a 
request to meet with offi cials (ex-
cluding workshops, conferences). 
Country analytic work  includes dia-
gnostic reviews, country or sector 
studies and strategies and country 
or sector evaluations and discussion 
papers.papers.papers.papers.

OEZA hebt den Anteil gemeinsamer Gebermis-
sionen nachweislich. OEZA sucht jeweils Like-
minded Partner. Analysen werden zunehmend 
gemeinsam erstellt und verarbeitet.  OEZA baut  
eingschläges Know-how auf (Konsulenten, Part-
ner für Analysen etc.). 

Managing for Results
(10) Results orientated frameworks  Number of countries 
with transparent and monitorable performance assess-
ment frameworks to assess progress against a) the nati-
onal development strategies and b) sector programmes. 
Paris Target: Reduce by one third the number of 
partner countries without a framework.partner countries without a framework.partner countries without a framework.partner countries without a framework.

Partner countries have transparent 
and monitorable performance as-
sessment frameworks when they 
score B or above on CDF scoring. 

Die neuen WB-Modelle auf Anwendbarkeit 
überprüfen und den Monitoring-Prozess auf na-
tionaler oder regionaler Ebene und im Sektor mit 
unterstützen. 

Mutual accountability
(11) Mutual accountability Number of partner countries 
that undertake mutual assessments of progress in imp-
lementing agreed commitments on aid effectiveness 
including those in this declaration. Paris Target: 100% 
partner countries have mutual assessment reviews in 
place.place.

Mitarbeit bei der Erarbeitung von gemeinsamen 
Rechenschafts- Mechanismen.   Initiativen über 
EU-Kanäle auf zentraler Ebene nützen. 

(12) CCI-cross cutting issues 
§ 41/42 PD Durch zusätzliche TF 
(quer über alle DAC AG) werden 
„good practices“ aufbereitet. 

Unterstützung der Datenerhebung für African 
Gender and Development Index (AGDI).  En-
gagement DAC-Initiative. Engendering PD with 
CCI. 
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Wesentliche Schwerpunkte des 
OEZA-Aktionsplans

Bereits heute unterstreicht der Aktionsplan OEZA-Stär-
kenprofi le in den Partnerländern, etwa  bei der Umset-
zung ihrer Führungsaufgaben im Rahmen der strategi-
schen Partnerschaftsprozesse (Beispiel Nicaragua und 
Zentralamerikanische Initiative). Dies geschieht aber 
auch im Kontext strategischer Vernetzungsbemühungen 
dezentraler mit nationalen Armutsstrategien (Beispiel 
Mosambik)  und last but not least beim Ausbau von Sek-
torstrategien (Uganda, Burkina Faso) sowie von Harmo-
nisierungsbestrebungen in Sektorbereichen (Uganda). 
Durch das gemeinsame Arbeiten mit anderen Gebern 
wird eine Senkung der Transaktionskosten für die Part-
ner mittelfristig angenommen. 

Auch soll zukünftig im Bereich Humanitärer Hilfe auf 
mehr Zusammenarbeit im Kontinuum zwischen aku-
ten Krisen, Rehabilitation partnerschaftlicher EZA und 
Effi zienz geachtet werden. Eine Zusammenarbeit mit 
anderen Akteuren in internationalen Foren im Kontext 
wird politisch unterstützt, auch sollte den Akteuren in 
den Schwerpunktländern bei den Monitoring-Prozessen 
geholfen werden.

Schwerpunkte in der Umsetzung der Länderprogramme 
werden sein:

•  OEZA überprüft eigenes Harmonisierungspotenzial

•  OEZA wird besonders im Rahmen der EU-Initiativen 
harmonisieren (Ind 9/10) 

•  OEZA prüft den Einsatz von Budgethilfe; Sektorpro-
gramme werden ausgebaut (siehe Steiner)

•  OEZA wird sich mittelfristig am nachhaltigen Kapazi-
tätsaufbau beteiligen (Ind 4)

•  OEZA beteiligt sich an den gemeinsamen Programmen 
der gemeinsamen Wirkungsanalyse (Ind 11/12)

•  OEZA wird im Falle einer aktiven Mitarbeit in einem 
„Fragilen Staat“ die eigenen Interventionen nach dem 
OECD-Reglement ausrichten

•  OEZA im Bereich der Humanitären Hilfe wird CERF 
stärken

•  OEZA wird sich an einer Integration der Querschnitts-
materien (§41/42 PD) beim Implementierungsprozess 
beteiligen.14  

Erste Hinweise aus den OEZA-Schwerpunktländern be-
legen die enorme Dynamik im Prozess: unsere Partner 
nehmen die Eigenverantwortung in Programmen ver-
stärkt wahr, OEZA-Anstrengungen am Weg zu einer 
effektiveren Harmonisierung sind ausbaubar, Alignment 
oder erste Anpassungsschritte an die Systeme der PL 
erfolgen aus der laufenden Arbeitspraxis, wobei trans-
parent abgewickelte Harmonisierungsprozesse (z. B. im
Rahmen der SWAPs in Uganda) mehr oder weniger au-
tomatisch mitvollzogen werden müssen. Im Rahmen der 
Joint Assistance Strategy for the Republic of Uganda 
sind die Entwicklungen über eine bessere Aufteilung der 
Bereiche unter der Gebergemeinschaft gut nachvollzieh-
bar. Eine erste Peer Review zum Geberverhalten stellt der 
OEZA darin gute Noten aus. 

Programmbasierte 
Finanzierungsinstrumente – 
Programme based Approach (PbA)

Der Wechsel vom Projektansatz zu gemeinsamen pro-
grammbasierten Finanzierungsinstrumenten (mit ver-
stärkter Anwendung von Budgethilfe, dies aber nicht 
ausschließlich) ist sicherlich mehr als eine technische 
Feinheit neuer Instrumente. Gerster und Steiner haben 
in ihren Beiträgen den kulturellen Wandel zu einem neu-
en Verständnis von gemeinsamer Verantwortung der 
Entwicklung in einer globalisierten Welt aufgezeigt. Es 
wird daher auch Zeit brauchen sich umzuorientieren so-
wie in gebührender Weise von liebgewordenen Traditio-
nen Abschied zu nehmen und sich der neuen Ergebnis-
formate zu bedienen (z. B. statt Input mehr Output und 
Impact-Analysen zu präsentieren bzw. Joint Assistant 
Strategies anzustreben). Eine entwicklungspolitisch in-
formierte Öffentlichkeit weiß, dass man in der EZA keine 
schnellen Lorbeeren ernten kann, unsere Partner erwar-
ten sich eine langfristige Bindungsbereitschaft und eine 
verlässliche Partnerschaft. Es ergibt sich daher von selbst, 
dass die Zusammenarbeit der OEZA auf einer verbindli-
chen Allokationszusage und auf verlässlichen Auszah-
lungen basiert. Das Geberverhalten und die Bereitschaft 
zur Veränderung sind Teil gemeinsamer Prozesse; ob im 
Monitoring oder in Workshops, wo die internationale 
Gemeinschaft die gemeinsamen Erfahrungen analysiert 
und Empfehlungen für neue Managemententscheidun-
gen aufbereiten wird. 

14 Im Rahmen einer bereichsübergreifenden DAC-Initiative werden zur Zeit Standards zur Integration der cross cutting issues erarbeitet.
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Plattformen wie die „Regional Workshops“ oder die 
„Mutual Learning Initiatives“ (der MDBs) sind jene Fo-
ren, wo „good practices“ aus der angewandten Praxis 
refl ektiert und zur Nachahmung gehandelt werden.

Partnerschaftlicher Dialog geht vor 
Eigeninteresse

Der politische Dialog im Feld gewinnt neue Dimensi-
onen und das OEZA-Entsendungspersonal wird sich den 
Anforderungen an das gesteigerte Leistungsprofi l weiter 
annähern. Feldkompetenz im Kontext braucht ein um-
fassendes Wissen der Steuerung neuer Modalitäten und 
eine besondere Prozesskompetenz. Kapazitäten werden 
insbesondere dort auszubauen sein, wo Österreich im Ein-
vernehmen mit allen Beteiligten eine besondere Verant-
wortung aufgrund seiner komparativen Vorteile erbrin-
gen kann und im Rahmen einer „Lead-Funktion“ (z. B.
in Uganda auf dem Wassersektor; OEZA seit Oktober 
2006) die Steuerung des Gesamten für die Partner und 
die anderen Geber übernimmt. Hier muss der Lead im 
Sinne eines holistischen Ansatzes der PD (Einbeziehung 
aller Stakeholder, Genderperspektive etc.) pro-aktiv und 
sich möglicher Schwächen und potenzieller Risken be-
wusst sein, aber auch rechtzeitig Vorkehrungen treffen.

Darüber hinaus gilt es, innere Strukturprobleme zu be-
heben, ein bestehendes gutes Zusammenspiel zwischen 
Länderreferenten und Fachleuten, allfälligen Regional-
experten und dem technischen Personal in Ministerium 
und ADA noch zu verbessern; also eine leichte aber si-
chere Hängebrücke zwischen den Zentralstellen und den 
Feldorganisationen aufzubauen, wobei dieser Weg auch 
viel regelmäßiger in beiden Richtungen zu benützen sein 
wird.

Harmonisierungsprozesse erfolgen, wie das Beispiel 
Uganda zeigt, meist rollend auf Grundlage vorhandener 
Ziele. Ein positiver Beleg dafür ist etwa der ugandische 
Armutscluster (Poverty Eradiction Action Plan), der im 
Einvernehmen mit der Regierung und allen internationa-
len Gebern entstanden ist. 

Nachweis über gemeinsame 
Wirkungsanalysen 

Zurück zu den neuen Instrumenten der Wirkungsanalyse.

Von der OEZA wird regelmäßig gefordert, die Wirksam-
keit des Anteils zur Erreichung der MDGs zu überprüfen 
und sichtbar zu machen. Dabei steht auch hier ein ge-
meinsames Vorgehen im Zentrum: Das Monitoring der 
MDGs ist zwar Aufgabe der Partnerländer und der mul-
tilateralen Organisationen, jedoch sind die Geber ver-
pfl ichtet, die Partnerländer beim Auf- bzw. Ausbau von 
statistischen Kapazitäten und Monitoring-Systemen zu 
unterstützen (Indikator 11 PD). Es ist daher wesentlich, 
gemeinsame Wirkungsanalysen zu entwickeln, ein ko-
ordiniertes Monitoring und gemeinsame Berichter-
stattung, wo immer möglich, einzusetzen. Nach PD liegt 
neben der Planung auch die Bewertung von Geberbei-
trägen zunehmend in der Verantwortung der Partner. 
Bisher wurde in der OEZA das Instrumentarium zur Ana-
lyse von Outcome und Impact noch primär auf Projek-
tebene und auf einzelne Interventionen ausgerichtet. 
Armutsreduzierung und nachhaltige Entwicklung, 
wie auch im Europäischen Konsens 2005 festgehal-
ten, und die Erreichung der Millenniumsziele stel-
len aber hoch aggregierte Entwicklungsziele dar, 
die das Ergebnis gemeinsamer Anstrengungen von 
Partnerländern und Gebern sind. 
Selektive Ergebnisse und abgegrenzte oder gar exakt 
quantifi zierbare Zuordnungen aufgrund einzelner Pro-
jekte einzelner Geber (also eine Darstellung entwick-
lungspolitischer Wirkungen von Ergebnissen Einzelner) 
sind kaum möglich noch sinnvoll.15

Im Rahmen unabhängiger Verfahren (Peer Reviews im 
Kleinen, unabhängiges Monitoring pro Land/Sektor/Pro-
gramm oder Prozesse der Rechenschaftspfl icht bzw. ge-
meinsame Evaluierungen) wird auch die OEZA die Effekti-
vität ihrer Leistungen nachweisen können. Dies erfordert 
neue Ansätze in der Wirkungsanalyse. Neue Konzepte 
sind erforderlich, um künftig über eine Grundlage für 
ein gemeinsames Monitoring bezüglich Wirkung und Er-
gebnisse im Kontext mit anderen Gebern (besonders im 
Rahmen von gemeinsamen Programmfi nanzierungen) 
Aussagen machen zu können. 

15 Mehr Wirkung erzielen: Siehe dazu Online in Internet:  http://www.bmz.de/de/service/infothek/fach/spezial/spezial130/Spezial130.pdf   
 (Stand: 9.12.2006)
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Im Konzept der PD wird kein Hilfsinstrument ausge-
schlossen, schon eher ein adäquater Mix von Instrumen-
ten empfohlen; bevorzugt aus der Sicht der Empfänger 
sind aber alle Formen programmbasierter Finanzierungs-
instrumente (Indikator 9 PD fordert zumindest 66 % al-
ler ODA-Leistungen im Rahmen programmorientierter 
Ansätze). Von Bedeutung sind daher gemeinsame Pro-
gramme, die die statistischen Kapazitäten und Kapazi-
täten zur Wirkungsorientierung MDG-ausgerichteter 
Ergebnisse erhöhen, 

Länderprogrammierung 
doppelt gefordert

Die OEZA-Länderprogrammierung nimmt diesen An-
spruch sehr ernst und erstellt alle Länderprogramme in 
einer Form, die eine optimierte Ergebnisorientierung im 
Monitoring erkennbar macht: Die Sichtbarkeit und Trans-
parenz erwarteter Ergebnisse wird in einem detaillierten 
Logframe festgehalten, womit gleichzeitig eine Brücke 
zu den parallel laufenden Vorbereitungen in Richtung 
gemeinsamer Formate und den für alle Beteiligten sicht-
baren Nachweis von Erfolgen geschlagen wird.

Gewährleistet soll werden:

•  ein Programm wirklich anschaulich und kompakt dar-
zustellen,

•  die nötige aussagekräftige Resultatorientierung sicher-
zustellen und damit

•  Möglichkeiten für ein systematisches Outcome-Moni-
toring zu schaffen.

Mittelfristig sollen die Ergebnisse aus den österreichi-
schen Länderprogrammen deckungsgleich bzw. ergän-
zend zu den Ergebnissen des internationalen Monito-
rings im Rahmen gemeinsamer Programme erkennbar 
werden. Um die Sichtbarkeit österreichischer Entwick-
lungspolitik unter den Bedingungen neuer Transforma-
tionen zu garantieren, ist eine permanente Anpassung 
und Professionalisierung innerhalb des eigenen Systems 
notwendig, damit die entwickelten H&A-Standards er-
folgreich übernommen werden können.

Erfolgsmatrix der OEZA nach einem Jahr

Die Prozesse der PD sind vielfältiger als die allseits be-
schriebene Budgethilfe, sie gehen über den Ansatz von 
Instrumenten und einem adäquaten Mix von Hilfsinst-
rumentarien weit hinaus. Es sind Prozesse, die deshalb 
auch permanent politisch evaluiert und neu bewertet 
werden: Die PD bietet einen geordneten Rahmen um 
diese Veränderungen verfolgen und Verfahren quanti-
tativ und qualitativ besser beurteilen zu können. Gerade 
weil diese politische Dimension der Ergebnisorientierung 
und der beiderseitigen Rechenschaftspfl icht im Vorder-
grund steht, hat sich OEZA aktiv für die Teilnahme am 
Prozess entschieden. 

Aus der Matrix lassen sich bereits erste OEZA-Umset-
zungsschwerpunkte in den PL ablesen:
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Paris Declaration – of the 56 commitments, 12 have 
associated measurable indicators and targets for 
2010

EU commitments made at
Paris

OEZA Beispiel – Aktions-Plan 

1. Increase the number of countries with national deve-
lopment strategies.

Qualitativer Prozess nach CDF.16

Zentralamerika/NIC: Unterstützung Regional-
strategie  Zentralamerikas.  Albanien: Unterstüt-
zung des IPS.   Burkina Faso: Sektorstrategien.   
Uganda: Sektorstrategie Wasser/PEAP/APIR.  Ni-
caragua SWAP Gesundheit SWAP PRORURAL.  
Südliches Afrika: Regionalstrategie SADC.  Mo-
sambik:  Strategie Regionalentwicklung Sofala 
Kap Verde SWAP Nachhaltige Nutzung natürli-
cher Ressourcen. 

2. Increase the number of countries with procurement 
and fi nancial systems that adhere to broadly acceptable 
good practice or have a reform programme in place.

Kein Schwerpunkt der OEZA.

3. Aid fl ows will be aligned on national priorities.
Österr. Anteil wird aus dem DAC Monitoring-
Bericht ablesebar sein.

4. Partner country capacity strengthened by coordinated 
support programmes.

1. The EU will provide all capacity 
building assistance through coordi-
nated programmes with an incre-
asing use of multi-donor arrange-
ments.

Kapazitätsaufbau wird als eigenes Kapitel künf-
tig in den Landesprogrammen geführt.  Weitere 
Konkretisierungen zum Alignment folgen in 2 
Phasen nach 2008.

5. Donors will use country systems where they meet 
broadly acceptable good practice standards.

2. The EU will channel 50% of go-
vernment to government assistance 
through country systems, including 
by increasing the percentage of as-
sistance provided through budget 
support or sector wide programme 
support.

OEZA durch SWAPs in erster Phase 15 % anstei-
gend, direkte Budgethilfe wird angedacht.  

6. Use of parallel project implementation units to be re-
duced.

3. The EU will avoid the establish-
ment of new project implementa-
tion units.

Hier beweist OEZA Verständnis und wird nach 
Rücksprache mit PL, falls „überschüssige“ Ein-
heiten existieren, diese schrittweise in öffentli-
che Stellen übergeben. In NIC: Verhandlungen 
im Gang.

7. Aid disbursements will be more predictable.

Basis öffentlicher Planungsgespräche werden 
auch OEZA-Allokationszusagen an die PL sein; 
Budgetzyklus anpassen; Rahmen für Mehrjah-
reszusagen politisch verabschieden.

8. Aid will be untied. Orientierung an DAC.
Monitoring im Sinne der PCD muss zunehmend 
alle österr. Hilfsmaßnahmen erfassen (z. B. Nah-
rungsmittellieferungen).

9.The increased use of common arrangements or proce-
dures through programme based approaches.

4. The EU will reduce the number of 
uncoordinated missions by 50%.

Beteiligungen an PBAs verlangen gemeinsame 
Planung der Missionen.  Missionsfreie Zeiten 
des PL werden respektiert.

10. The increased use of shared analysis.

Eine Liste über zu erwartende Analysen bei 
gemeinsamen Programmen wird bei jährlichen 
Planungszusagen (oder im Rahmen der Landes-
programme) beiliegen.

11. More countries will have results based frameworks 
for monitoring progress of national development pro-
grammes. 

NIC kann bereits ein Modell anbieten: PAM zum 
Monitoring des PRSP II. OEZA hat darin Beob-
achterstatus. Ebenso wirkt OEZA an den Prozes-
sen in UGA mit. 

12. More countries will undertake mutual accountability 
assessments of progress in improving aid effectiveness.

OEZA-Mitwirkung. In UGA laufen Verfahren wie 
APIR, eine Peer Review durch NEPAD, PRSC 6, 
die in diese Kategorie fallen. In NIC im Rahmen 
der Budgethilfe 2 mehrtägige WSs, im SWAP 
jährlich 2 Reviewtage.

13. Provide support for CCI.
Mitarbeit TF im DAC-CCI WS 2007; Unterstüt-
zung der Erhebung geschlechtsspezifi scher 
Gender-Daten (AGDI) in Afrika.

16 Comprehensive Development Framework – qualititatives Bewertungssystem der WB zu den MDGs.
 In die PD übernommen, 2006 erweitert auf Aid Effectiveness Review, Länderprofi le nach CDF-Indikatoren. 
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Es mag daher nützlich sein, zusätzlich zur Grafi k ab-
schließend noch zwei Beispiele aus der Praxis zur Unter-
mauerung näher auszuführen. 

Kap Verde-Regierung gibt 
Prioritätsprozesse vor – Konzentration 
auf Budgethilfe

Kap Verde befi ndet sich in mehrfacher Hinsicht auf ei-
nem interessanten Kurs. Gemeinsame Anstrengungen 
befördern das eigene Umdenken ebenso wie das der 
Partner. Viele kleine OEZA-Projekte müssen innerhalb 
des Landesprogrammes mit jenen der Partner und auch 
anderer Geber (wie etwa der Niederländer im Bereich 
Umwelt sowie UNDP im Bereich Dezentralisierung und 
Local Governance) harmonisiert werden. Es handelt sich 
um eine Konzentration des Engagements auf konkrete 
Verbindungen zu den grundlegenden Zielen, Prinzipi-
en und den komparativen Vorteilen der OEZA mit dem 
Oberziel, die Lebensbedingungen der armen Bevölke-
rung in den ländlichen und semi-urbanen Gemeinden 
der Insel Santiago zu verbessern. Zusätzlich zu einer 
überschaubaren Anzahl von Projekten, die den landes-
üblichen Dezentralisierungs- und kommunalpolitischen 
Prozess im Sinne einer guten Regierungsführung beför-
dern helfen, hat sich OEZA entschlossen, ein in SWAP 
integriertes Ressourcenmanagement, unter anderem ge-
meinsam mit der WB und den Niederlanden, fi nanziell 
zu dotieren und aufzubauen.

Zwischen den internationalen Partnern von Kap Verde 
ist eine strukturierte Koordination im Aufbau. Es wurde 
jeweils ein Land ausgewählt, um die Aufgaben einer sol-
chen Abstimmung zu erfüllen. In Zukunft soll die UN-Re-
präsentantin diese Koordinierungsfunktion federführend 
übernehmen. Die EU-Präsidentschaft wird entweder von 
Frankreich oder Portugal wahrgenommen, da diese die 
einzigen EU-Länder mit Botschafterbesetzung in Kap 
Verde sind. Generell gibt es aber gut funktionierende in-
formelle Kontakte zwischen den einzelnen Ländern.

Im Gegensatz zu anderen Ländern gab es in Kap Verde 
wegen der kleinen Zahl der Geber einen kaum kontro-
versen Prozess. Von Seiten der kapverdischen Regierung 
wird allerdings zunehmend versucht, über das Instru-
ment der Budgethilfe die Harmonisierung der Geberleis-
tungen zu beschleunigen.

Die EU, die Weltbank und die Niederlande haben sich im 
April 2006 in einer Absichtserklärung (Memorandum of 
Understanding) auf gemeinsame Kriterien zur Budgethil-
fe geeinigt; die bisherigen Erfahrungen wurden positiv 
bewertet.

Gender, Menschenrechte 
und Umweltprinzipien – 
Effektivitätspotentiale nützen

Gender, Menschenrechte, HIV/Aids und Umwelt sind nur 
unwesentlich in PD vermerkt, es wurde daher ausgehend 
von einem Vorschlag des DAC-Gendernet17 ein Beschluss 
des Arbeitsausschusses Aid Effectiveness herbeigeführt, 
den Querschnittsmaterien mehr Raum im Prozess und 
bei der Erfolgsmessung zukommen zulassen. Im Rah-
men eines gesonderten Events (Irland, April 2007) wer-
den 120 Vertreterinnen aus den Partnerländern gemein-
sam mit Gebervertretern eingeladen, positive Beispiele 
aus der Praxis Querschnittsmaterie sensitiver Aktivitäten 
(ähnlich dem Prinzip der Regional Workshops) vorzustel-
len. Modelle der CSOs im Süden, die den Prozess positiv 
befördern, sind gleichfalls willkommen. OEZA prüft sei-
ne Mitwirkung anhand einzelner Beispiele, wobei OEZA 
die Bemühungen der Afrikanerinnen zur fl ächendecken-
den, schnelleren Implementierung des geschlechtsspezi-
fi schen Datenindex besonders unterstützt.

Dass eine höhere Effektivität durch ein Engendering der 
PD erzielbar wäre, wird bereits in offi ziellen Arbeitspa-
pieren des IMF und der WB ventiliert. Es wird hier der 
Anspruch unterstrichen, dass wie bei den PRSPs auch die 
PD-Agenda eine bewusste Vernetzung von Genderanlie-
gen um Gleichstellungsziele braucht.

17 Gaynor, Cathy: Paris Declaration Commitments and Implications for Gender Equality and Women’s Empowerment (DCD/DAC/GEN 2006).



44

AID EFFECTIVENESS ZUR ERHÖHUNG DER ENTWICKLUNGSZUSAMMENARBEIT

Legende: GE = Gender Equality  CCI = Cross-Cutting Issues

Die Grafi k zeigt, wo man im Prozess der PD ansetzen 
müsste. Daraus lassen sich drei Hauptaufgaben ableiten: 

1) Mitbeteiligung der Frauenbewegung des Südens 
(Programmierung bis Rechenschaftslegung).

2) Kapazitätsaufbau (Ressourcen für Genderbudget-
ing).

3) Erhebung von geschlechtsspezifi schen Daten (Er-
gebnisorientierung).

Eine aktive Frauenbewegung hat zur Aufgabe, die Agen-
den der CEDAW (Convention on the Elimination of All 
Forms of Discrimination) und der Pekingkonferenz in die 
Diskussionen zu den nationalen Entwicklungsplänen hin-
einzutragen. Kapazitätsaufbau muss vor allem für das 
Genderbudgeting geschehen, da es neuer Fähigkeiten 
der Finanzplanung und Ressourcenallokation bedarf, um 
Entwicklungsgelder zielgerichtet für Gleichstellungszie-
le einzusetzen und deren Effektivität (nicht Effi zienz) zu 
garantieren. Schließlich ist Datenerhebung eine zentrale 
Voraussetzung des „engendern” der PD; einerseits um 
Basisdaten zu bekommen, die Ungleichheiten darstellen, 
andererseits um Ausgangspunkte für die nötige Planung 
zu erhalten. Weiters sind Daten für  Rechenschaftsbe-
richte erforderlich, die belegen, dass Maßnahmen auch 
wirklich zu einer Verbesserung geführt haben.

Schließlich wurden exakte, geschlechtsspezifi sche Daten 
schon auf der Weltfrauenkonferenz 1985 in Nairobi ge-
wünscht – 20 Jahre später ist diese Forderung nach wie 
vor aktuell. Verschiedene Instrumente und Indikatoren 
sind bereits geschaffen worden, allerdings ist die Daten-
erhebung wegen mangelnder statistischer Kapazitäten 
oft mühsam, unverlässlich und fi nanziell aufwendig. 
Das Instrument des GDI (Gender Development Index) 
stützt sich auf den HDI (Human Development Index) und 
beinhaltet nur die 3 Elemente Bildung, Gesundheit und 
Einkommen. Dies wäre ein zu grobes Bild für die PD, 
da Entwicklungseffekte bloß durch 3 Indikatoren gemes-
sen werden. Die GEM (Gender Empowrment Measure) 
hingen konzentriert sich nur auf die Repräsentation von 
Frauen in der Politik, vornehmlich in Parlamenten. Ein 
weitaus elaborierteres Instrument ist der AGDI (African 
Gender  & Development Index), der sowohl quantitative 
als auch qualitative Daten erhebt. Seine Komponenten 
operationalisieren Empowerment-Dimensionen (sozial, 
ökonomisch, politisch) mit einer Reihe von Variablen. 

Die OEZA fördert bereits heute in 3 afrikanischen Län-
dern (Senegal, Kap Verde, Namibia), mit denen Koope-
rationen bestehen und in denen UNECA (UN Economic 
Commission for Africa)  noch keine Erhebung durchge-
führt hat, die Datenerfassung, die immer zu einem nati-
onalen Kapazitätsaufbau beiträgt. 
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Ziel muss es sein, durch gemeinsame Partnerschaften 
den AGDI fl ächendeckend in ganz Afrika mittelfristig 
zum Funktionieren zu bringen.

Es daher umso erfreulicher, dass UNIFEM durch das neue 
Mandat solche Anliegen effektiver unterstützen kann. 
Durch gemeinsame Programme und Regionalseminare 
zur Implementierung des Systems würde Kapazitätsauf-
bau und Training für ExpertInnen in einem umfassende-
ren Maße stattfi nden. Lobbying und Publikationen über 
den Wert und Erfolg des Index sind dabei ergänzende 
Produkte, die dann als unterstützende Ressource im Rah-
men nationaler strategischer Umsetzungsprozesse unter 
Beteiligung ausgewiesener ExpertInnen und Stakeholder 
(besonders auch aus der zivilen Gesellschaft) in den ge-
meinsamen Planungs- und Rechenschaftsprozessen zur 
Anwendung kommen können.

Einzelne PL wie Sambia haben die Herausforderung 
angenommen und Gender in ihre Armutsstrategien in-
tegriert. Von der DAC-Experten-Arbeitsgruppe, an der 
auch Österreich teilnimmt, wird erwartet, dass sie aus 
guten Beispielen anwendbare Strategien oder zumindest 
Empfehlungen für den Partnerschaftsprozess erarbeiten 
wird.

In der Erfolgsmatrix eines Nationalen Aktionsplanes 
(NAP) sollte sichtbar sein: 

•  Die Eigenverantwortung ist vollzogen, da der NAP 
gender-sensitiv ist, messbare Gender-Equality-Ziele hat 
und eine repräsentative Frauenbewegung an NAP-Ver-
handlungen teilnimmt. 

•  Die Harmonisierung lässt sich belegen, wenn die Ge-
ber die Priorität für Genderziele integrieren und aus-
reichende Ressourcen im Rahmen der gemeinsamen 
Programme und für das Empowerment bereitstellen.

•  Aufgrund der Ergebnisse qualitativer und quantitati-
ver Daten zur Erreichung der Ziele kann im Rahmen 
der gemeinsamen Rechenschaftsprozesse der de fac-
to-Fortschritt auf regionaler wie internationaler Linie 
präsentiert werden.

Chance für eine neue Kultur der 
Entwicklungszusammenarbeit

Es steht daher außer Frage, dass im Interesse einer stär-
keren Effektivität und Effi zienz der EZA, PL und Geber 
ihre Politiken, Strategien und Maßnahmen zur Imple-
mentierung konsequent an den entwicklungspolitischen 
Wirkungen orientieren und diesbezüglich besser unter-
einander abzustimmen haben. Wirkungsnachweise sind 
aus der Sicht der beiderseitigen Rechenschaftspfl icht 
gleichermaßen wichtig. Sowohl bei den Geberorganisa-
tionen als auch in den Partnerländern wird daher inten-
siv an einem brauchbaren und glaubwürdigen Nachweis 
an Ergebnissen aus Planung, Monitoring, Evaluierung 
und Berichterstattung gezielt gearbeitet, denn der qua-
litative Aspekt in der EZA wird in dem Maße gefordert 
wie das Volumen steigt: Ein quantitativer Anstieg von 
ODA-Mitteln ist sicherlich dann leichter erreichbar, 
wenn ein qualitativer Fortschritt im Kampf gegen 
Armut der Öffentlichkeit nachweislich vermittelbar 
ist. Eine positive öffentliche Zustimmung zur EZA, wie 
wir sie heute im Lande vorfi nden, soll nicht der Skepsis 
der 1990er Jahre weichen müssen. Österreich wird sich 
auch aus diesem Grunde den internationalen Herausfor-
derungen stellen. In der praktischen Verantwortung be-
deutet das, alle Prinzipien der PD in offi zielle Strategien 
und Länderprogramme aufzunehmen und die Operatio-
nalisierung der EZA (nicht nur technische Hilfe – schließt 
auch die Finanzhilfen ein) daran auszurichten sowie ge-
nügend Ressourcen dafür zur Verfügung zu haben. 

Die öffentliche Legitimierung der OEZA-Erfolge kann in 
der Praxis durch die Umsetzung des Aktionsplanes ga-
rantiert werden. 

Dieser Implementierungsimperativ ist deshalb für OEZA 
weniger Zwang als konkrete Chance, denn im Lichte der 
neuen Entwicklungen können eigene notwendige An-
passungsprozesse leichter erfolgen. Eine an den MDGs 
orientierte Entwicklungszusammenarbeit erfordert eine 
verbesserte Außenstruktur (sowohl auf der Ebene der 
Zentralen als auch bei zusätzlichen Kompetenzen im Fel-
de) und neue Regeln im kontinuierlichen Politikdialog mit 
dem Ziel als verlässlicher Partner zu gelten und/oder bei 
ausdrücklichem Wunsch eines Empfängerstaates die fe-
derführende Koordination in einem gemeinschaftlichen 
Programm nach den „Regeln des Gesetzes“ gestalten 
zu können. Gleichzeitig sind auch die Nichtregierungs-
organisationen in Österreich gefordert den Prozess mit 
zu unterstützen. 
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Es ist bekannt, dass die Entwicklungspartnerschaften nur 
unter Einbeziehung großer Teile der Bevölkerung und 
nicht ohne umfassende Partizipation der zivilen Gesell-
schaft, der betroffenen Frauen und Männer des Südens 
funktionieren können. Ohne Einbeziehung der Anwälte 
menschenrechtlicher und sozialer Anliegen wird Nach-
haltigkeit kaum gelingen. Trotz vieler Defi zite ergeben 
sich aus der Fülle der guten Erfahrungen, die bereits 
gesammelt wurden, positive Lernchancen, um den not-
wendigen Demokratisierungsprozess und eine nachhal-
tige Entwicklung gemeinsam zu bekräftigen18.

Die OEZA schließlich wird die Herausforderung der 
Umstellung von Einzelprojekten zu progammbasierten 
Finanzierungen im Kontext der fünf Prinzipien nach-
weisbar rasch aufnehmen müssen. Jedoch wird die neue 
Qualität des entwicklungspolitischen Dialogs, die ent-
lang der Prioritäten der Partner vor Ort anstatt nationaler 
konkurrierender Einzelinteressen verläuft, allseits positiv 
belohnt. Wichtig ist letztendlich am Prozess teilzuneh-
men und die gemeinsame Verantwortung gegenüber 
den Ärmsten dieser Welt fair mitzugestalten, womit Ös-
terreich auch zu nachhaltigen friedlichen Beziehungen 
in der Welt beitragen wird.

Mein herzliches Dankeschön für die Unterstützung beim 
Entstehen des Beitrages gilt Brigitte Holzner, Ursula Vav-
rik, Joachim Öppinger und Manfred Schnitzer.

18  Als Eigenleistung ist zu hoffen, dass österreichische NROs Globalisierungsmodelle ihrer Schwesterorganisationen zum Teil übernehmen wer-
 den. HIVOS (ein überkonfessionelles Netzwerk) etwa ist ein gutes Beispiele dafür, dass derartige Organisationen auch in den DAC-Arbeits-
 gruppen mehr und mehr in Erscheinung treten.



DIE ÖSTERREICHISCHE ENTWICKLUNGSPOLITIK 2005

47

BRENNPUNKT BUDGETHILFE

Richard Gerster

Auf der Basis der Strategien zur Armutsbekämpfung 
erhalten ärmere Entwicklungsländer in zunehmendem 
Umfang Allgemeine Budgethilfe. Direkte Beiträge an das 
staatliche Budget sollen ermöglichen, dass sie ihre Kern-
aufgaben wirksam wahrnehmen und die Millenniums-
Entwicklungsziele erreichen. Die Budgethilfe bewirkt 
keinen Abschied von der Projekthilfe, sondern fordert sie 
in verschiedener Hinsicht heraus. Eine wichtige Grundla-
ge ist eine breite Koordination und Kooperation auf der 
Seite der Geber. Die Budgethilfe stärkt Länder mit einem 
guten Leistungsausweis. Statt aufoktroyierter Reformen 
setzt sie vermehrt auf Verhandlungsprozesse. Die Bud-
gethilfe erzielt eine Hebelwirkung über ihr eigenes Vo-
lumen hinaus, indem eine verbesserte Wirksamkeit und 
Effi zienz des Mitteleinsatzes auch die eigenen Gelder 
des Partnerstaates erfassen. Eine Evaluation im Rahmen 
von DAC/OECD hat 2006 eine umfassende Zwischenbi-
lanz zur Budgethilfe gezogen und deren Chancen und 
Risiken sowie offene Fragen identifi ziert. Die Budgethilfe 
erfordert einen Blick für das Ganze. Denn nicht nur die 
staatliche Ebene, sondern auch die Beiträge von Zivilge-
sellschaft und Privatwirtschaft werden Match entschei-
dend sein. Die gesellschaftliche Reformdynamik lebt von 
Macht und Gegenmacht, davon, dass die Regierung dem 
Parlament und der Öffentlichkeit rechenschaftspfl ichtig 
ist. Von der Methodik her dürfte die Budgethilfe zu einer 
Rückfrage für die eigenen Arbeitsweisen der Nichtregie-
rungsorganisationen (NGOs) werden. 

Es ist Freitagabend. Soeben haben Vertreter der Regie-
rung von Mosambik den versammelten Gebern mit-
geteilt, dass sie eine Streichung eines Abschnittes im 
ausgehandelten „Memorandum of Understanding“ zur 
Allgemeinen Budgethilfe wünschen. Der Abschnitt sieht 
vor, dass im Falle von Meinungsverschiedenheiten die 
Geber sich zuerst untereinender besprechen, und erst 
dann – sofern möglich – mit einer gemeinsamen Position 
an die Regierung herantreten. Einige Geber stellen sich 
auf den Standpunkt, dass sie das sonst unterschriftsrei-
fe Dokument nicht ohne Rücksprache in der Hauptstadt 
ändern können. Die Büros sind jedoch bereits geschlos-
sen, die feierliche Unterzeichnung des Memorandums ist 
für den Montagmorgen geplant, und deshalb stehe eine 
Änderung in letzter Minute außer Diskussion. Am Sams-
tagabend lädt die Weltbank zu einem gesellschaftlichen 
Anlass ein. Auch die Premierministerin von Mosambik 

nimmt teil und bekräftigt in den informellen Gesprächen, 
dass die Unterzeichnung am Montag ohne Streichung 
dieser Klausel nicht stattfi nden wird. Am Sonntagnach-
mittag treffen sich alle Geber zu einer Krisensitzung. 
Nach einer Stunde wird der Premierministerin mitgeteilt, 
die Änderung sei akzeptiert. Am Montag, dem 5. April 
2004, folgt die feierliche Unterzeichnung des Abkom-
mens, das der künftigen Allgemeinen Budgethilfe aller 
Geber einen gemeinsamen Rahmen gibt.

Was ist Budgethilfe?

Partnerländer, die ihr Engagement zur Armutsbekämp-
fung unter Beweis stellen, werden im Rahmen der All-
gemeinen Budgethilfe durch direkte Beiträge an das 
staatliche Budget in die Lage versetzt, ihre Kernaufga-
ben wirksam und kosteneffi zient wahrzunehmen � bei-
spielsweise im Gesundheitsbereich oder in der Justiz. Die 
Budgetprioritäten der Regierung, deren Personalwesen, 
Einkaufsregeln und Buchführungssysteme sind maßge-
bend. Die Auszahlung erfolgt über die Zentralbank an 
das Finanzministerium und hängt davon ab, ob die im 
Dialog mit der Regierung ausgehandelten Reformziele 
erreicht werden. Die Budgethilfe erzielt eine Hebelwir-
kung über ihr eigenes Volumen hinaus, indem eine ver-
besserte Wirksamkeit und Effi zienz des Mitteleinsatzes 
auch die eigenen Gelder des Partnerstaates beschlagen. 
Im Unterschied zur Allgemeinen Budgethilfe sind Sektor-
Budgethilfen für einen ausgewählten Bereich der staatli-
chen Tätigkeit bestimmt und so in der freien Verfügbar-
keit eingeschränkt.
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Zahlen zur Allgemeinen Budgethilfe

•  Die Budgethilfe wird im Rahmen von Gruppen ko-
ordiniert, denen bis zu 17 Geber angehören. Die 
Größte besteht in Mosambik, mit Belgien, Kanada, 
Dänemark, Deutschland, Europäischer Kommission, 
Finnland, Frankreich, Großbritannien, Irland, Italien, 
den Niederlanden, Norwegen, Portugal, Spanien, 
Schweden, der Schweiz und der Weltbank.

•  Die „Elefanten“ unter den Budgethilfe-Gebern sind 
die Weltbank, z. T. die Afrikanische Entwicklungs-
bank, Großbritannien, die Europäische Kommission, 
Norwegen und Schweden. Konsequent abseits steht 
USAID. Japan beteiligt sich in Ausnahmefällen. 

•  Eine Umfrage der „Strategischen Partnerschaft mit 
Afrika” (SPA) (SPA 2005) für 2004 hat für 16 Län-
der ein Budgethilfe-Volumen von 3,3 Mrd US $ er-
geben. Davon stammen 56 % von Internationalen 
Finanzierungs-Institutionen, 28 % von bilateralen 
Gebern, 16 % von der Europäischen Kommission. 

•  Unter den afrikanischen Ländern weisen Ruanda 
(10,4 %), Sierra Leone (10 %), Mosambik und Zam-
bia (je 7,6%) den höchsten Anteil an Budgethilfe 
am Volkseinkommen aus. Der Durchschnitt liegt bei 
4,7 %. 

•  Die Allgemeine Budgethilfe machte 2004 im Portfo-
lio der beteiligten Geber an die 16 erfassten Länder 
durchschnittlich 18,0 % aus. 

Die Allgemeine Budgethilfe ist kein Blankoscheck, son-
dern besteht aus einem Paket von Maßnahmen, wel-
ches auf der Strategie zur Armutsbekämpfung seitens 
der Partnerregierung beruht. Das Maßnahmenpaket 
umfasst über (1) den fi nanziellen Beitrag hinaus auch (2) 
eine Leistungsvereinbarung, in welcher die Vorausset-
zungen und Bedingungen der Zusammenarbeit festge-
legt sind, (3) einen Dialogprozess zur Diskussion der Re-
formfortschritte, (4) technische Zusammenarbeit, indem 
z. B. mit Ausbildung und Beratung die Kapazitäten der 
Partnerregierungen gestärkt werden und (5) eine Har-
monisierung der Hilfe-Prozeduren unter den Gebern bei 
gleichzeitiger Anpassung an die im Partnerland üblichen 
Prozesse. Dieses Instrumentarium erlaubt, auf die spezi-
fi schen Umstände eines Partnerlandes einzugehen. 

Im Gegensatz zur Weltbank ist der Internationale 
Währungsfonds (IWF) nie Mitglied der Gebergruppen, 
sondern hat Beobachterstatus. Seine „Fazilität zur Ar-
mutsbekämpfung und Wachstum“ (PRGF) stellt jedoch 
ebenfalls Budgethilfe dar, denn die PRGF-Darlehen rich-
ten sich auf die Strategien der Partnerregierung zur Be-
kämpfung der Armut aus. Allerdings sind die makroöko-
nomischen Bedingungspakete des IWF nur beschränkt 
mit dem Kriterienkranz der übrigen Geber harmonisiert. 
Im Zusammenhang mit der Aufstockung der Hilfe ist 
eine Diskussion entstanden, ob der IWF z. B. für die 
Gesundheitsausgaben indirekt eine Obergrenze vor-
schreibt, auch wenn mehr Mittel vorhanden wären. Um 
darüber Klarheit zu erhalten, hat das „Center for Global 
Development“ eine hochrangige Arbeitsgruppe einge-
setzt.1 Es besteht jeweils eine enge, wenn auch zuwei-
len nicht spannungsfreie Zusammenarbeit mit der Ge-
bergruppe. In Ländern wie Tansania – seit Januar 2007 
ohne PRGF-Kredit – setzt der IWF ein neues Instrument 
(„Policy Support Instrument“) ein, um makrökonomi-
sches Wohlverhalten zu signalisieren. Es ist auch schon 
vorgekommen, dass die bilateralen Geber koordiniert 
über ihre Hauptstädte auf Änderungen bei Entscheiden 
des IWF-Verwaltungsrates („Exekutivdirektorium“) zu-
gunsten des Partnerlandes hingewirkt haben. Die IWF-
Konditionalität stand bekanntlich in den letzten 20 Jah-
ren unter Dauerbeschuss, sowohl unwirksam als auch 
unsozial zu sein. So fundiert diese Kritik in vielen Fällen 
gewesen ist, es hat sich auch die Ansicht durchgesetzt, 
dass die gesamtwirtschaftliche Stabilität eine Voraus-
setzung einer wirksamen Armutsbekämpfung und da-
mit für die Budgethilfe ist. Das ist kein Plädoyer für eine 
Standardrezeptur. Unterschiedliche Kontexte erfordern 
verschiedene Prozesse und Lösungen. Erstrebenswert ist 
ein wirtschaftspolitischer Pluralismus, wenn alternative 
Ansätze auf lokalem Boden wachsen.2 

Die Budgethilfe tritt mit dem Anspruch an, ein Partner-
land bei der Einrichtung grundlegender staatlicher Rah-
menbedingungen und Dienstleistungen für die ganze 
Bevölkerung zu unterstützen. Institutioneller Wandel 
und der Aufbau von Kapazitäten erfolgen nicht von 
heute auf morgen. Budgethilfe braucht deshalb einen 
langen Atem. Trotz der Langfristigkeit des Engagements 
und gerade im Hinblick auf echte Nachhaltigkeit wären 
frühe Exit-Strategien wichtig. 

1 Vorsitz David Goldsbrough. Online in Internet: http://www.cgdev.org/content/article/detail/10683/ (Stand: 6.11.2006)
2  Siehe unten die Abschnitte „Risiken“ und „Politische Dimension“.
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In Wirklichkeit werden sie aber sträfl ich vernachlässigt. 
Nur wenige Geber wie z. B. die Schweiz stufen die Mo-
bilisierung eigener Steuereinnahmen der Partnerländer 
hoch ein. Die meisten befassen sich bevorzugt mit der 
Ausgabenseite. Doch eine Reduktion der Abhängigkeit 
von externer Hilfe kann nur auf dem Boden steigender 
Eigeneinnahmen gedeihen. So hat das SECO in Mosam-
bik die Einführung der Mehrwertsteuer gefördert und 
eine Neuordnung der Einkommenssteuern unterstützt. 
Die Steuerbasis soll verbreitert werden. Der Anteil der 
Entwicklungshilfe an den Staatsausgaben ist bereits von 
70 % (1995/96) auf 48 %(2004) reduziert worden. Nach 
2010 sollen es noch 25 % sein. Pedro Couto, Vize-Mi-
nister für Finanzen: „Es macht uns keine Freude, ständig 
betteln zu gehen. Deshalb ist die Beschaffung eigener 
Einnahmen so wichtig. Bis dahin ist noch ein weiter Weg 
und wir sind auf Unterstützung angewiesen...“ (Gerster 
2005, 79). 

Die eingangs geschilderte Episode zeigt, dass die Part-
nerregierung trotz des Ungleichgewichts zwischen Ge-
ber und Nehmer Verhandlungsspielraum hat, wenn sie 
dezidiert auftritt. Sie illustriert aber auch die Befürchtung 
der Partnerregierung, sich mit einer geeinten Phalanx 
von Gebern auseinandersetzen zu müssen, statt einzeln 
mit den beteiligten Ländern und Institutionen verhan-
deln zu können. Eine „Geberfront“ erhöht für ein Land 
das Risiko, bei Meinungsverschiedenheiten plötzlich mit 
einem fatalen Loch in der Finanzierung des Staatsbud-
gets dazustehen, sollten die Geber ihre Zahlungen ko-
ordiniert einstellen. Auch eine Instrumentalisierung der 
Budgethilfe zugunsten von Geberinteressen ist nie völlig 
auszuschließen. Im Gegensatz zur Regierung hatten die 
Geber dieses Risiko nur gering gewichtet und stattdes-
sen die erhöhte Planungssicherheit für die Regierung in 
Finanzfragen hervorgehoben

Meilenstein DAC-Evaluation

Im Rahmen des Entwicklungs-Ausschusses (DAC) der 
OECD wurde 2006 eine breit angelegte Evaluation der 
Allgemeinen Budgethilfe abgeschlossen. Sie gilt als wohl 
aufwändigste Evaluation aller Zeiten. Wie bei der Budget-
hilfe selber war auch bei deren Evaluation Zusammen-
arbeit Trumpf. Großbritannien, Skandinavien, die Nie-
derlande, Deutschland, die Schweiz bis hin zu den Skep-
tikern Japan und USA – insgesamt 14 Geber – trugen 
dazu bei. Fallstudien in sieben Ländern (Burkina Faso, 
Malawi, Mosambik, Nicaragua, Ruanda, Uganda, Viet-
nam) für den Zeitraum 1994-2004 bildeten die Basis. 
Tansania war bereits 2004 separat, aber methodolo-
gisch vergleichbar evaluiert worden. Die Gesamtkosten 
überstiegen 2 Mio €, was allerdings weniger als einem 
Promille der eingesetzten Budgethilfen von rund 4 Mrd 
US $ entspricht. Die Durchführung unter der Leitung der 
Universität Birmingham dauerte gut zwei Jahre.  

Die partnerschaftliche Form der Budgethilfe ist ein jun-
ges Instrument der Entwicklungszusammenarbeit. Die 
DAC-Evaluation liefert Elemente für eine Standortbe-
stimmung. Der Evaluationsbericht dürfte in Zukunft 
wohl oft als Selbstbedienungsladen für Zitate zur Unter-
mauerung von vorgefassten Meinungen zur Budgethilfe 
verwendet werden. Denn mit seinem wissenschaftlichen 
Anspruch fällt er differenziert aus. Er bilanziert detail-
liert Stärken und Schwächen. Es wird auch offen gelegt, 
wenn keine fundierten Aussagen möglich sind. Denn Er-
fahrungen mit der Budgethilfe sind erst für wenige Jah-
re verfügbar. In der Gesamtbilanz stellt der Bericht fest, 
dass die „Länderstudien klar positiv ausgefallen sind, mit 
zwei Ausnahmen“ (IDD 2006, 3). In Malawi gab es einen 
Fehlstart aufgrund über-optimistischer Annahmen. In Ni-
caragua begann die Budgethilfe so spät zu fl ießen, dass 
die DAC-Evaluation keine Folgerungen ziehen konnte. In 
allen Fällen wurde die Budgethilfe als relevante Antwort 
auf das lokale Umfeld eingestuft.  
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Das Engagement der Schweiz

Das Staatssekretariat für Wirtschaft (SECO) hat Ende 
der 1980er Jahre begonnen, in verschiedenen Ländern 
Zahlungsbilanzhilfe zu leisten. Negativlisten von Gü-
tern wie Waffen etc., deren Import damit nicht fi nan-
ziert werden durfte, sollten in Verbindung mit einer 
guten Regierungspolitik die Entwicklungsrelevanz der 
Zahlungsbilanzhilfe sichern. Diese frühe Form der Pro-
grammhilfe wurde später in Allgemeine Budgethilfe 
übergeführt. Das SECO leistet heute in Burkina Faso, 
Ghana, Mosambik, Nicaragua und Tansania Allgemei-
ne Budgethilfe (Siehe SECO 2005). Die DEZA ist in ver-
schiedenen Ländern mit Budgethilfe auf Sektorebene 
engagiert. Das oft frühe, manchmal offensive Engage-
ment der Schweiz wird von den Partnern geschätzt. 
Premierministerin Luisa Diogo von Mosambik brachte 
es auf den Punkt: „Switzerland makes a difference“ 
(Gerster 2005, 78). Darin kommt nicht zuletzt die 
Qualität des Dialogs zum Ausdruck: Kontextkenntnis, 
Erfahrungen aus anderen Programmen, Respekt sowie 
Expertise. Namentlich im Finanz- und Steuerwesen 
ergänzt die Schweiz die Budgethilfe mit technischer 
Zusammenarbeit. In Burkina Faso, Mosambik und 
Nicaragua leiten lokale Ökonom(inn)en den Bereich 
Makroökonomie im Koordinationsbüro der Schweizer 
Entwicklungszusammenarbeit. SECOs Wissensaufbau 
und –austausch zur Budgethilfe erfolgen im Rahmen 
von SPA, DAC/OECD und über strategische Partner-
schaften mit Konsulenten. Nach wie vor macht aber 
die Budgethilfe nur wenige Prozente der gesamten 
EZA der Schweiz aus.

Die Rahmenbedingungen, die für eine prosperierende 
Privatwirtschaft erforderlich sind, wurden oft vernach-
lässigt. Zwar haben Länder wie Mosambik eine beein-
druckende Reduktion der Armut in den letzten Jahren 
vermeldet, doch die DAC-Evaluation konnte keine direk-
te, kausale Verbindung zur Budgethilfe herstellen. Auf 
der einen Seite untermauert die Budgethilfe die Iden-
tifi kation („Ownership“) der Partner für ihren Entwick-
lungsweg. Anderseits befi ndet sie sich mit den Bedin-
gungen zur Zusammenarbeit und dem Politik-Dialog auf 
einer heiklen Gratwanderung zwischen Akzeptanz und 
Einmischung. 

Derart mit einem Stärke-/Schwächeprofi l ausgerüstet, 
positioniert die DAC-Evaluation die Allgemeine Budget-
hilfe als ein leistungsfähiges Instrument der Entwick-
lungszusammenarbeit, aber ohne Patentrezept-Cha-
rakter; als ein Instrument neben anderen Formen. Die 
DAC-Evaluation machte so auch die Grenzen von Eva-
luationen deutlich. Denn Prüfungen der Programmhilfe 
sind weitaus komplexer als herkömmliche Projektevalu-
ationen. Wie schon erwähnt, bestehen die externen In-
terventionen aus einem Paket verschiedenster Maßnah-
men. Die Wirkungskette vom „Input“ bis zum „Impact“ 
im Sinne der Armutsreduktion ist vielstufi g und zahlrei-
chen Fremdeinfl üssen ausgesetzt, welche eine direkte 
Zurechnung von Erfolgen und Misserfolgen zur externen 
Unterstützung schwierig machen. Nicht nur die Inputs 
bestehen aus einem vielfältigen Cocktail, sondern auch 
die anvisierte Reduktion der Armut ist mehrdimensional 
(Einkommen, „empowerment“, Sicherheit). 

Budgethilfe und EZA-Portfolios

Zurzeit macht die Budgethilfe nur wenige Prozente 
(5 %) der gesamten EZA aus. Die Tendenz ist allerdings 
steigend. Verschiedene Partnerländer wie Tansania oder 
Mosambik drängen auf eine Erhöhung der Budget-
hilfe. Dafür dürfte der erweiterte Gestaltungsspielraum 
ebenso wegleitend sein wie die geringeren Transaktions-
kosten. Die Vorgaben der Partnerländer sind Bestandteil 
von deren EZA-Strategien oder von Zusammenarbeits-
Strategien, welche gemeinsam mit den Gebern erarbei-
tet worden sind („Joint Assistance Strategies“). Die Pari-
ser Erklärung3 zur Wirksamkeit der EZA, 2005 von prak-
tisch allen Gebern unterzeichnet, sieht eine Steigerung 
des Anteils der Programmhilfe auf 66 % bis 2010 vor. 

Einige Ergebnisse sind besonders erwähnenswert. So 
hat die Allgemeine Budgethilfe gemäß DAC-Evaluation 
zur gesamtwirtschaftlichen Stabilität der Partnerländer 
beigetragen und die Kapazitäten der öffentlichen Hand 
gestärkt. Die öffentlichen Ausgaben wurden stärker auf 
die Armutsbekämpfung ausgerichtet. Oft ist die Um-
schreibung armutswirksamer Ausgaben jedoch noch 
zu oberfl ächlich und vage. Soziale Dienstleistungen, 
insbesondere im Bildungs- und Gesundheitsbereich, ex-
pandierten – allerdings verbesserte sich deren Qualität 
nicht im Gleichschritt. Das Verständnis des politischen 
Kontexts im Partnerland lässt bei den Gebern öfters zu 
wünschen übrig. 

3 Siehe: Online in Internet http://www.oecd.org/document/18/0,2340,en_2649_3236398_35401554_1_1_1_1,00.html  (Stand: 6.11.2006)
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Allgemeine und sektorielle Budgethilfe sind wichtige Tei-
le der Programmhilfe. Es ist jedoch anzunehmen, dass 
die Unschärfe des Programmhilfe-Begriffs zu statisti-
schen Tricks animieren wird, um die ehrgeizige Vorgabe 
von zwei Dritteln nicht offen scheitern zu lassen. 

Das EZA-Portfolio der Zukunft wird sich zwar anders 
zusammensetzen, doch niemand bezweifelt, dass die 
Projekthilfe neben der Budgethilfe weiterhin eine Rolle 
spielen wird. Das hat mehrere Gründe:

• Zum einen sind die zentralen Voraussetzungen 
der Budgethilfe längst nicht in allen Partnerlän-
dern erfüllt. Dass diese auf dem Weg zur Demo-
kratie, zu den Menschenrechten, zum Rechtsstaat 
im weiten Sinne sind, ist entweder stillschweigend 
oder ausdrücklich eine Voraussetzung der Budget-
hilfe. Weder ist gesamtwirtschaftliche Stabilität noch 
eine glaubwürdige Strategie zur Bekämpfung der 
Armut überall gegeben. Im Fall zerfallender Staat-
lichkeit („fragile states“) wie in Somalia oder Haiti 
wäre allgemeine Budgethilfe ein extremes Wagnis.

• Allgemeine Budgethilfe will den Staat in seinen Kern-
funktionen stärken und hat meist den Zentralstaat als 
Partner. Über das Finanzministerium und die anderen 
zentralen Ministerien hinaus sind andere Akteure
bei der Frage, ob die Millenniums-Entwicklungsziele 
erreicht werden, ebenso entscheidend. Den Provinz- 
und Lokalregierungen, der Privatwirtschaft, der Zivil-
gesellschaft kommt in der Vision einer funktionieren-
den Gesellschaft ein prominenter Platz zu. Während 
dezentrale staatliche Einheiten auch über Budgethilfe 
erreicht werden können, bleiben insbesondere Privat-
wirtschaft und Zivilgesellschaft potenzielle Projekt-
Partner der EZA. 

• Es darf nicht vergessen werden, dass auch die Geber 
Risiken minimieren. Es ist ein elementarer Grund-
satz, nicht alle Eier in einen Korb zu legen. Zudem 
steckt die Kommunikation von Erfolg und Misserfolg 
der Budgethilfe – und damit auch das Verständnis der 
Öffentlichkeit in den Geberländern – noch in den Kin-
derschuhen. So werden ergänzend zur Allgemeinen 
oder Sektor-Budgethilfe auch in Zukunft andere Pro-
gramme und Projekte mit öffentlichen und privaten 
Partnern Eingang in das EZA-Portfolio fi nden.  

Zwischen Allgemeiner Budgethilfe und einer inselarti-
gen Projektunterstützung gibt es viele Zwischenformen. 

Die Unterstützung eines ganzen Sektors wie Gesund-
heit oder Bildung über das Budget steht der Allgemei-
nen Budgethilfe am nächsten. Projekte mit staatlichen 
Partnern werden oft im Rahmen von Parallelstrukturen 
abgewickelt: Statt die bestehenden staatlichen Kanäle 
der Planung, Budgetierung, Ausführung, Abrechnung 
zu benutzen, werden neue, separate Institutionen auf-
gebaut und dadurch die staatlichen Strukturen weiter 
geschwächt. So unbefriedigend die staatlichen Instituti-
onen zur Zeit funktionieren mögen, neue Parallelkanäle 
sind keine nachhaltige Lösung. So wird die Programm-
hilfe in mehreren Aspekten eine konstruktive Ergänzung 
und Herausforderung für die traditionellen Formen in-
ternationaler Zusammenarbeit:

• Die Budgethilfe erfordert die Zusammenarbeit mit an-
deren Gebern und ist deshalb ein Motor der Harmo-
nisierung der Kooperationsformen. Ganz praktische 
Fragen wie die Ausgestaltung von Fortschrittsberich-
ten, der Koordination von Programmbesuchen oder 
der Absprache von Auszahlungsterminen etc. stehen 
im Vordergrund. Das in der Budgethilfe bereits Erreich-
te befruchtet das ganze EZA-Portfolio der Geber. 

• Bei der Identifi kation von Leistungsvorgaben der Re-
gierung können Zielsetzungen aus den Sektoren Ein-
gang fi nden, welche die Projektarbeit direkt stärken. 
Z. B. kann die Zuteilung von ausreichenden Finanzmit-
teln für den Wassersektor eine Voraussetzung dafür 
sein, dass eine Beratung der Wasserbehörden auf Pro-
jektbasis wirksam zum Tragen kommt. 

• Budgethilfe verlangt ein bereichsübergreifendes, ganz-
heitliches Denken und steht in Kontrast zur krassen 
Fragmentierung vieler EZA-Portfolios, welche weit 
über die Notwendigkeit der Streuung von Risiken hin-
aus diversifi ziert sind. Im internationalen Quervergleich 
belegen bei der Zersplitterung der EZA, gemessen am 
durchschnittlichen Projektvolumen die Schweiz und 
Österreich die miserablen Plätze 19 bzw. 17 von 21 
Gebern (CGD 2006). Kohärenz und Komplementarität 
innerhalb eines Portfolios dürften mit der Budgethilfe-
Praxis neue Anreize erhalten.   

• Die DAC-Evaluation stellt explizit fest, dass die Trans-
aktionskosten seitens der Partnerländer massiv re-
duziert wurden (IDD 2006, 53). Grenzen dieser Ver-
besserungen entstehen vor allem durch die anderen 
Instrumente im Portfolio, welche parallel weitergeführt 
werden. 
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 Denn die meist beidseitig hohen Transaktionskosten 
der Projekthilfe dürfen, insbesondere für Kleinprojek-
te, nicht übersehen werden. 

• Zu Recht weisen z. B. NGOs auf die die Defi nitions-
macht der Geber bei der Budgethilfe hin, welche trotz 
der neuen Partnerschaftsformen nach wie vor groß ist. 
Ein Spannungsfeld zwischen den eigenen Vorstellun-
gen der Geber und jenen der Partnerregierung bei der 
Ausgestaltung ihrer Politik ist nicht wegzudiskutieren. 
Oft hat z. B. die Armutsbekämpfung für die Geber 
einen höheren Stellenwert als für die Partner, auch 
wenn man sich auf dem Papier einig ist. Allerdings 
geht die Defi nitionsmacht bei der projektorientierten 
Zusammenarbeit in der Regel noch mehr ins Detail. 
Diese Eingriffsmöglichkeiten sind ja oft ein Grund für 
die Projektform statt der Budgethilfe. 

Messlatten für Reformfortschritte

Die Budgethilfe ist leistungsorientiert ausgestaltet. Die 
Auszahlung der Beiträge erfolgt nur, wenn die Regie-
rung das Programm zur Armutsbekämpfung erfolgreich 
umsetzt. So kommt im Rahmen der Budgethilfe die gan-
ze Breite staatlicher Tätigkeit unter die Lupe. Zwischen 
der Regierung und den Gebern wird ein Kriterienkranz 
(„Performance Assessment Framework, PAF“) ausge-
handelt, um den Erfolg der Reformen zu messen. Diese 
Fortschrittsindikatoren reichen vom Anteil der Mädchen 
bei der Einschulung über die Eindämmung von AIDS, 
die Anzahl der Kilometer an verbesserten Straßen, den 
Zugang zu Kleinstkrediten, die Zahl von Inhaftierten vor 
der Eröffnung des Strafverfahrens bis zu Umstrukturie-
rungen verschiedener Ministerien, zur Dezentralisierung 
der Verwaltung, zur Verbesserung der Bankenaufsicht 
und zu Steuerreformen. 

Das PAF steht für einen Paradigma-Wechsel von der 
aufoktroyierten Konditionalität der 1980er Jahre hin 
zu einem partnerschaftlichen Vorgehen. Die Regierung 
macht einen Vorschlag, der dann als Verhandlungsba-
sis mit der Gebergemeinschaft dient. Das Einbeziehen 
dezentraler Verwaltungseinheiten, von Parlament und 
Zivilgesellschaft in den Gesamtprozess der Ausarbeitung 
und Verfolgung des PAF lässt in verschiedenen Ländern 
noch zu wünschen übrig. Das PAF umfasst zwischen 10 
und 50 Indikatoren mit einem Horizont von 2-5 Jahren. 

Die Funktionalität des PAF hängt nicht nur von der An-
gemessenheit der Indikatoren ab, sondern auch davon, 
ob aussagekräftige Daten zur richtigen Zeit verfügbar 
sind. Das PAF soll den Reformprozess auf wenige Schlüs-
selelemente fokussieren und transparent machen, unter 
welchen Voraussetzungen die Auszahlung der Bud-
gethilfetranchen erfolgt. Der Einfl uss der Geber ist al-
lerdings nach wie vor groß. So erstaunt es kaum, dass 
dieser Paradigma-Wechsel auf der Geberseite stärker 
hervorgehoben wird als ihn die Partnerregierungen im 
Alltag empfi nden. 

Im Hinblick auf die Berechenbarkeit der Budgethilfe 
dürfen die Geber keine Kriterien außerhalb des verein-
barten PAF anwenden. Bessere Berechenbarkeit ist ein 
Kernanliegen der Partnerländer. Hilfe gilt dann als be-
rechenbar, wenn die Partner auf den Umfang und den 
Zeitpunkt von vereinbarten Zahlungen vertrauen können 
(DAC 2005, 8). Untersuchungen des IWF haben eine dra-
matische Unberechenbarkeit der Entwicklungshilfe ganz 
allgemein, also nicht nur der Budgethilfe, aufgezeigt: 
Sie schwankt 6 bis 40-mal stärker als Fiskaleinnahmen 
(Bulir/Hamann 2005, 7). Die kurzfristige Berechenbarkeit 
hat sich bei der Budgethilfe verbessert. Dies nicht zuletzt 
deswegen, weil die Reformfortschritte im vergangenen 
Jahr als Grundlage für die Geberzusagen des folgenden 
Jahres dienen. Die Zusagen für das laufende Jahr gelten 
jeweils als defi nitiv soweit die Grundbedingungen wie 
der Schutz der Menschenrechte, die Beachtung demo-
kratischer Prinzipien oder die Einhaltung der makroöko-
nomischen Stabilität eingehalten werden. Die mittelfristi-
ge Berechenbarkeit zitiert die DAC-Evaluation jedoch als 
ungelöstes Problem – bei der Budgethilfe wie auch bei 
der Projekthilfe (IDD 2006, 53)4. Das macht im Vorzeige-
land Tansania für das nächste und übernächste Jahr fünf 
Prozent des Volkseinkommens aus. „Kein entwickeltes 
Land hat mit Unsicherheiten in dieser Größenordnung 
zu rechnen“, sagt Allister Moon, Weltbank-Ökonom in 
Tansania. Die Geber haben in zunehmendem Maße ei-
nen mehrjährigen Rahmen für die Budgethilfe, so dass 
die Berechenbarkeit steigen sollte. Die bilateralen Geber 
machen in der Regel die Fortsetzung ihrer Zusammen-
arbeit von einer befriedigenden Gesamteinschätzung 
der Reformfortschritte abhängig. Die Weltbank wählt 
aus dem PAF-Korb eine kleine Anzahl von spezifi schen 
Indikatoren wirtschaftspolitischer Maßnahmen aus und 
macht die Auszahlungen davon abhängig. 

4 Zu den von Gebern und Partnerregierungen angegeben Gründen verzögerter Auszahlungen siehe auch SPA 2005.
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Einzelne Geber, namentlich die Europäische Union und 
die Schweiz, unterscheiden fi xe und variable Tran-
chen. Der fi xe Anteil des Beitrags richtet sich wie bei 
allen anderen bilateralen Gebern nach einer Gesamt-
einschätzung der Reformfortschritte, welche gemein-
sam mit der Regierung vorgenommen wird. Die variable 
Tranche wird hingegen mit ganz spezifi schen Reformen 
bzw. Indikatoren verknüpft. Bei der EU sind es in der Re-
gel resultatorientierte („outcome/impact“) Indikatoren 
aus dem Bildungs- und Gesundheitswesen, welche Teil 
des vereinbarten PAF sind. Die Schweiz greift Indikatoren 
einzelner Sektoren heraus wie z. B. die Mobilisierung ei-
gener Einnahmen des Staates, das Management der öf-
fentlichen Finanzen oder die Verbesserung des Umfelds 
für die Privatwirtschaft. Variable Tranchen erlauben eine 
fl exiblere Reaktion auf ungenügende Reformleistungen, 
indem eine „Alles-oder-Nichts“-Situation vermieden 
wird. Vielleicht kann damit auch das ergebnisorientierte 
Denken in der Verwaltung stimuliert werden. Zweifellos 
sind variable Tranchen mit spezifi schen Indikatoren po-
pulär an der Heimatfront: Parlament und Öffentlichkeit 
hören gern, dass Zahlungen z. B. vom Fortschritt im Bil-
dungsbereich abhängig gemacht werden. Allerdings: Die 
Idee, dass ausgewählte Reformen durch die Verbindung 
mit erfolgsabhängigen Zahlungen gezielt gestärkt wer-
den können, dürfte eine Illusion sein. Denn die variablen 
Beträge sind in der Regel zu klein, um im Vergleich zum 
„Gesamtkuchen“ wirklich einen Unterschied zu ma-
chen. In Einzelfällen wussten die für den betreffenden 
Sektor zuständigen Gesprächspartner in der Regierung 
nicht einmal von den variablen Zahlungen.   

Die Identifi zierung erfolgsrelevanter Indikatoren ist oft 
alles andere als einfach. Zwar sind sich beispielsweise alle 
einig darin, dass Bildung, vor allem von Mädchen, eine 
ausgezeichnete Investition in die Zukunft ist. Misst man 
den Erfolg nun anhand der neu erstellten Schulhäuser? 
Ob es dann auch Mobiliar und Schulmaterial gibt, wäre 
jedoch eine zweite Frage. Möglicherweise hat man auch 
gar keine Lehrer, weil zu wenige Jugendliche die Sekun-
darschule abschließen und ein Lehrerseminar absolvie-
ren. Oder es werden zwar Mädchen eingeschult, aber sie  
erscheinen im Verlaufe des Schuljahres nicht mehr, weil 
die Eltern sie zu Hause benötigen bzw. die Bildung der 
Töchter als Fehlinvestition ansehen. Eine Beurteilung der 
Reformleistung erfordert, dass die Regierung die verein-
barten Indikatoren auch wirklich unter Kontrolle hat. Der 
Anteil der Bildungsausgaben steht z. B. in ihrem Zustän-
digkeitsbereich. Ob die Eltern dann ihre Mädchen auch 
in die Schulen schicken, hat die Regierung nicht wirklich 

im Griff. Kultur und Kontext sind ebenso bedeutsam. 
Deshalb sind eine Gesamtbilanz und ein strategischer 
Dialog für die Weiterführung der Zusammenarbeit letzt-
lich wichtiger als Zahlungen von einzelnen Indikatoren 
abhängig zu machen. 

Eine leistungsorientierte Budgethilfe sieht sich mit weite-
ren Fallstricken und Problemen konfrontiert:

• Die Vielzahl der beteiligten Geber macht eine klare, 
reformbetonte Ausrichtung der PAFs schwierig, weil 
unterschiedliche Prioritäten vorhanden sind. Der breit 
angelegte Verhandlungsprozess trägt den Keim zur 
Ausdehnung des Maßnahmen- und Indikatorenkata-
logs in sich. Klare Vorgaben der Partnerregierung sind 
am wirksamsten, um den Umfang des PAF in Grenzen 
zu halten. 

• Der Trend zu „Outcome/Impact-Indikatoren“ innerhalb 
von PAFs ist stark von der Geber-Agenda diktiert. Den 
Steuerzahlenden sollen handfeste Erfolge vorgewiesen 
werden. Vielleicht kann dadurch die Impact-Perspekti-
ve auch bei den Partnern gestärkt werden. Sie setzt 
eine politische Kultur voraus, welche Maßnahmen und 
Prioritäten aufgrund von in der Vergangenheit erziel-
ten Resultaten fi xiert – alles andere als eine Selbstver-
ständlichkeit, weder bei uns noch im Süden/Osten. 

• Partnerländer müssen sich auf dem Weg zur volks-
wirtschaftlichen Stabilität (niedrige Infl ation, tragbarer 
Außenwirtschaftssaldo, ausgeglichene Staatsfi nanzen) 
befi nden, um für die Budgethilfe in Frage zu kommen. 
Ohne den makroökonomischen Sachverstand des In-
ternationalen Währungsfonds (IWF) in Frage zu stel-
len, warnt die DAC-Evaluation davor, die Allgemeine 
Budgethilfe formell von einem positiven Urteil des IWF 
abhängig zu machen. Das könnte ein „Klumpenrisiko“ 
schaffen und die Volatilität der Auszahlungen erhö-
hen.    

• Indikatoren sollten eigentlich nur Messlatten für eine 
breiter gefasste Zielsetzung sein („pars pro toto“). Die 
Gefahr besteht jedoch, dass sie sich als Zielsetzungen 
verselbständigen, wenn sie als Auszahlungs-Hürden 
dienen. Z. B. soll in Tansania die Reform der Justiz vo-
rangetrieben werden. Der Fortschritt wird mit dem 
Anteil aller vor Gericht während mehr als zwei Jah-
ren anhängigen Fälle gemessen. Die Regierung und 
die Geber sind sich allerdings darin einig, dass es sehr 
schwierig ist, aussagekräftige Zahlen zu eruieren. 
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Politikdialog

Zwischen den ausländischen Geldgebern und der Regie-
rung gibt es einen ständigen Dialog über die Ausrich-
tung der Wirtschafts- und Sozialpolitik. Der Dialogpro-
zess ist von Land zu Land verschieden. In unregelmäßi-
gen Abständen tagen Fachgruppen, welche meist auch 
Fachleuten aus anderen Organisationen (Universität, 
NGOs, Privatwirtschaft) offenstehen. In einem jährlichen 
Rhythmus fi nden große Gesprächsrunden („annual re-
views“) auf der Basis von Fortschrittsberichten über die 
Umsetzung der Armutsbekämpfungs-Strategie statt. 
Wenn man sich über die Beurteilung des Erreichten im 
vergangenen und den Ausblick auf das künftige Jahr 
seitens der Fachgruppe geeinigt hat, wird daraus ein 
kurzer Text für die umfassende Schlusserklärung („Aide 
Mémoire“) erstellt. Diese Schlusserklärung wird von bei-
den Seiten ausgehandelt und als verbindlich angesehen. 
Der gemeinsame Text hält nicht nur Erfolge fest, sondern 
markiert auch Schwachstellen.

Im Falle von Tansania diskutierten im Oktober 2006 Re-
gierung und Geber Erfolge und Misserfolge des Vorjah-
res sowie Strategien und Maßnahmen für die Zukunft. 
Sechs thematische Fachgruppen bereiteten den Dialog 
vor: Wachstum und Reduktion von Einkommensarmut; 
Verbesserungen der Lebensqualität und des sozialen 
Wohlergehens;  Regierungsführung und Rechenschafts-
ablage; Zuteilung von Ressourcen und Kohärenz des 
Staatsbudgets; Führung der öffentlichen Finanzen; ge-
samtwirtschaftliche Leistungen. Die Fachgruppen stan-
den erstmals auch externen Kreisen (NGOs etc.) offen. 
Dem Fachgruppendialog folgten auf fünf Querschnitts-
themen fokussierte Gesprächsrunden, an denen leitende 
Beamte der zuständigen Ministerien und der Gebersei-
te beteiligt waren. So gebündelt befand sich die ganze 
Palette staatlicher Aktivitäten und Probleme auf dem 
Seziertisch: Staatsbudget, Beschaffungswesen, Finanz-
management, Verwaltungsreform, Dezentralisierung, 
Korruption, Rechts- und Gerichtswesen, Finanzsektor, 
Landwirtschaft, Umweltfragen, Straßennetz, Energie-
versorgung, Erziehung, Wasser, Gesundheitswesen, HIV/
AIDS etc. Es ist für die Regierung wie für die Geber eine 
große Herausforderung, diese Arbeitsgruppen mit fach-
lich kompetenten Leuten zu besetzen und eine gemein-
same Sicht zu erarbeiten. 

Geträumt: Budgethilfe für die Schweiz

Stellen wir uns vor, Mosambik und über ein Dutzend 
weitere afrikanische Staaten entsenden Vertreter in die 
Schweiz. Zuvor hat die Schweizer Regierung einen um-
fassenden Bericht über die Reformfortschritte im ver-
gangenen Jahr verabschiedet. Während zwei Wochen 
diskutieren die Experten aus Afrika mit den schwei-
zerischen Behörden im Detail die Sanierung der Bun-
desfi nanzen, Schwachstellen der Bankenaufsicht, die 
galoppierenden Gesundheitskosten, den Ausbau von 
Bahn und Straßen, Perspektiven der Sozialversicherun-
gen, die Finanzierung der Pensionskassen, die Über-
lastung der Gerichte und Gefängnisse etc. Schließlich 
wird gemeinsam Bilanz gezogen. Die ausländischen 
Gäste halten unter anderem fest, dass sie bis Ende des 
Jahres eine Vorlage an das Parlament erwarten, um 
Steuerhinterziehung strafbar zu machen und so das 
Bankgeheimnis internationalen Standards anzupas-
sen. Der in der Verfassung verankerten Gleichstellung 
von Mann und Frau soll endlich mit gleichen Löhnen 
in der Wirtschaft zum Durchbruch verholfen werden. 
Man „einigt“ sich über eine Einführung einer CO2-
Abgabe mit Notrecht noch im laufenden Jahr, um dem 
verschleppten Klimaschutz zum Durchbruch zu verhel-
fen. Ein beidseitig abgesegnetes „Aide Mémoire“ hält 
die Fixpunkte fest, anhand derer im nächsten Jahr der 
Reformfortschritt gemessen wird. Als Resultat kann 
die Zusammenarbeit weitergehen. 

Mosambik hatte 2004 erstmals externe Experten da-
mit beauftragt, den Dialog- und Verhandlungsprozess 
zu beobachten und über Stärken, Schwächen und Ver-
besserungsmöglichkeiten Bericht zu erstatten. (Gerster/
Harding 2004). 2006 zog Tansania mit einem solchen 
„Learning Assessment“ nach. Gemeinsam mit einem 
Tansanier war der Schreibende von der Regierung und 
allen Gebern damit beauftragt, Vorschläge zum Dialog-
prozess, zur Messung von Reformfortschritten und zur 
Rechenschaftsablage zu machen. Der Zugang zu allen 
Dokumenten und Diskussionen und ein unabhängiger 
Status dieses „Learning Assessment“ sind Ausdruck ei-
ner ungewöhnlichen Offenheit. Wie im Falle von Mosam-
bik ist der Bericht öffentlich zugänglich. Die Neustruk-
turierung des Dialogprozesses und die Schaffung eines 
PAFs für Geber zählten zu den wichtigsten Vorschlä-
gen in Tansania bzw. führten zu Neuerungen im Falle 
Mosambiks.     
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Risiken 

Auch die von der Budgethilfe bevorzugten „Muster-
schüler“-Staaten sind alles andere als Eldorados für Ent-
wicklungszusammenarbeit. Der Staat ist schwach. Die 
Bürokratie wuchert. Korruption gehört fast überall zum 
Alltag. In der Regierung sitzen nicht nur Reformer, son-
dern auch Profi teure. „Mosambik hat sich in den letz-
ten fünf Jahren von einem extremen Wagnis zu einem 
Hochrisikoland verbessert“, sagte ein schwedischer Ken-
ner der Verhältnisse. Die Geber aber erwarten, dass die 
Partnerländer das Geld im Sinne der Steuerzahlenden 
(„Treuhänder-Risiko“) – nämlich zur Armutsbekämp-
fung – einsetzen. Die Bankenkrise machte das Gefahren-
potenzial vor wenigen Jahren schlagartig deutlich. Zwei 
große Geschäftsbanken in Mosambik wurden zahlungs-
unfähig. Die Regierung entschloss sich, die Banken durch 
eine Finanzspritze von über 100 Mio Franken zu retten. 
Die Geberländer waren erst nach harten Verhandlungen 
mit der Rettungsaktion einverstanden. Mosambik sagte 
als Gegenleistung zu, die Bankenaufsicht künftig nach 
internationalen Standards auszugestalten und weitere 
Reformen im Finanzsektor in Angriff zu nehmen. Es geht 
nicht nur darum sicherzustellen, dass keine Hilfsgelder 
zweckentfremdet werden. Die Chance der Budgethilfe 
liegt vielmehr darin, dass die öffentlichen Finanzen ins-
gesamt mit Umsicht verwaltet werden.  

Über die Millenniums-Entwicklungsziele herrscht globa-
ler Konsens; die Wege zum Ziel sind jedoch vielfältig. 
Es ist eine Tatsache, dass je nach dem historischen und 
politischen Kontext in einem Land andere Prioritäten 
gesetzt werden. In der Politik gibt es Pluralismus, keine 
universellen Patentrezepte. Pluralismus ist nicht nur ein 
demokratisches Recht, sondern beinhaltet auch ein Risi-
ko – die Wirtschaftspolitik kann in die Irre führen, uner-
wartete Nebenwirkungen haben, undurchführbar sein. 
Erinnerungen an die Debatten der 1980er und 1990er 
Jahre um Strukturanpassung und deren soziale Flurschä-
den tauchen auf. Abseits der Korruptions-Debatte be-
stehen die Politikrisiken darin, dass sie den Nutzen der 
Reformen für die Armen („value for money“) schmälern. 
Im Konferenzzentrum von Dar Es Salaam gehen wäh-
rend der Jahrestagung zur Allgemeinen Budgethilfe je-
den Tag mehrfach die Lichter aus. Die Energiekrise ist mit 
den Händen zu greifen. 

Doch die Lösungsvorschläge driften auseinander, auch 
unter den Gebern. Soll die nationale Energiegesellschaft 
TANESCO privatisiert und sollen die Energietarife kos-
tendeckend gestaltet werden? Die erste Generation von 
Armutsstrategien vernachlässigte den produktiven Pri-
vatsektor und priorisierte unter internationalem Druck 
öffentliche Dienstleistungen in Erziehung und Gesund-
heit – war das optimal für die Armutsbekämpfung? Wie 
dem auch sei, die Folgen von Politikfehlern tragen vor al-
lem Regierung und Bevölkerung des Partnerlandes, nicht 
IWF/Weltbank oder die bilateralen Geber. 

Unter den sieben Partnerländern, welche die unabhän-
gige OECD/DAC-Evaluation zur Budgethilfe unter die 
Lupe genommen hat, sticht Vietnam hervor5. Die Geber 
unterstützen die Politik und die Reformprogramme der 
Regierung, welche in wichtigen Teilen keineswegs der 
ökonomischen Orthodoxie entsprechen – z. B. bezüglich 
Privatisierung. Zudem sind die politischen Maßnahmen 
nicht wie andernorts verhandelbar. Da die Regierung je-
doch in der Armutsbekämpfung große Erfolge6 vorwei-
sen kann, Vietnam einen interessanten Markt darstellt 
und seine Abhängigkeit von der externen Hilfe begrenzt7

ist, geht die Rechnung auf. Im „diffuseren“ Kontext 
vieler afrikanischer Länder gilt es, im Dialog eine heik-
le Balance zwischen Einfl uss und Einvernehmen zu fi n-
den. Die Partnerregierung soll nicht nur formell, sondern 
auch faktisch die Verantwortung für die eingeschlagene 
Politik haben, weil die Risiken von Erfolg und Misserfolg 
ohnehin im Partnerland liegen.

Die Geberseite hat jeweils relativ große personelle Res-
sourcen zur Verfügung, um Sachfragen zu analysieren, 
Vorschläge auszuarbeiten und Verhandlungen zu füh-
ren. So legitim das ist, so gefährlich kann es werden, 
wenn die externe Intervention dadurch die lokalen Ka-
pazitäten konkurrenziert. Dieses Verdrängungsrisiko
besteht z. B. gegenüber der Verwaltung: In Burkina Faso 
machten die Geber 2004 einen Vorschlag für ein neues 
Rahmenabkommen (MoU), den die Regierung ablehn-
te, weil sie es als ihre eigene Aufgabe ansah, die Füh-
rungsrolle in der Zusammenarbeit wahrzunehmen. Eine 
Verdrängungsgefahr besteht auch gegenüber der Zivil-
gesellschaft: Im Budgethilfe-Dialog mit der Regierung 
befi nden sich die Geber in einer privilegierten Situation. 

5 Siehe für das Folgende Bartholomew/Leurs/McCarty 2006
6 Zwischen 1993 und 2002 fi el der Anteil der Bevölkerung unter der Armutsgrenze von 53 % auf 29 %.
7 Die öffentliche Hilfe macht etwa 5 % des Bruttonationaleinkommens aus.
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Vorkehrungen sind wichtig, dass Parlament und Zivilge-
sellschaft nicht vor der Türe bleiben. Umgekehrt kann die 
Budgethilfe zum Anlass werden, deren Einfl ussnahme 
auf politische Entscheidungen zu stärken. Eine wichtige 
Möglichkeit ist z. B. die Förderung lokaler Denkfabriken, 
um wirtschaftspolitische Alternativen auf den Tisch zu 
bringen.

Auslandshilfe beinhaltet auch immer das Risiko, lokale 
Finanzierungsquellen zu verdrängen. Das wäre ver-
heerend. Denn Steuern sind mehr als nur eine fi skalische 
Angelegenheit. Steuerzahlende fordern Gegenleistun-
gen und Rechenschaft vom Staat über dessen Tätigkeit. 
Zugleich sind Eigeneinnahmen Voraussetzung nachhal-
tiger öffentlicher Finanzen. Die soeben abgeschlossene 
OECD/DAC-Evaluation hat keine Anhaltspunkte gefun-
den, dass die Budgethilfe die Steuererträge des Partner-
landes verdrängt hätte. Allerdings sollte der Anspruch 
der Budgethilfe weiter reichen: Im Hinblick auf eine lang-
fristige Exit-Strategie ist die Mobilisierung lokaler Staats-
einnahmen aktiv zu fördern. So ist eine Steigerung der 
Steuererträge denn auch an einigen Orten Teil der Leis-
tungsvereinbarung zwischen Regierung und Gebern.

Politische Dimension

Der politische Einfl uss der Budgethilfe auf die Partner-
länder wird in der DAC-Evaluation als bescheiden ein-
gestuft. Das ist angesichts langjähriger Bemühungen, 
bestimmte politische Ansätze über die EZA in Partner-
ländern einzupfl anzen, ernüchternd. Es ist eine unrealis-
tische Erwartung, mit externer Hilfe die politische Land-
schaft im Partnerland umpfl ügen zu wollen. Dabei geht 
es nicht immer nur um Demokratie und die Beachtung 
der Menschenrechte, welche expliziter Teil des Funda-
ments der Budgethilfe in fast allen Ländern sind – die 
Ausnahme ist Vietnam, wo sich die Regierung dieser Ein-
mischung von außen verweigert. Auch auf wirtschaftpo-
litischer Ebene ist der Einfl uss limitiert, wenn die Partner 
nicht von den Neuerungen überzeugt sind. 

Wesentlich viel versprechender ist es, in den Partnerlän-
dern eigene „Think-Tank“-Kapazitäten aufzubauen, 
damit lokale Wissenschafter und Politiker eigene Vor-
schläge entwickeln können. In einer Konfl iktsituation 
mit dem IWF hatte 1996 die Regierung von Mosambik 
eine strategische Kooperation mit der Universität Har-
vard bzw. Jeffrey Sachs gesucht und einzelne Geber um 
Unterstützung gebeten. Finanziert von der Schweiz, von 
Norwegen und Schweden und mit fachlicher Unterstüt-

zung von Harvard wurde der Aufbau einer Forschungs-
abteilung („Cabinete de Estudos“) im Finanzministerium 
ermöglicht. Sie versorgt die Verwaltung mit eigenstän-
digen Analysen und Vorschlägen, welche nicht primär 
um die Akzeptanz („ownership“) kämpfen müssen, da 
sie ja aus dem eigenen Haus stammen. Die Schweiz und 
Schweden führen diese Unterstützung heute noch redu-
ziert weiter. Gleichzeitig werden Möglichkeiten für den 
Aufbau einer unabhängigen Denkfabrik geprüft, um die 
personelle und institutionelle Basis für tragfähige wirt-
schaftspolitische Analysen und Politiken zu verbreitern.  

Dem begrenzten politischen Einfl uss externer Akteure 
steht gegenüber, dass die Allgemeine Budgethilfe in Fäl-
len unliebsamer politischer Veränderungen besonders 
exponiert ist. Zwar besagen die DAC-Richtlinien zur EZA, 
dass politische Konditionalität nicht in Verbindung 
mit einem bestimmten Instrument der Zusammenarbeit 
zur Anwendung kommen, sondern Teil des Politikdialogs 
sein soll. Doch das ist Theorie. Wenn sich die Beziehun-
gen verschlechtern, dann wird die Allgemeine Budge-
thilfe zuerst gekappt. Beispiel Uganda: Angesichts der 
Existenz einer brutalen Rebellenbewegung im Norden 
des Landes (“Lord’s Resistance Army”) mit 1,4 Millionen 
Binnenfl üchtlingen, Korruption und zunehmender Kri-
tik an der Staats- und Regierungsführung haben einige 
Geber zu dem Mittel gegriffen, Budgethilfe zu kürzen. 
Auch Äthiopien, lange Zeit ein Lieblingskind der Geber-
gemeinschaft („Donor Darling“), bekam über Kürzun-
gen der Budgethilfe die Unterdrückung der Opposition 
und die Menschenrechtsverletzungen in der Staatskasse 
zu spüren.  

Das innenpolitische Umfeld der Geber ist bei der 
Allgemeinen Budgethilfe von größerer Bedeutung als 
bei anderen Formen der Zusammenarbeit. Nach einem 
Rechtsruck in Dänemark und in Kanada wurde bei-
spielsweise die Budgethilfe längere Zeit eingefroren. Es 
ist überhaupt ein neues Interesse an Konditionalität im 
klassischen Sinn festzustellen, nicht weil die Partnerre-
gierungen ihre Reformleistungen nicht erbringen wür-
den, sondern als Folge konservativer Strömungen in der 
Öffentlichkeit der Geberländer. „Um bei der Berechen-
barkeit der Budgethilfe Fortschritte zu machen, müssen 
wir in Zukunft den politischen Kontext der Geber analy-
sieren“, meinte ein hoher Beamter aus Tansania.   

Mit wachsendem Anteil an Budgethilfe wird ein Land 
von dieser fi nanziellen Infusion abhängig. Von den in der 
DAC-Evaluation erfassten Ländern überstieg der Anteil 
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der Budgethilfe an den Staatsausgaben in vier Fällen die 
10 %-Schwelle: Uganda 22,6 %, Mosambik 16,3 %, 
Burkina Faso 14,7 % und Vietnam 13,9% (IDD 2006, 
Annexes 15-22). Meist dürfte allerdings die gesamte 
Abhängigkeit von allen Formen der EZA wichtiger sein 
als jene nur von der Budgethilfe. Etwas provokant muss 
man sich auch die Frage stellen, ob nicht die Geber ih-
rerseits von den Partnerregierungen abhängig werden. 
Wenn ein Staatsbudget stark mitfi nanziert wird, bedeu-
tet ein koordinierter Rückzug der Geber eine Destabilisie-
rung des Landes. Das ist allerdings unter normalen Um-
ständen das Letzte, was die Geber bewirken möchten. 
So können die Geber weniger leicht aus der Budgethilfe 
aussteigen als aus fragmentierten Projektunterstützun-
gen. Auch sind vor allem große Geber wie z. B. Großbri-
tannien dringend auf Entwicklungserfolge angewiesen, 
um die Ausgaben vor dem eigenen Volk rechtfertigen zu 
können. Das beeinträchtigt deren Kritikbereitschaft und 
Handlungsfähigkeit. 

Rechenschaftsablage

Regeln und Praxis, wie die Partnerregierung zu Hause
über ihr Tun und Lassen Rechenschaft ablegt, sind zen-
tral. Im Vordergrund stehen Parlament, Organisationen 
der Zivilgesellschaft und die breite Öffentlichkeit bzw. 
die Medien. In der DAC-Evaluation heißt es: „Budget-
hilfe-Geber (eigentlich alle Geber) müssen vorsichtig 
sein, dass ihre Ansprüche an die Rechenschaftsablage 
nicht jene nationaler Institutionen überschatten, aber 
es ist möglich, dass Rechenschaft auf nationaler Ebene 
und gegenüber Gebern sich gegenseitig verstärken.“ 
(IDD 2006, 5). Dieses Potenzial ist noch zu wenig aus-
geschöpft, weil auch auf der Geberseite oft die Rechen-
schaft über die eigenen eingesetzten Gelder Priorität vor 
dem Blick auf das ganze Budget hat. Als einziger Geber 
zahlt die Schweiz die Budgethilfe erst aus, wenn das Par-
lament das Budget genehmigt hat, um so dessen Rolle zu 
stärken. Ein konstruktiver Prozess der Rechenschaftsab-
lage umfasst auch Möglichkeiten für subnationale Ver-
waltungseinheiten, für Parlament, Zivilgesellschaft und 
Privatwirtschaft, sich aktiv in die Prozesse einzubringen. 
Dies gilt nicht zuletzt auch für das Umfeld der für das 
PAF relevanten Prozesse. Auch im Rahmen einer partner-
schaftlichen Budgethilfe ohne aufoktroyierte Bedingun-
gen („Konditionalität“) bleibt der Einfl uss der Geber auf 
die Wirtschaftspolitik eines Landes beträchtlich.

Ghana – Eine Erfolgsgeschichte?

Ghanas Regierung hat seit 2002 die laufenden und 
Investitions-Ausgaben in die Armutsbekämpfung von 
4,8 % auf 8,3 % des Volkseinkommens erhöht.8 Da-
durch konnten z. B. 10.000 neue Lehrer angestellt 
werden. Die Primarschulausbildung ist nun kostenlos. 
2005 wurden rund 650.000 Schülerinnen und Schü-
ler neu eingeschult. 440 neue Schulräume wurden 
geschaffen. Die Einschulungsrate erhöhte sich von 
81 % auf 87 %. Ähnliche Fortschritte gibt es auch 
aus dem Gesundheitswesen zu berichten. Dank eines 
umsichtigen makroökonomischen Managements ha-
ben sich Kernziffern wie Infl ation und Zinsen positiv 
entwickelt. Diese gesamtwirtschaftliche Stabilität ist 
Voraussetzung für eine nachhaltige Entwicklung. Die 
Erfolge sind der Regierung zu verdanken, doch hat die 
Budgethilfe aus dem Ausland den Wandel erleichtert. 
Ebenezer Mireku, Unternehmer aus Ghana: „Die Rah-
menbedingungen für die Privatwirtschaft sind heute 
viel besser. Im Unterschied zu früher ist Planung nun 
möglich, weil das politische und wirtschaftliche Um-
feld berechenbar geworden ist.“ (Mireku 2006, 3). 
Diesen Fortschritten zum Trotz zeigen Stimmen von 
der Basis, dass in den Dörfern gut ausgebildete Lehrer, 
Schulbücher und erschwingliche Medikamente nach 
wie vor Mangelware sind (Conway 2006). Auch die 
Mitwirkung der Bevölkerung auf Gemeindeebene ist 
mit vielen Schwachstellen behaftet. Ist Ghana eine Er-
folgsgeschichte? Im Vergleich zu den 1990er Jahren 
ja, im Vergleich zur Vision der Millenniums-Entwick-
lungsziele (noch) nicht.   

Dass die Geberregierungen zu Hause Rechenschaft 
über die Verwendung der Steuergelder ablegen, beein-
fl usst die Ausgestaltung der Budgethilfe gegenüber den 
Partnern. Parlament, Bevölkerung, Medien sowie NGOs 
wollen wissen, ob der Einsatz im Sinne der gesetzlichen 
Ziele und Budgetvorgaben erfolgt: (1) Das bleibt nicht 
folgenlos für den Kriterienkorb, mit dem der Reformfort-
schritt der Partnerregierung gemessen wird. Z. B. haben 
Maßnahmen und Indikatoren in Verbindung mit Korrup-
tion einen hohen Stellenwert. (2) Bei der Vergabe von 
Subventionen beanspruchen Regierungen oft das Recht, 
jederzeit eine unabhängige Überprüfung zur Verwen-
dung der Gelder durchführen zu lassen. 

8 Diese Angaben stammen von DfID Ghana.
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Wie kann das im Falle der Budgethilfe aussagekräftig 
und unter Wahrung der Souveränität des Partnerlandes 
gewährleistet werden? (3) Die Rechenschaftspfl icht ruft 
nach Visibilität der Erfolge. Doch bei der Budgethilfe 
können einzelne Fortschritte wie bessere Einschulungs-
quoten oder mehr Firmengründungen nicht mehr dem 
externen Beitrag zugeschrieben werden. Erfolge sind 
weniger greifbar und eine sachgemäße Berichterstat-
tung wird anspruchsvoller.

Über die Rechenschaftspfl ichten jeweils zu Hause gibt 
es im Sinne der Entwicklungspartnerschaft auch eine 
gemeinsame Verantwortung der Geber und der Part-
ner bezüglich der erreichten Erfolge und Misserfolge. 
Insbesondere sind sich Geber- und Partnerregierungen 
gegenseitig Rechenschaft über die Umsetzung ihrer ge-
meinsam vereinbarten Leistungen schuldig:

• Die Leistungsvereinbarung der Partnerregierung mit 
dem Geber kam bereits zur Sprache. Das PAF bildet in 
Verbindung mit dem Dialog das Herzstück der Rechen-
schaftsablage der Partnerregierung gegenüber den 
Gebern. Im Zuge der Harmonisierung verlangt nicht 
mehr jeder Geber zu einem anderen Zeitpunkt einen 
Fortschrittsbericht nach seinen eigenen Vorschriften, 
sondern es werden gemeinsame Berichte akzeptiert. 
Im Idealfall – in Mosambik realisiert – sind das diesel-
ben Berichte, mit welchen die Regierung gegenüber 
dem eigenen Parlament Rechenschaft ablegt. Es ist 
mehr als ein Nebeneffekt, dass so Informationsstand 
und Rolle des Parlamentes gestärkt werden. 

• Weitere Schritte zu mehr Symmetrie in der Partner-
schaft sind im Werden. Wiederum in Mosambik 
wurde ein Rahmenwerk geschaffen, um die Fort-
schritte der Geber bei der Umsetzung ihrer Ver-
pfl ichtungen zu erfassen und einzufordern („Geber-
PAF“)9. Die Geber stehen z. B. bei der Einhaltung
der vereinbarten Zeitpläne für die Auszahlungen, 
bei der Koordination von Missionen, beim Beitrag 
an den Aufbau ausreichender staatlicher Kapazi-
täten in der Pfl icht. In der Regel stellen diese Maß-
nahmen eine Umsetzung der Pariser Erklärung zur 
Wirksamkeit der Hilfe dar. Berechenbarkeit soll Ge-
berwillkür ersetzen. Allerdings: Das grundlegende
Machtungleichgewicht zwischen Geber und Neh-
mer lässt sich auch damit nicht außer Kraft setzen. 

Herausforderungen für die NGOs

Viele NGOs (siehe z. B. AGEZ/KOO/EU 2005) nehmen 
heute zur Budgethilfe eine skeptische bis negative Hal-
tung ein. Schweizerische Hilfswerke standen schon 
seit Jahren der Zahlungsbilanzhilfe und später der Bud-
gethilfe überwiegend positiv gegenüber, weil sie sich im 
Vergleich zu anderen Instrumenten der wirtschaftlichen 
EZA z. B. durch ihre Ausrichtung auf ärmere Länder vor-
teilhaft abhob. Zwar wurden eine Ausrichtung auf vor-
rangige Sektoren der Armutsbekämpfung und ein Poli-
tikdialog gefordert, doch gleichzeitig die generelle Ori-
entierung mitgetragen: „Aus unserer Sicht verdient die 
Zahlungsbilanzhilfe einen weiteren Ausbau, leiden doch 
verschiedene Reformprogramme unter chronischer Un-
terfi nanzierung“, hieß es in einer Eingabe von 1995.10 

Erst mehr als ein Jahrzehnt später, im Zuge der inter-
nationalen Diskussion um Möglichkeiten und Grenzen 
der Budgethilfe, waren skeptischere Töne zu vernehmen 
(AllianceSud 2006). 2005 und 2006 organisierte die 
DEZA Dialoge mit den Schweizer NGOs zum Thema Har-
monisierung, in dem auch die Budgethilfe zur Sprache 
kam. Eine pauschale Ablehnung wäre nach der DAC-
Evaluation allerdings schwierig zu rechtfertigen. Eine 
kritisch-konstruktive Distanz, wie sie z. B. von Eurodad 
(Eurodad 2006) geübt wird, weist jedoch auf wichtige 
Schwachstellen hin. 

Einige NGOs befürchten eine Mittelkonkurrenz („crow-
ding out“) durch eine expansive Budgethilfe, welche 
Ressourcen absorbiert, die bisher den NGOs zugefl ossen 
sind. Da kaum jemand in der Budgethilfe ein Allheilmit-
tel sieht11, ist die Mittelkonkurrenz unwahrscheinlich. 
Die Pariser Erklärung mit ihrer Vorgabe eines Programm-
hilfe-Anteils von 66 % bis 2010 übt zwar Druck auf eine 
Erhöhung aus, was angesichts der bestehenden niedri-
gen Prozentsätze als Nachholbedarf eingestuft werden 
kann. Diese Erhöhung wird vor allem zulasten anderer 
bilateraler Instrumente und nicht der NGO-Förderung 
gehen. Dies umso mehr, als die Rechenschaftsablage 
der Regierung gegenüber der Zivilgesellschaft neues 
Gewicht erhält. Eine Konkurrenz um knappe Finanzmit-
tel könnte allenfalls innerhalb der NGO-Gemeinschaft 
selber aufbrechen. Denn ob die für die Zivilgesellschaft 
bestimmten Finanzmittel über internationale bzw. Nord-
NGOs kanalisiert werden oder ob sie direkt in den Süden

9 Verschiedene Berichte dazu unter http://www.gersterconsulting.ch/fs/fs_main.asp?kt=2  (Online in Internet, Stand: 6.11.2006).
10 Arbeitsgemeinschaft Swissaid/Fastenopfer/Brot für Alle/Helvetas/Caritas vom 18. Dezember 1995.
11 Die Gründe sind oben im Kapitel über „Budgethilfe und EZA-Portfolios“ dargelegt.
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fl ießen, das ist eine zweite Frage. Sie stellt sich ohne-
hin, unabhängig von der Budgethilfe, und kann nur 
aufgrund der Implikationen für die Effektivität, Effi zienz 
und die Öffentlichkeit beantwortet werden. 

Wie erwähnt worden ist, gewinnen die Rechenschafts-
pfl ichten („accountability“) der Regierung gegenüber 
dem Parlament, den NGOs und der Öffentlichkeit durch 
die Budgethilfe an Bedeutung. Multipolare Macht und 
Gegenmacht sind Voraussetzung und Folge von Demo-
kratie und Rechtsstaat. Wenn die Geber die Gesellschaft 
des Partnerlandes als Ganzes im Blickfeld haben, stärken 
sie nicht nur den Staat, sondern auch Parlament, Privat-
wirtschaft und Zivilgesellschaft. Diese Perspektive wird 
zur Chance und Herausforderung für die NGOs sowohl 
auf der operationellen Ebene als auch beim Lobbying. 
Gerade kleine Geber wie Österreich oder die Schweiz 
ohne politische Agenda sind gut positioniert, die interne 
Rechenschaftspfl icht im Politikdialog zu thematisieren. 
Die Schweiz hat in den Gebergruppen der Budgethilfe 
auffällig häufi g (2004-2006 Mosambik, Tansania, Burki-
na Faso und Nicaragua) den rotierenden Vorsitz inne. Das 
macht deutlich, dass nicht nur ein hoher Beitrag zählt, 
sondern auch die Bereitschaft und Kapazität, Themen 
wie die (gegenseitige) Rechenschaftspfl icht aktiv anzu-
gehen. Für das NGO-Lobbying hat dies zur Folge, dass 
der Aufbau eines adäquaten Instrumenten-Mixes (Pro-
jekt- und Programmhilfe, staatliche und zivilgesellschaft-
liche Unterstützung) bei den einzelnen Gebern bzw. den 
Gebergruppen im Vordergrund stehen sollte.

Die Entstehung starker Gebergruppen ist auch für 
das NGO-Lobbying relevant. So beinhaltet die Zusam-
menarbeit unter den Gebern auch die Frage der Ar-
beitsteilung unter den Gebern. Es macht keinen Sinn, 
wenn alle sich auf Erziehung und Gesundheit stürzen, 
sich aber niemand mit dem Rechtswesen befasst. Nicht 
jeder einzelne Geber muss über die Budgethilfe hinaus 
auch Parlament und Zivilgesellschaft fördern. Doch die 
Gruppe als Ganzes sollte eine gesamtgesellschaftliche 
Sicht der Zusammenarbeit haben. Die bereits erwähnte 
ausgeprägte Fragmentierung der Entwicklungszusam-
menarbeit seitens der Schweiz und Österreichs mit ihren 
hohen Transaktionskosten könnte auch ein Thema für 
die NGOs sein. 

Im Umfeld der Budgethilfe sind nicht zuletzt die Süd-
NGOs gefordert. In Burkina Faso (Thiéba 2006) fördert 
die DEZA den Dialog der NGOs mit der Regierung auf 
der Basis von durch die NGOs selber erarbeiteten Krite-
rien, nach welchen die Leistungen und Fortschritte von 
Verwaltung und Regierung gemessen werden sollen. In 
einem ersten Schritt werden Informationen gesammelt 
und die dringendsten Probleme im ländlichen Burkina 
Faso identifi ziert – zum Beispiel nicht funktionierende 
Infrastruktur, fehlender Zugang zu Kredit, Dumpingkon-
kurrenz ausländischer Agrarprodukte. Darauf entschei-
den die beteiligten Bäuerinnen und Bauern selber, wel-
ches für sie die prioritären Ziele und Indikatoren sind. So 
können die NGOs von der Basis her alternative Vorschlä-
ge für das PAF machen, welche sie über die Finanzkom-
mission des Parlaments einspeisen. Eine Pionierphase ist 
angelaufen, welche sowohl Potenzial als auch Schwie-
rigkeiten wie z. B. ungenügenden Informationszugang 
aufzeigt. Dieses ehrgeizige Vorhaben setzt ausreichende 
Kapazitäten der NGOs und Gestaltungsspielraum auf 
der politischen Ebene voraus.        

Die Budgethilfe ist aber auch eine methodische Rück-
frage an die Zusammenarbeit der NGOs mit ihren priva-
ten Partnern im Süden. Die Instrumente der Budgethilfe 
können nicht nur in der Zusammenarbeit mit dem Staat 
angewendet werden. Dasselbe Maßnahmenpaket – Fi-
nanzbeitrag, Leistungsvereinbarung, Dialog, Ausbildung, 
Harmonisierung – macht auch bei Partnern aus der Zi-
vilgesellschaft Sinn, welche minimale Voraussetzungen 
erfüllen. Statt um fi nanzielle Details mit den Partnern 
zu ringen, würde dann die strategische Ausrichtung der 
Zusammenarbeit den zentralen Stellenwert im Dialog 
einnehmen. Meist waren bisher die NGOs die Pioniere, 
bevor sich Neuerungen dann als Standard auch für die 
Staaten etablierten. Wird die Budgethilfe umgekehrt 
zum methodischen Lehrstück der NGOs avancieren?  
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ÖSTERREICHISCHE STRATEGIEN ZUR BUDGETHILFE 

Klaus Steiner

Einleitung

Vor dem Hintergrund der im Rahmen der EU einge-
gangenen Verpfl ichtungen die ODA (Offi cial Develop-
ment Assistance) schrittweise zu erhöhen (0,5 % BNE –
Bruttonationaleinkommens bis 2010 und 0,7 % BNE 
bis 2015), sowie den in der Pariser Erklärung im März 
2005 festgeschriebenen Verpfl ichtungen zur Erhöhung 
der Wirksamkeit der Entwicklungszusammenarbeit sieht 
sich die OEZA (Österreichische Entwicklungszusammen-
arbeit) in den kommenden Jahren zwei grundlegenden 
Herausforderungen gegenüber: der quantitativen Er-
höhung der Budgetmittel sowie der Verbesserung 
der Qualität der Mittelverwendung. 

Die OEZA ist davon überzeugt, dass die Diversifi zierung 
der Modalitäten und der damit verbundene Einsatz von 
Budgethilfe einen wesentlichen Beitrag dazu leisten 
kann, diesen Herausforderungen in den kommenden 
Jahren zu begegnen. Im Folgenden soll dargestellt wer-
den, wie der Einstieg in diese für die OEZA neue Mo-
dalität erfolgen kann und von welchen Annahmen über 
Chancen und Risiken dabei ausgegangen wird. 

Dabei wird besonders auf die spezifi sche Rolle vergleichs-
weise kleiner Geber eingegangen werden, um etwas 
überspitzt die Frage zu stellen, ob es denn in der neuen 
Architektur der internationalen Entwicklungszusammen-
arbeit (EZA) überhaupt noch Platz für kleine Geber gibt. 

Wo steht die OEZA zurzeit? 

Der Bericht des DAC (Development Assistance Com-
mittee der OECD) zur Österreichischen Entwicklungszu-
sammenarbeit aus dem Jahr 2004 hält fest: „Die Öster-
reichische Entwicklungszusammenarbeit verwendet fast 
ausschließlich Projekte als Modalität für ihre Arbeit. Die 
meisten dieser Projekte haben einen vergleichsweise klei-
nen Umfang und werden durch NROs (Nichtregierungs-
organisationen = NGOs) oder Firmen implementiert. Der 
Anteil an österreichischer Programmhilfe ist nach wie vor 
gering.“1

Die OEZA hat schon bisher an mehreren SWAPs (Sektor 
Wide Approaches) teilgenommen und diese über Projek-
te und zum Teil auch über gemeinsame Basket Funds mit 
anderen Gebern fi nanziert (beispielsweise im Agrarbe-
reich in Mosambik oder im Justizbereich in Uganda). Da-
bei wurde im Rahmen des langjährigen Engagements in 
den Schwerpunktländern erhebliches sektorspezifi sches 
Know-how aufgebaut und tragfähige Partnerschaften 
mit den lokalen Institutionen konnten etabliert werden. 

Die Eingliederung der österreichischen Projekte in SWAPs 
war aber nicht so systematisch wie beispielsweise in den 
Niederlanden, wo SWAPs eines der wichtigsten Organi-
sationsprinzipien für die bilaterale EZA sind. 

1 OECD, DAC Peer Review Austria, 2004, Volume 5, No. 4

SWAP

Ein SWAP ist ein Prozess der Zusammenarbeit zwi-
schen Geber- und Empfängerländern, der darauf ab-
zielt, dass sowohl die lokalen Budgetmittel als auch 
die Hilfsgelder der Gebergemeinschaft eine (Sektor-) 
Politik unter der Federführung des Empfängerlandes 
unterstützen. Im Rahmen eines SWAP wird daher eine 
kohärente Sektorpolitik und Strategie, ein mittelfris-
tiges und umfassendes Ausgabenprogramm für die 
lokalen und externen Ressourcen sowie ein gemein-
sames Management-, Planungs- und Berichtswesen 
erstellt. 

Die Unterstützung eines SWAP durch die Geberseite ist 
an kein bestimmtes Instrument bzw. eine bestimmte 
Modalität gebunden und kann in Form von Budgethil-
fe, Pooled Funding aber auch durch Projekte erfolgen.

Vor dem Hintergrund der OECD-Evaluierung und der 
darin ausgesprochenen Empfehlung an die OEZA, eine 
klare Position zur Teilnahme an Programmhilfen zu for-
mulieren, arbeitet seit dem Frühjahr 2005 eine Arbeits-
gruppe der OEZA an einer Leitlinie zu Budgethilfe. 
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Die Arbeit dieser Gruppe hat sich bereits in einer ersten 
Positionierung in dieser Frage im Dreijahresprogramm 
2006–2008 niedergeschlagen. Das im Folgenden darge-
stellte Phasing-In Szenario entspricht den dort festgehal-
tenen Vorgaben und nimmt auf grundlegende Überle-
gungen Bezug, die bereits für die Leitlinie „Budgethilfe“ 
formuliert wurden. 2

Aus Sicht des Autors haben drei Faktoren dazu geführt, 
dass sich die OEZA seit dem Frühjahr 2005 intensiv mit 
der Frage der Aid-Modalitäten und der Programmhilfen 
auseinandersetzt:

a) Die Pariser Erklärung3 vom März 2005 zur Effekti-
vität der Entwicklungszusammenarbeit, die auch kla-
re quantitative Ziele für die EZA festlegt (in diesem 
Zusammenhang hervorzuheben das Ziel, 66 % der 
ODA bis 2010 über Programmhilfen abzuwickeln).

b) Der Beschluss des Rates der EU vom Juni 2005, der 
klare quantitative Zielvorgaben für die EU-Mit-
gliedsländer festgeschrieben hat (0,51 % BNE bis 
2010 und 0,7 % BNE bis 2015). Auch wenn noch 
nicht bekannt ist, wie Österreich diese Ziele konkret 
erreichen wird (d. h. wie sich die ODA-Leistungen aus 
Entschuldungen, die indirekten Studienplatzkosten  
etc. und die Kosten der Projekt- und Programmhilfe 
zusammensetzen werden), so ist davon auszugehen, 
dass es zu einer substantiellen und dauerhaften Er-
höhung der Mittel für die Projekt- und Programmhil-
fe der OEZA kommen wird. 

c) Der entwicklungspolitische Diskurs und die bereits 
vorliegenden Evaluierungen der praktischen Er-
fahrungen aus dem Einsatz des Instrumentes der 
Budgethilfe zeigen deutlich, dass Budgethilfe ein ef-
fektives Werkzeug zur Erreichung der Millenniums- 
Entwicklungsziele ist. Budgethilfe ist daher aus Sicht 
des Autors kein Wagnis für innovative und risikofreu-
dige EZA-Administrationen, sondern mittlerweile 
Teil des „Mainstreams“ der internationalen EZA.

Kopernikanische Wende 
oder gar Revolution?

Die Strategie der OEZA für den systematischen Einstieg 
in die Budgethilfe ist sicher keine Revolution, sondern 
viel eher eine vorsichte Nachjustierung des Modalitä-
tenmixes, die aber die Grundlagen für eine quantitative 
Erhöhung der Mittel legt die zum Teil über Budgethilfen 
abgewickelt werden sollten. Diese Grundlagen beziehen 
sich in erster Linie auf die organisatorischen Strukturen 
und die Personalressourcen der OEZA (darauf wird noch 
ausführlicher im Kapitel „Herausforderungen“ einge-
gangen werden).  

Kopernikanisch ist sie aber insoweit, als sie den Perspek-
tivenwechsel der EZA, so wie er in den von der Geber-
gemeinschaft vereinbarten Prinzipien von „Ownership“ 
und „Alignment“ angelegt ist, widerspiegelt. Zentrum 
und Angelpunkt der EZA sind demnach die Partnerlän-
der des Südens und deren Regierungs- und Verwaltungs-
strukturen. Denkt man diese Prinzipien konsequent zu 
Ende, so kommt man nicht umhin, Budgethilfe als Ulti-
ma Ratio der Paris Deklaration von 2005 zu sehen.

Den Unterschied in der Herangehensweise zwischen der 
bisherigen EZA und der EZA nach dem Perspektiven-
wechsel hat ein Mitarbeiter der Europäischen Kommissi-
on (EK) bei einem Seminar mit einer Gegenüberstellung 
der grundlegenden Fragestellungen erläutert. Im klassi-
schen Ansatz der EZA galt als Ausgangspunkt: „Welche 
Leistungen fehlen bzw. was wird denn benötigt?“, um 
es im Anschluss über ihre eigenen Strukturen bereitzu-
stellen. Im Gegenzug wird bei Budgethilfe von der Frage 
ausgegangen: „Wer sollte eine soziale Leistung wie Bil-
dung langfristig bereitstellen?“ In der Folge wird es Auf-
gabe der EZA sein, diese Institutionen in die Lage zu ver-
setzen, derartige Leistungen (Gesundheitsversorgung, 
Bildung, Sicherheit,…) auch selbst bereitzustellen.

2 Die Leitlinie wird voraussichtlich Anfang 2007 publiziert werden
3 Paris Declaration on Aid Effectiveness, Ownership, Harmonisation, Alignment, Results and Mutual Accountability, OECD; Paris 2005
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Vorteile und Chancen der Budgethilfe

Der Einsatz von Budgethilfe hat gegenüber dem bisher 
vorherrschenden Projektansatz die folgenden potentiel-
len Vorteile: 

• Stärkung der Eigenverantwortung (Ownership) und 
der demokratischen Rechenschaftspfl icht der Re-
gierungen gegenüber der eigenen Bevölkerung (und 
nicht nur gegenüber den Geberländern).

• Budgethilfe ermöglicht und fördert das Führen eines 
permanenten und geordneten politischen Dialoges
zwischen Gebern, Regierungen und Zivilgesellschaft, 
der eine absolute Voraussetzung für eine effektive und 
nachhaltige EZA ist. Inwieweit die Einbeziehung der 
Zivilgesellschaft tatsächlich in repräsentativer und par-
tizipativer Art und Weise stattfi ndet, variiert erheblich 
zwischen den Ländern. NRO-Verteter weisen jedenfalls 
darauf hin, dass hier noch erheblicher Nachholbedarf 
besteht. 4

• Stärkung der Kapazitäten der lokalen Institutionen, 
da Parallelstrukturen für die EZA vermieden werden. 

• Budgethilfe verbessert effektiv das öffentliche Finanz-
management und kann ein Ansatzpunkt zur Dezen-
tralisierung sein.

• Bessere Koordinierung mit den anderen Gebern 
durch Eingliederung der OEZA-Interventionen in eine 
gemeinsame (Sektor)Strategie und damit verbunden 
Harmonisierung der Geber und „Alignment“ an die 
Strukturen des Empfängerlandes.

• Diese der Budgethilfe innewohnenden Dynamiken zu 
Harmonisierug und „Alignment“ reduzieren die Ge-
samtkonditionalitäten der Geber. 

• Verringerung der Transaktionskosten auf Empfän-
gerseite.

• Größere Nachhaltigkeit der OEZA-Interventionen 
als Folge der oben genannten Vorteile; aber auch, da 
Budgethilfe eher als Projekthilfe laufende Kosten fi nan-
zieren kann und damit ein Ungleichgewicht zwischen 
Investitionen und verfügbaren Ressourcen für die lau-
fenden Betriebskosten vermieden wird. 

• Größere Transparenz und Vorhersagbarkeit der 
Mittel für die Empfängerländer im Vergleich zur Pro-
jekthilfe.

• Stärkung der Effektivität der bilateralen Projekte 
durch das komplementäre Engagement im Rahmen 
der Budgethilfe und des damit verbundenen politi-
schen Dialoges.

In der bisherigen innerösterreichischen Diskussion über 
Budgethilfe als Instrument der OEZA wurde generell 
anerkannt, dass das Konzept der Budgethilfe die oben 
angeführten Vorteile theoretisch zwar mit sich bringen 
könne, es wurde aber insbesondere seitens der entwick-
lungspolitischen NGOs angezweifelt, dass die Praxis vor 
Ort auch halte, was das Konzept verspricht.  

Risiken der Budgethilfe

Der Beitrag von Richard Gerster zu dieser Publikation 
geht ausführlich auf die Risiken ein und hier soll daher 
nur kurz vor allem auf die Besonderheiten der sektoriel-
len Budgethilfe  eingegangen werden. 

Auf Geberseite wird zuallererst stets das treuhändische 
Risiko der missbräuchlichen Verwendung der Gebergel-
der genannt. Eveline Herfkens, ehemalige Entwicklungs-
hilfeministerin der Niederlande und vehemente Ver-
fechterin der Budgethilfe, war oft mit diesen Bedenken 
konfrontiert und hat darauf folgende Antwort gegeben: 
Zum Ersten sind die Opfer der Korruption in aller erster 
Linie die Armen in den Entwicklungsländern. Und zum 
Zweiten ist gerade Budgethilfe und die damit verbunde-
ne Stärkung des öffentlichen Finanzmanagements und 
der Rechenschaftspfl icht das effektivste Instrument zur 
Bekämpfung der Korruption. 

Ein Ergebnis der im Folgenden noch ausführlicher dar-
gestellten OECD-Evaluierung zur Budgethilfe war, dass 
die politischen Konditionalitäten einer der größten 
Risikofaktoren5 für die generelle Budgethilfe sind. Sie 
konterkarieren die potentiellen Vorteile dieser Modalität 
als langfristiges und nicht volatiles Finanzierungsinstru-
ment, da sie immer wieder Anlass für ein Aussetzen der 
Geberbeträge sind. Hier hat sektorielle Budgethilfe den 
Vorteil, dass sie potentiell weniger anfällig für Differen-
zen auf der politischen Makroebene ist und damit weni-
ger zyklischen Schwankungen unterliegt. 

4  Siehe „Positionspapier von AGEZ, KOO und EU-Plattform zu Budget Support“, Wien, 2005
5 Ein Beispiel dafür ist die Diskussion um die angemessene Höhe der Verteidigungsausgaben in Uganda oder die Unstimmigkeiten 2005 beim 
 Übergang zu einem Mehrparteiensystem in Uganda, das eine Reihe von Gebern dazu veranlasste, die Budgethilfe spürbar zu kürzen 
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Ein Vorteil, den die generelle Budgethilfe in der Praxis 
bereits gebracht hat, ist die spürbare Vergrößerung des 
Entscheidungsspielraumes der nationalen Regierungen 
über die Verwendung der ODA-Mittel. Damit wird auch 
ein politischer Prozess über die bestmögliche Verwen-
dung der knappen Ressourcen in Gang gesetzt, der ein 
wesentlicher Baustein für die Rechenschaftspfl icht der 
Regierungen gegenüber der eigenen Bevölkerung ist. 
Sektorielle Budgethilfe kann potentiell diesen Entschei-
dungsprozess umgehen und kann es den zuständigen 
Ministerien ermöglichen, den nationalen Budgetpro-
zess zu unterlaufen. Es wird daher wichtig sein, auf die 
Anbindung der sektoriellen Budgethilfen an die Prozesse 
und Gremien der allgemeinen Budgethilfe zu achten. 

Ohne hier die Risiken der Budgethilfe abschließend dar-
gestellt zu haben, sind aus Sicht des Autors die Risiken 
der Budgethilfe – so sie sorgfältig aufgesetzt und beglei-
tet wird – nicht größer als bei klassischer Projekthilfe. 
Es ist viel eher die Art der Risiken, die Budgethilfe von 
Projekthilfe unterscheidet. 

OECD-Evaluierung als wesentlicher 
Orientierungspunkt

Die im Mai 2006 präsentierte OECD-Evaluierung6 über 
den Einsatz genereller Budgethilfe 1994–2004 in 7 Län-
dern ist die bisher umfassendste und breitest angelegte 
Evaluierung zu diesem Thema Budgethilfe und die zen-
tralen Schlussfolgerungen sind aus Sicht des Autors im 
Wesentlichen auch für die sektorielle Budgethilfe gültig. 

Wie Richard Gerster in seinem Beitrag zu dieser Publika-
tion richtigerweise festhält, zeichnet diese Evaluierung 
ein differenziertes Bild und hält für Befürworter und 
Skeptiker eine Reihe von Argumenten bereit. Die unten 
angeführten Schlussfolgerungen sind für die weitere Po-
sitionierung der OEZA von besonderer Bedeutung: 

a) Die allgemeine Bewertung der generellen Budgethil-
fe fällt eindeutig positiv aus und unterstützt daher 
die Entscheidung, (sektorielle) Budgethilfe zukünftig 
in der OEZA einzusetzen.

b) Generelle Budgethilfe ist ein notwendiges Werkzeug 
für die EZA, aber sie soll als Teil eines Modalitäten-
mixes gemeinsam mit anderen Instrumenten einge-
setzt werden, um effektiv zu sein. 

c) Der Bericht und die Diskussion der Ergebnisse bei 
der Präsentation der Evaluierung in der OECD im 
Mai 2006 sehen weiters eine wichtige Rolle für 
sektorielle Budgethilfe, betonen aber, dass die In-
teraktion zwischen genereller und sektorieller Bud-
gethilfe stets mitgedacht werden muss. Mittelfristig 
sollte daher auch für die OEZA die Ergänzung der 
sektoriellen Budgethilfen in den Pilotländern durch 
generelle Budgethilfen in Erwägung gezogen wer-
den.

d) Entscheidend war, dass Budgethilfe den Dialog zwi-
schen Gebern und Empfängern verändert hat, vor 
allem im Vergleich zu den Strukturanpassungspro-
grammen der Vergangenheit. Die Fortschritte sind 
aber nicht so weit gediehen wie erhofft und wer-
den von den Gebern viel stärker wahrgenommen als 
von den Empfängern. Da dieser Dialog in den Emp-
fängerländern geführt wird, wird die OEZA hier in 
den kommenden Jahren besonders gefordert sein, 
um die notwendigen Personalressourcen sowohl in 
quantitativer als auch in qualitativer Hinsicht bereit-
zustellen. 

e) Budgethilfe ist ein effektives Instrument, um das 
öffentliche Finanzmanagement zu stärken. Dies ist 
insbesondere von Bedeutung, da die Frage der treu-
händischen Risken der Budgethilfe in den Geber-
ländern als besondere Gefahr dieses Instrumentes 
wahrgenommen wird.

f) Korruption ist in allen untersuchten Ländern ein 
Problem, aber es konnten keine Hinweise gefunden 
werden, dass Budgethilfe davon mehr betroffen 
wäre als andere Modalitäten. 

g) Die Geber agieren oft auf Basis eines mangelhaf-
ten Verständnisses der politischen Zusammenhänge 
und Dynamiken in den Empfängerländern. Die poli-
tischen Risiken wurden daher oftmals unterschätzt. 
(Konkret wurde von zu optimistischen Annahmen 
darüber ausgegangen, wie rasch sich Strukturen ver-
ändern lassen, die tief im politischen und sozioöko-
nomischen System verankert sind).

6 Mai 2006, IDD and Associates: „Evaluation of General Budget Support“
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 Einstiegsszenario für die OEZA

Auf Basis der Abwägung von Vorteilen, Herausforderun-
gen und Risiken der Budgethilfe hat die Arbeitsgruppe 
„Budgethilfe“ ein Einstiegsszenario für die OEZA for-
muliert, das auf dem vorhandenen Know-how und den 
komparativen Vorteilen der OEZA aufbaut und versucht, 
diese zu nutzen und weiterzuentwickeln. Das Einstiegs-
szenario ist durch die folgenden fünf Eckpunkte charak-
terisiert:

a) Sektorielle Budgethilfe: Mittelfristig wird die 
OEZA in erster Linie sektorielle Budgethilfe leisten 
und in diesem Prozess auch die internen administ-
rativen und analytischen Strukturen aufbauen und 
stärken helfen, die für den verantwortungsvollen 
und wirksamen Einsatz von Budgethilfe erforderlich 
sind. Das bietet die Möglichkeit, auf dem im Rahmen 
der bisherigen Kooperation in den Schwerpunktsek-
toren der OEZA gesammelten Know-how aufzubau-
en und damit die komparativen Vorteile der OEZA 
einzubringen. 

 In den kommenden Jahren wird daher generelle Bud-
gethilfe auch weiterhin kein Arbeitsschwerpunkt der 
OEZA sein. Um für eine allfällige spätere Beteiligung 
an genereller Budgethilfe vorbereitet zu sein und 
um eine Basis für die Entscheidung hinsichtlich ge-
nereller Budgethilfe zu haben, wird es für die OEZA 
zweckmäßig sein, sich in den kommenden Jahren 
systematisch auch mit diesem Instrument zu beschäf-
tigen und am lokalen Geberdialog teilzunehmen. 

b) Quantitatives Ziel: Das Einstiegsszenario sieht vor, 
unter Bedachtnahme auf die zur Verfügung ste-
henden Budgetmittel sowie auf das Vorhandensein 
der erforderlichen Voraussetzungen in den Schwer-
punktländern der OEZA bis Ende 2008 für Budget-
hilfe zumindest 10 % bis 15 % des operativen 
OEZA-Budgets aufzuwenden.

 Die Formulierung eines solchen quantitativen Ziels 
erscheint in einer Einstiegsphase zweckmäßig, da sie 
ein doppeltes Signal aussendet: Zum Ersten, dass die 
Absicht, dieses Instrument einzusetzen sehr konkret 
und nicht bloß eine abstrakte Absichtserklärung ist  
und zum Zweiten, dass es sich um eine schrittwei-
se Annäherung und nicht um einen revolutionären 
Richtungswechsel handelt. Ziel ist ein Modalitäten-
mix zwischen Projekten, Basket-Finanzierungen und 
Budgethilfen, die einander gegenseitig ergänzen. So 
besteht in den vier Pilotländern nicht die Absicht, an-
dere Projekte mit sofortiger Wirkung beim Einstieg 
in die Budgethilfe einzustellen. Es geht also nicht 

um ein „Entweder – Oder“ zwischen Projekten und 
Budgethilfen, sondern um die optimale Mischung 
für die jeweilige Situation im Partnerland. 

c) Sektorielle Schwerpunktsetzung: Die OEZA kon-
zentriert ihre Mittel in den Partnerländern in bestimm-
ten Schwerpunktsektoren. In diesen Sektoren konnte 
in den vergangenen Jahren fundiertes Wissen über 
die Strukturen und Bedürfnisse vor Ort erworben 
werden. Um diesen komparativen Vorteil zu nutzen, 
wird sich die OEZA vor allem in den bisherigen 
Schwerpunktsektoren an SWAPs und Budgethil-
fe beteiligen.

 Eine Chance, die sich aus dem Einsatz von sektorieller 
Budgethilfe in den Schwerpunktsektoren der OEZA 
ergibt, ist die Möglichkeit, die Erfahrungswerte aus 
den regionalen Projekten in den Regionen in den Di-
alog der Gebergemeinschaft mit der Zentralregierung 
einzubringen. Solcherart kann sich die OEZA sowohl 
im Dialog mit der Regierung als fachlich kompetenter 
Partner positionieren als auch einen über den unmit-
telbaren Wirkungsbereich der Projekte hinausgehen-
den Multiplikatoreffekt auf Ebene der Sektorpolitik 
erzielen. 

d) Regionaler Fokus: Um am politischen Dialog im 
Wege der Koordinationsbüros der OEZA aktiv teil-
nehmen zu können, wird die OEZA Budgethilfe nur 
in ihren Schwerpunktländern leisten. 

 Damit wird implizit die Option einer delegierten 
Implementierung als stiller Partner ausgeschlossen. 
Das heißt, dass die OEZA ihre Mittel für ein Partnerland 
einem anderen Geber übergibt, der diese Mittel treu-
händisch mit seinen eigenen mitverwaltet. Auf eine 
Vertretung vor Ort und eine Teilnahme an der auf-
wendigen Geberkoordinierung kann solcherart ver-
zichtet werden. Neben der kaum noch gegebenen 
Sichtbarkeit der OEZA würde eine solche Option kein 
Know-how generieren und ist somit für ein Phasing-
In-Szenario, das ganz zentral auch dem Aufbau der 
OEZA Strukturen dienen soll, denkbar ungeeignet. 

e) Partnerschaft mit anderen Gebern: Die Vorberei-
tung und Begleitung von Budgethilfe ist mit erhebli-
chem Aufwand verbunden. Für ein im internationalen 
Vergleich kleines Geberland wie Österreich ist es daher 
nicht zweckmäßig, ohne Beteiligung anderer Geber 
Budgethilfe zu leisten. Die OEZA wird daher nur in 
Kooperation mit anderen Gebern Budgethilfe als 
Instrument einsetzen und keine Alleingänge versuchen
(wie es z. B. die WB und andere große Geber durch-
aus praktizieren). 
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Anfang 2009 sollten die bis dahin laufenden Budget-
hilfefi nanzierungen der OEZA einer Evaluierung unter-
zogen werden, um auf Basis der Ergebnisse dieser Eva-
luierung die Positionierung der OEZA zu überprüfen. Zu 
diesem Zeitpunkt kann aller Voraussicht nach doch mit 
einem spürbaren Anstieg der Mittel für die OEZA ge-
rechnet werden.

Die OEZA wird (sektorielle) Budgethilfe in den kom-
menden Jahren nur in vergleichsweise stabilen und gut 
regierten Ländern einsetzen, aber nicht als Instrument 
zur Stabilisierung in fragilen Staaten bzw. Staaten, die 
gerade einen bewaffneten Konfl ikt hinter sich haben. 
(Die Niederlande gehen diesen Weg und beginnen ge-
rade generelle Budgethilfe in Burundi als Instrument zur 
Stabilisierung des Landes einzusetzen). 

In diesem Zusammenhang ist generell festzuhalten, dass 
es nicht zweckmäßig ist, Budgethilfe erst dann einzu-
setzen, wenn alle Kriterien (Öffentliches Finanzmanage-
ment, Partizipation, …) zu 100 Prozent erfüllt sind, son-
dern wenn gewisse Mindeststandards gegeben sind und 
wenn vor allem ein klares Bekenntnis zu Reformen 
vorhanden ist. In diesem Sinne gilt hier der Grundsatz 
„Der Weg ist das Ziel“, da gerade Budgethilfe geeignet 
ist, die Leistungsfähigkeit der lokalen Administrationen 
und die Rechenschaftspfl icht gegenüber der eigenen Be-
völkerung langfristig zu stärken. 

Phasing-In hat bereits begonnen

Entsprechend dem oben dargestellten Szenario hat die 
OEZA bereits damit begonnen sich in den folgenden vier 
Schwerpunktländern an sektoriellen Budgethilfen zu be-
teiligen:  

• Mosambik: Sektor Landwirtschaft

• Uganda: Sektor Justiz und Inneres, 
Dezentralisierung

• Kap Verde: Sektor Umwelt

• Nicaragua: Sektor Gesundheit

In allen vier Pilotländern soll bis Ende 2006 der Beitritt 
zur Gebergruppe, der Abschluss des bilateralen Vertra-
ges und die Auszahlung einer ersten Rate abgeschlossen 
sein.

Nicaragua: Sektorbudgethilfe als Beitrag zu ei-
nem „Sector Wide Approach“ (SWAP) im Bereich 
Gesundheit 

Österreich beteiligt sich erstmals in Nicaragua gemein-
sam mit anderen Gebern (Schweden, Finnland, die 
Niederlande und die Weltbank) an einer Initiative zur 
Sektorbudgethilfe im Gesundheitsbereich. In enger 
Zusammenarbeit mit der Regierung, den Geberlän-
dern und Organisationen soll der gesamte Gesund-
heitssektor in einer akkordierten Vorgangsweise auf-
gebaut werden. Statt Einzelprojekten, die oft parallel 
abgewickelt werden, wird hier auf breite Kooperation 
zur Erarbeitung ganzheitlicher Entwicklungsstrategien 
im Rahmen eines Fünf-Jahres-Planes gesetzt.

Über einen Zeitraum von 3 Jahren wird die OEZA einen 
Beitrag von 2,5 Mio € leisten.

Folgende Ziele stehen im Mittelpunkt: 

•  Erhöhung der Qualität und der Zugangsmöglichkei-
ten zur medizinischen Grundversorgung vor allem  
für die ländliche Bevölkerung – insbesondere für 
Mütter und Kinder.

•  Ausbau von medizinischen Einrichtungen in den Ziel-
gebieten, um für die ärmsten Bevölkerungsgruppen 
die medizinische Grundversorgung sicherzustellen.

•  Verbesserung im Bereich der guten Regierungsfüh-
rung (good governance), Stärkung der institutio-
nellen Kapazitäten (institution building), Förderung 
der Dezentralisierung und der demokratischen Mit-
bestimmung der Bevölkerung.

Herausforderungen für die OEZA

Der Einstieg in den Einsatz von sektorieller Budgethilfe 
stellt für die OEZA unmittelbar eine Herausforderung 
dar, die den Aufbau der erforderlichen Personalres-
sourcen in der Zentrale und noch sehr viel wichtiger in 
den Koordinationsbüros sowie die Bereitstellung von 
Schulungen für die Mitarbeiter und den gezielten Auf-
bau von Kow-how (beispielsweise im Bereich des Öf-
fentlichen Finanzmanagements) erforderlich macht. 

Die OEZA hat daher bereits in den letzten beiden Jah-
ren damit begonnen, eine Reihe von internen Weiterbil-
dungsseminaren und Workshops mit Vertretern der ös-
terreichischen Zivilgesellschaft und anderer Geberländer 
zu organisieren. 
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Der Ausbau und die institutionelle Verankerung dieser 
Weiterbildungsveranstaltungen und die Bereitstellung 
der erforderlichen Personalkapazitäten wird in den 
kommenden Jahren entscheidend für eine erfolgreiche 
Phasing-In-Phase sein. 

Die Grundlagen und Prinzipien für den Einsatz von Bud-
gethilfe durch die OEZA werden in einem Leitliniendo-
kument unter Federführung des Bundesministeriums 
für auswärtige Angelegenheiten festgelegt. 

Eine weitere Herausforderung wird die Verknüpfung der 
Projekte und der neuen Budgethilfen zu einem sich er-
gänzenden Modalitätenmix im Rahmen der Länder-
programmierung sein. Dabei werden Projekte zur Stär-
kung der Zivilgesellschaft in den Partnerländern und zur 
Verbesserung der Absorptionskapazitäten durch tech-
nische Hilfe – insbesondere in den dezentralen Verwal-
tungsstrukturen – die Budgethilfen ergänzen müssen.

Eine Herausforderung an die verantwortlichen Adminis-
trationen in den Geberländern, die bei der Präsentation 
der OECD-Evaluierung von mehreren Ländern thema-
tisiert wurde, ist die Notwendigkeit einer verstärkten 
Kommunikation mit der entwicklungspolitisch inter-
essierten Öffentlichkeit und den Partnern der OEZA in-
nerhalb Österreichs, um über Chancen und Risiken zu 
informieren. Dabei werden die im Vergleich zu Projekten 
schwieriger zu vermittelnden Wirkungszusammenhänge 
und die oft geäußerten Befürchtungen hinsichtlich der 
treuhändischen Risiken von besonderer Bedeutung sein.

Teil dieses Kommunikationsauftrages wird auch eine 
Diskussion mit den entwicklungspolitisch engagierten 
NROs in Österreich darüber sein, inwieweit die neue 
EZA-Architektur in Folge der Pariser Deklaration auch 
eine Neupositionierung der NGOs in Österreich er-
forderlich macht. 

Mosambik: Sektorbudgethilfe als Beitrag zu ei-
nem „Sector Wide Approach“ (SWAP) im Bereich 
„Landwirtschaftliche Entwicklung“

Mit ProAgri wurde im Jahr 1999 das erste Sektorpro-ProAgri wurde im Jahr 1999 das erste Sektorpro-ProAgri
gramm in Mosambik zwischen dem Landwirtschaftsmi-
nisterium (MINAG) und der internationalen Geberge-
meinschaft abgeschlossen. Das Oberziel von ProgAgri I 
ist die Förderung von Rahmenbedingungen für ein nach-
haltiges und gerechtes Wachstum im landwirtschaft-
lichen Sektor, um die ländliche Armut zu reduzieren 
und um die Nahrungsmittelsicherheit der Haushalte zu 
verbessern. Dabei wird insbesondere auf den Schutz 
der natürlichen und sozialen Umwelt Wert gelegt. Die 
erwarteten Ergebnisse sind:

a) eine Strukturreform und Modernisierung des Land-
wirtschaftsministeriums,

b) eine gesteigerte landwirtschaftliche Produktion, 
basierend auf einer verbesserten staatlichen Leis-
tungserbringung und

c) ein verbessertes und nachhaltiges Management 
zum Schutze der natürlichen Ressourcen.

Bereits seit 1999 hat die OEZA erfolgreich Projekte der 
TA (Technischen Hilfe) in Abstimmung mit ProAgri zur ProAgri zur ProAgri
Unterstützung der Durchführung dieses Sektorpro-
gramms in Zusammenarbeit mit der landwirtschaftli-
chen Provinzdirektion in Sofala gefördert. Der Beitritt 
zum SWAP ProAgri stellt für die OEZA somit eine pro-
grammatische Weiterentwicklung dar, d.h. die OEZA 
beteiligt sich neben der Förderung der TA nunmehr 
auch direkt am SWAP. Der Beitritt zu ProAgri I erfolgte ProAgri I erfolgte ProAgri I
2005 mit einer Zweckwidmung für Sofala in Höhe von 
1 Mio €.

Die Unterzeichnung des MoU durch die OEZA gemein-
sam mit den anderen Gebern, Kanada, Dänemark, der 
Europäischen Kommission, Finnland, der UN (IFAD – In-
ternational Fund for Agricultural Development), Irland, 
Schweden, USAid und der Weltbank ist für Ende No-
vember 2006 vorgesehen. Anschließend ist das bilate-
rale Abkommen zwischen der OEZA und der mosam-
bikanischen Regierung zu verhandeln. Die geplanten
Budgetmittel für 2006-2010, insgesamt 4 Mio €, sind 
bereits informell zugesagt. Auch dieser Beitrag der 
OEZA zu ProAgri II ist für die Region Sofala gewid- ProAgri II ist für die Region Sofala gewid- ProAgri II
met.

Die technische Kapazität zur Umsetzung von ProAgri
in der Provinzdirektion Sofala wird durch ein TA Vorha-
ben der OEZA weiter gefördert werden, ab 2007 mit 
einem geplanten Volumen von 1 Mio € für drei Jahre.
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Rolle kleiner Geber? 

Im Gegensatz zur bisher in der OEZA dominierenden 
Projekthilfe stellt sich bei der Diskussion um die neue 
Architektur der internationalen Entwicklungshilfe in Fol-
ge der Pariser Deklaration die Frage nach der Rolle, die 
kleine Geber wie Österreich spielen können und sollen. 
Etwas provokant könnte man diskutieren, ob es nicht 
effi zienter und effektiver wäre, wenn die kleinen Geber 
ihre Beiträge an die großen Internationalen Finanzinsti-
tutionen (IFIs) oder die EK übergeben würden und sich 
selbst aus der aktiven EZA zurückziehen.

Diese grundsätzliche Frage lässt sich auf drei Überlegun-
gen zurückführen:

a) „Size Matters“: Der Aufwand für die Administration 
von Budgethilfe und die Teilnahme am politischen 
Dialog mit den Partnerregierungen ist im Grunde 
unabhängig von der Summe, die ein Geber beiträgt. 
Ist es für kleine Geber mit ihren beschränkten Per-
sonalressourcen also überhaupt zweckmäßig, diesen 
Aufwand angesichts vergleichsweise kleiner Sum-
men auf sich zu nehmen? 

b) Quantitativ wird Österreich auf absehbare Zeit in 
keinem Partnerland ein – am fi nanziellen Beitrag ge-
messen – großer Partner in einem SWAP sein. Ist es 
also aus Sicht der Empfängerländer wünschenswert, 
wenn sich Österreich als zusätzlicher aktiver Partner 
involviert und damit den Koordinierungsaufwand 
weiter vergrößert? Oder sollte man die Geber-
gruppen eher klein und effektiv halten und sich da-
her auf die großen Geber beschränken? 

c) Und schließlich, wird die OEZA als kleiner Geber im 
Dialog der Gebergruppe überhaupt wahrgenommen 
bzw. können wir einen konstruktiven Beitrag leisten 
und so einen klaren Mehrwert einbringen? 

Der erste Punkt der Skalenerträge der Administration 
von Budgethilfe ist nicht von der Hand zu weisen und 
ist auch eines der Argumente, warum Budgethilfe eines 
der Instrumente für die Steigerung der österreichischen 
ODA-Leistungen sein sollte. Darüber hinaus ermöglicht 
die enge Zusammenarbeit der Geber, die für Budgethilfe 
unabdingbar ist, aber auch eine Arbeitsteilung bei der 
Bereitstellung von Expertisen. Konkret decken kleine Ge-
ber in der Regel nicht alle Aspekte selbst ab, sondern 
bauen auf den Arbeiten der IFIs und anderer Geberor-
ganisationen auf (z. B. makroökonomische Analysen 
werden vom IMF erstellt, Analysen zum Öffentlichen 
Finanzmanagement von der IBRD,... ). Es bietet sich für 

die OEZA also die Strategie an, sich auf einige weni-
ge Bereiche zu spezialisieren (beispielsweise auf das 
Sektor Know- how bei den SWAPs) und in den anderen 
Bereichen nur beschränkte Kapazitäten aufzubauen, um 
die Grundlagen anderer Institutionen nutzen und selbst-
ständig interpretieren zu können.  

Die Punkte b) und c) hängen eng zusammen und in der 
Diskussion mit anderen Gebern wurde dazu bisher stets 
die folgende Einschätzung gegeben: 

Auch wenn einige Gebergruppen (wie zum Beispiel in 
Mosambik mit derzeit 18 Mitgliedern) bereits sehr groß 
sind und damit auch ein entsprechender Koordinie-
rungsaufwand verbunden ist, haben die Empfängerlän-
der eindeutig ihr Interesse daran bekundet, dass auch 
vergleichsweise kleine Geber aktiv vertreten bleiben, da  
eine Dominanz und damit eine Abhängigkeit von einzel-
nen großen Gebern befürchtet wird. 

Weiters wurde bisher von allen Seiten glaubhaft versi-
chert, dass sich in der Diskussion der Gebergruppen nicht 
automatisch die Meinung des größten Gebers durchset-
zen muss, sondern dass auch kleine Geber mit gut fun-
dierten Argumenten und starker Präsenz vor Ort die Posi-
tionen der Gebergemeinschaft mitgestalten können und 
dies in der Praxis auch tun. Die Schweizer EZA hat dies 
kürzlich bei einem Workshop in Bern überzeugend dar-
gestellt und dabei auch auf folgenden komparativen Vor-
teil kleiner Geber verwiesen: Sie werden als unparteiische 
Makler gesehen, die keine Eigeninteressen verfolgen. 

Conclusio

Budgethilfe kann auch für einen vergleichsweise klei-
nen Geber wie die OEZA ein Instrument sein, das die 
Effektivität und Effi zienz der EZA erhöht. Die OEZA hat 
sich daher für ein moderates und vorsichtiges Phasing-
In-Szenario entschieden.

Grundphilosophie dieses Szenarios ist nicht ein Entweder –
Oder, sondern ein ausgewogener Instrumentenmix zwi-
schen Projekten, Basket Funds und sektoriellen Budget-
hilfen. 

Mit diesem Einstieg in Budgethilfen setzt Östereich ei-
nen von vielen Schritten, die zur Umsetzung der Pariser 
Deklaration erforderlich sind und baut das Know-how 
und Strukturen für eine spätere Erhöhung der ODA-Mit-
tel zur Projekt- und Programmhilfe auf.
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ENTWICKLUNGSPOLITISCHE KOHÄRENZ  
Zu den erweiterten politischen Rahmenbedingungen für mehr Wirksamkeit in der EZA

Michael Obrovsky

Für die EU-Kommission und den Europäischen Rat gibt 
es drei sich ergänzende strategische Ansätze, zu deren 
Umsetzung sich die Europäische Gemeinschaft und ihre 
Mitglieder verpfl ichtet haben, um bessere Vorrausset-
zungen zu schaffen, damit die Entwicklungsländer die 
Millennium Development Goals bis zum Jahr 2015 bes-
ser und schneller erreichen können (Komm 2005, 134).

• Die Erhöhung der Mittel der öffentlichen Entwick-
lungszusammenarbeit (ODA) auf 0,7 % des BNE bis 
2015 (Barcelona Committments),

• die Steigerung der Wirksamkeit der Entwicklungszu-
sammenarbeit (Paris Declaration1),

• die Unterstützung der entwicklungspolitischen Zielset-
zungen durch verstärkte entwicklungspolitische Kohä-
renz in allen Politikbereichen, deren Politik Auswirkun-
gen auf Entwicklungsländer nach sich zieht.

Während bei den ersten beiden Punkten entsprechende 
Umsetzungsstrategien und Maßnahmen zur Überprü-
fung erarbeitet worden sind, ist man beim Thema Ko-
härenz erst am Beginn des Implementierungsprozesses 
obwohl Kohärenz bereits im Maastrichtvertrag (1992) 
verankert wurde. Zwar ist bei den Akteuren der inter-
nationalen Entwicklungspolitik ein grundsätzlicher Kon-
sens zu mehr entwicklungspolitischer Kohärenz aller re-
levanten Politikbereiche feststellbar, aber im Hinblick auf 
die Umsetzung gibt es vor allem auf nationaler Ebene 
bei den betroffenen Politikbereichen Widerstände und 
administrative Hindernisse, die entwicklungspolitisch ko-
härente Politiken verhindern. Bevor der Stand und die 
Probleme der Umsetzung angesprochen werden, gilt 
es zunächst zu klären, was unter Kohärenz zu verste-
hen ist. Im alltäglichen Sprachgebrauch wird kohärent 
meist mit konsistent gleichgesetzt, wobei man mit dem 
Eigenschaftswort einen inneren Zusammenhalt oder Zu-
sammenhang eines Gegenstandes oder einer Handlung 
beschreiben möchte.

Im Bereich der Entwicklungspolitik fallen einem beim Be-
griff „Kohärenz“ ad hoc vor allem Beispiele von Inkohä-
renz insbesondere bei den EU-Außenbeziehungen ein. 

So ist beispielsweise der aus Haushaltsmitteln der EU ge-
förderte Export von Überschuss-Agrarprodukten der EU 
(Rindfl eisch, Hühnerfl eisch, Milchpulver, Tomaten usw.) 
in Entwicklungsländer zu Dumpingpreisen kontrapro-
duktiv zu den Maßnahmen der ebenfalls aus EU-Mitteln 
geförderten EU-Entwicklungszusammenarbeit, die die 
ländliche Produktion forcieren und somit die Ernährungs-
situation absichern möchte. Diese vielfach zitierten Bei-
spiele von Inkohärenz resultieren aus den unterschiedli-
chen Interessenslagen verschiedener (EU-)Politiken, die 
– unbeabsichtigt oder auch beabsichtigt – die Ziele der 
(EU-)Entwicklungspolitik beeinträchtigen.

Daneben fallen auch die oft wenig koordinierten Maß-
nahmen der vielen Geberländer auf, die in erster Linie 
die eigenen Interessen verfolgen und keine klare Linie 
und Zielsetzung in der Entwicklungspolitik erkennen las-
sen. Auch hier mangelt es an Kohärenz im Sinne von 
Koordination.

Eine mit den Zielen der Entwicklungspolitik abgestimmte 
Wirtschafts-, Handels- und Agrarpolitik sowie eine besse-
re Koordinierung der Entwicklungspolitik wurde bereits 
in den 1980er Jahren von der Zivilgesellschaft angesichts 
der Widersprüche der verschiedenen Interventionen der 
Geberländer immer wieder gefordert. Diese Forderungen 
wurden vor allem mit den interdependenten Wirkungen 
von verschiedenen Formen der Außenbeziehungen ei-
nes Landes begründet. Die Globalisierung der Wirtschaft 
in den 1990er Jahren, die als Entwicklungschance für 
alle Entwicklungsländer bezeichnet wurde, stellte einen 
gesellschaftspolitischen Bezugsrahmen her, in dessen 
Zentrum einerseits die Frage nach den sozialen und öko-
logischen Produktionsbedingungen und andererseits die 
Frage nach der Verteilung der Globalisierungsgewinne 
stand. Die Forderung nach einer kohärenten Politik ist 
daher auch eine Reaktion auf ein verkürztes Politikver-
ständnis, das Entwicklungszusammenarbeit nur als hu-
manitäres, soziales Anliegen versteht und keine entwick-
lungspolitische Einmischung bei der Außenpolitik und 
Außenwirtschaftspolitik zulässt. 

1 Siehe: OECD/DAC: http://www.oecd.org/department/0,2688,en_2649_3236398_1_1_1_1_1,00.html 
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Auf internationaler/multilateraler Ebene hat die Forde-
rung nach einer kohärenten Politik gegenüber den Ent-
wicklungsländern in dem Ausmaß zugenommen, in dem 
die Wirksamkeit und Effi zienz der bisherigen Anstren-
gungen im Bereich der Entwicklungszusammenarbeit 
hinterfragt wurde. Diese Fragestellungen wurden vor al-
lem im Hinblick auf die Erreichung der Millennium Deve-
lopment Goals aufgeworfen. Daher ist Kohärenz in der 
internationalen Entwicklungspolitik – vor allem die der 
Europäischen Union – ein Schlüsselbegriff geworden. 
Der hohe Stellenwert von Kohärenz in der internationa-
len Diskussion zeigt, dass in der multilateralen Entwick-
lungspolitik anerkannt wird, dass die Umsetzung der 
Ziele der Entwicklungspolitik eine Querschnittsaufgabe 
ist, die nicht von der Entwicklungszusammenarbeit allein 
erfüllt werden kann. Wenn nämlich der Erfolg entwick-
lungspolitischer Bemühungen auch von den Wirkungen 
anderer Politiken abhängt, dann kann sich Entwick-
lungspolitik nicht auf die Förderung von Projekten und 
Programmen der EZA beschränken, sondern muss auch 
auf andere Politikbereiche einwirken, um Synergien im 
Sinne der Entwicklungsziele zu erwirken (Ashoff 2002).

Was versteht man unter Kohärenz?

Mit dem Begriff Kohärenz wird allgemein – vom latei-
nischen Wort „coherere“ abgeleitet – der innere und 
äußere Zusammenhang oder Zusammenhalt einer be-
stimmten Sache bzw. Materie bezeichnet. Synonym mit 
Kohärenz wird auch oft der Begriff Konsistenz verwen-
det (Hoebink 2005). Im Bereich der Politik geht es aber 
vor allem um eine möglichst widerspruchsfreie Ausrich-
tung verschiedener Politikansätze. Hoebink defi niert Ko-
härenz etwa folgendermaßen: „The non-occurrance of 
effects of policy that are contrary to the intended results 
or aims of policy“ (Hoebink 2005). Das heißt der Begriff 
„Kohärenz“ beschreibt nicht eine bestimmte idealtypi-
sche Form von Politik, sondern er defi niert sich durch 
das Fehlen von Inkohärenzen. Eine positive Defi nition 
des Begriffs Politikkohärenz bietet Ashoff an, indem er 
„das Zusammenwirken von Politiken im Hinblick auf 
übergeordnete Ziele“ als kohärente Politik defi niert 
(Ashoff 2005, 11 ff).

Das DAC der OECD thematisiert Fragen der Kohärenz 
seit Mitte der 1990er Jahre und hält in seiner 2005 er-
schienen Studie „Policy Coherence for Development“ 
fest, dass es eigentlich keine verbindliche universelle De-
fi nition gibt. Die folgende inoffi zielle Defi nition wurde 
im Rahmen verschiedener DAC-Workshops zur Kohä-

renz akzeptiert und unterstützt: 
„Policy Coherence for Development means working to 
ensure that the objectives and results of a government’s 
(or institution’s) development policies are not undermi-
ned by other policies of that government (or institution), 
which impact on developing countries, and that these 
other policies support development objectives, where 
feasible.” (DAC 2005, 28).

Im Bereich der Entwicklungspolitik wurde in den 1990er 
Jahren auf multilateraler Ebene – einerseits als Reaktion 
auf den Zusammenbruch der „2. Welt“ und andererseits 
als Vorbereitung der Neuorientierung der internationa-
len Entwicklungszusammenarbeit im 21. Jahrhundert – 
bei den großen UN-Gipfeltreffen ein Grundkonsens an 
übergeordneten Zielsetzungen der Entwicklungspo-
litik vorbereitet, der in den Millennium Development 
Goals konkretisiert wurde. Entwicklungspolitik wird all-
gemein als Teil von „Global Governance“ bzw. „globa-
ler Strukturpolitik“ verstanden, die den übergeordneten 
Zielsetzungen „globale Zukunftssicherung“ und „nach-
haltige Entwicklung“ verpfl ichtet sind. Diese Zielsetzun-
gen beinhalten verschiedene Ebenen wie etwa

• Frieden und Sicherheit, 

• Entwicklung und Armutsbekämpfung, 

• Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen, 

• Menschenrechte und Demokratie sowie 

• gute Regierungsführung (vgl. Ashoff 2005, 19 ff).

Der Verfolg dieser Ziele kann aber nicht nur von der 
Entwicklungspolitik wahrgenommen werden, sondern 
muss auch von der Außenpolitik, der Sicherheitspolitik, 
der Handelspolitik, der Umweltpolitik usw. umgesetzt 
werden. Globale Armutsbekämpfung ist daher auch 
nicht ausschließlich die Aufgabe der Entwicklungspolitik, 
sondern ist auch eine Querschnittsaufgabe aller anderen 
Politiken, die eine Mitverantwortung im Sinne der über-
geordneten Zielsetzungen „globale Zukunftssicherung“ 
und „nachhaltige Entwicklung“ haben. 

Hoebink differenziert zwischen verschiedenen Ebenen 
von Kohärenz (Hoebink 2005, 187 ff):

• Die interne Kohärenz, die eine Konsistenz der ver-
schiedenen Maßnahmen und Programme innerhalb der 
Entwicklungspolitik sowie der Außenpolitik anstrebt.

• Eine erweiterte interne Kohärenz, die die Ziele der 
Entwicklungspolitik mit den Interessen der Außen- und 
Sicherheitspolitik abstimmt, sowie
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• die externe Kohärenz, bei der die Ziele und Aktivi-
täten der Entwicklungspolitik nicht mit jenen anderer 
relevanten Politiken (z. B.: Agrar-, Fischerei-, Außen-
handels-, Industrie- und Umweltpolitik) in Konfl ikt ge-
raten sollen.

• Die intereuropäische Kohärenz meint 

 – einerseits die Kohärenz der Entwicklungspolitik der 
Europäischen Union (KOM) und die der Mitglied-
staaten (MS) („donor coherence“) und andererseits

 – die Kohärenz der Politik der EU (KOM+MS) und 
der Politik der Empfängerländer („donor – recipi-
ent coherence“).

Das Streben nach einer kohärenten Politik ist eng ver-
knüpft mit politischer Koordination. Kohärenz ist aber 
nicht mit Koordinierung gleichzusetzen, denn ein Man-
gel an Koordinierung muss nicht automatisch zu Inko-
härenzen führen. Ausschlaggebend ist, „ob die Wirkun-
gen der Entwicklungspolitik durch andere Politiken auf 
Grund mangelnder Berücksichtigung entwicklungspoli-
tischer Ziele beeinträchtigt werden.“ (Ashoff 2005, 13). 
Für eine möglichst kohärente Politik sind neben der Ko-
ordination noch Wissensmanagement und letztlich die 
faktische politische Durchsetzungskraft entscheidend.

Da Kohärenz nicht in einer für alle Politikbereiche per-
fekten Form erreicht werden kann, sondern eher als per-
manenter gesellschaftspolitischer Prozess und Dialog der 
verschiedenen Interessen und Zielsetzungen verstanden 
werden muss, resultiert daraus, dass es auch zu beab-
sichtigten Inkohärenzen kommen kann. Intendierte 
Inkohärenzen treten dann auf, wenn gegensätzliche 
Interessen verschiedener Politikbereiche aufeinander 
stoßen und die politische Entscheidungsebene Inkohä-
renzen zugunsten eines vermeintlich höheren Interesses 
in Kauf nimmt. Die Grenzen der Marktliberalisierung bei 
den Verhandlungen zur DOHA-Runde in Genf wurden 
von den USA und Europa bei jenen Produkten gezogen, 
wo die Konkurrenz für die eigenen Produzenten zu groß 
geworden wäre. Unbeabsichtigte Inkohärenzen ent-
stehen dann, wenn die Auswirkungen von politischen 
Entscheidungen in anderen Politikfeldern entweder 
nicht berücksichtigt oder nicht absehbar waren (Hoe-
bink 2004, 193ff).

Obwohl die vollständige Realisierung von Politikko-
härenz nicht möglich ist, sollte ein „realistisches und 
politisch angemessenes Ziel“ zumindest darin beste-
hen, die offensichtlichen Inkohärenzen zu überwinden. 

Weiters müsste Kohärenz schrittweise durch ein besse-
res Verständnis der Wechselwirkungen der verschiede-
nen Politiken sowie durch eine stärkere Einbringung von 
Kohärenzaspekten in andere Politikbereichen angestrebt 
werden (Ashoff 2002).

Die rechtliche Grundlage

Die rechtliche Grundlage für die gemeinsame Entwick-
lungspolitik der Europäischen Gemeinschaft und ih-
rer Mitgliedstaaten bildet der „Maastrichtvertrag“ von 
1992 zur Schaffung der Europäischen Union. Der Ver-
trag formuliert im Titel XVII Entwicklungszusammenar-
beit allgemeine Zielsetzungen der Entwicklungspolitik 
und legt generelle Prinzipien für die Entwicklungspolitik 
der EU und ihrer Mitgliedstaaten fest, die als die drei Ks 
zusammengefasst werden können.

• Der Artikel 130 u [Vertrag von Nizza, Artikel 177] (Kom-
plementarität) legt fest, dass die Entwicklungspolitik 
der Gemeinschaft eine Ergänzung der entsprechenden 
Politiken der Mitgliedstaaten darstellt. Als gemeinsa-
me Zielsetzungen werden gleichrangig festgehalten

 – die nachhaltige wirtschaftliche und soziale Ent-
wicklung der Entwicklungsländer, insbesondere der 
am meisten benachteiligten Entwicklungsländer,

 – die harmonische, schrittweise Eingliederung der 
Entwicklungsländer in die Weltwirtschaft und

 – die Bekämpfung der Armut in den Entwicklungs-
ländern.

• Der Artikel 130v [Nizza 178] (Kohärenz) verpfl ichtet 
die Gemeinschaft die Ziele des Artikels 130 u bei den 
von ihr verfolgten Politiken, welche die Entwicklungs-
länder berühren könnten, zu berücksichtigen.

• In den Artikeln 130x [Nizza 180] und 130y [Nizza 181] 
wird die Koordinierung der Entwicklungszusammen-
arbeit der Gemeinschaft mit die der MS sowie die Ab-
stimmung der Hilfsprogramme und der Politiken auch 
in internationalen Organisationen vereinbart.

Im Vertrag über eine Verfassung für Europa, der vor al-
lem auch die Erweiterung der EU auf 25 MS auf der in-
stitutionellen Ebene berücksichtigen sollte, fi ndet man 
im Teil III „Die Politikbereiche und die Arbeitsweise der 
Union“ im Kapitel IV „Zusammenarbeit mit Drittländern 
und Humanitäre Hilfe“ im Abschnitt 1 „Entwicklungszu-
sammenarbeit“ die bereits bekannte Formulierung zur 
Kohärenz der EU-Entwicklungspolitik. „Bei der Durch-
führung politischer Maßnahmen, die sich auf die Ent-
wicklungsländer auswirken können, trägt die Union den 
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Zielen der Entwicklungszusammenarbeit Rechnung.“ 
(EU 2005). Auch wenn die Verfassung von der Bevöl-
kerung der Niederlande und von Frankreich abgelehnt 
wurde und daher nicht in Kraft getreten ist, so zeigt sich 
doch, dass die EU am Kohärenzanspruch festhält auch 
wenn in den Jahren unmittelbar nach dem Inkrafttreten 
des Maastrichtvertrages die Umsetzung des Kohärenz-
artikels sowie die Konkretisierung der Maßnahmen aus-
blieb.

Die Wiederentdeckung der Kohärenz 
im neuen Jahrtausend

Die Vorbereitung des Millenniumgipfels im Jahr 2000 
durch die multilateralen Akteure (OECD, UNO, Welt-
bank) hat die Kohärenzdiskussion wieder in Gang ge-
bracht, denn der Anspruch der Zielsetzungen geht über 
die Möglichkeiten der Entwicklungszusammenarbeit 
weit hinaus. Vor allem das Ziel 8 strebt eine globale Part-
nerschaft für Entwicklung zwischen den Industrie- und 
Entwicklungsländern an. Im MDG 8 wird neben mehr 
und besserer Entwicklungszusammenarbeit, ein offenes 
und faires Handelssystem und eine gerechtere internati-
onale Finanzarchitektur gefordert. Die „specifi c targets“ 
des MDG 8 belegen deutlich, dass hier die Politikkohä-
renz der internationalen Gemeinschaft angesprochen 
wird (Lawo 2005).

Im März 2002 wurde in Monterrey/Mexiko die UN-Kon-
ferenz über Entwicklungsfi nanzierung (FfD – Financing 
for Development) abgehalten. Während die EU bereits 
bei den Vorbereitungen der Konferenz einen gemein-
samen Beschluss zur Anhebung der durchschnittlichen 
ODA-Leistungen auf 0,39 % des BNE bis 2006 auf den 
Tisch legte, hat sich vor allem die USA nicht auf einen 
konkreten ODA-Prozentsatz festgelegt. Der Monterrey 
Konsens – als zusammenfassendes Ergebnis der Konfe-
renz – hält die Notwendigkeit der Mobilisierung nationa-
ler Ressourcen, mehr internationalem Handel und aus-
ländischen Direktinvestitionen fest und unterstreicht die 
Dringlichkeit eines Schuldenerlasses. Weiters appelliert 
er an die Industrieländer ein entwicklungspolitisch ko-
härenteres und konsistenteres Währungs-, Handels- und 
Finanzsystem einzurichten (Martens 2002). Der Mon-
terrey Konsens wird als Minimalkonsens bezeichnet, er 
enthält keinen Hinweis darauf, wie die Kohärenz erreicht 
werden könnte. 

Studien, die sich mit den Möglichkeiten der Umsetzun-
gen des Kohärenzansatzes beschäftigten wurden vom 
DAC der OECD durchgeführt. Die Studie „Building Po-
licy Coherence. Tools and Tensions“, die von den Erfah-
rungen der DAC-Mitgliedsländer in Sachen Politikkohä-
renz ausgeht spricht erstmals grundlegende Bedingun-
gen, Instrumente und Methoden an, mit denen mehr 
Kohärenz erreicht werden könnte (Ashoff 2005, 41ff). 
Folgende wesentlichen Bedingungen für die Umsetzung 
von Kohärenz wurden erarbeitet (Ashoff 2005, 43):

• Commitment by the poplitical leadership is a necessary 
precondition to coherence, and a tool to enhance it.

• Establishing a strategic policy framework helps ensu-
re that the individual policies are consistent with the 
government’s goals and priorities.

• Decision makers need advice based on a clear defi ni-
tion and good analysis of issues, with explicit indicati-
ons of possible inconsistencies.

• The existence of a central overview and co-ordination 
capacity is essential to ensure horizontal consistency 
among policies.

• Mechanisms to anticipate, detect and resolve policy 
confl icts early in the process help identify inconsisten-
cies and reduce incoherence.

• The decision making process must be organised to 
achieve an effective reconciliation between policy pri-
orities and budgetary imperatives.

• Implementation procedures and monitoring mecha-
nisms must be designed to ensure that policies can be 
adjusted in the light of progress, new information, and 
changing circumstances.

• An administrative culture that promotes cross-sectoral 
co-operation and a systematic dialogue between dif-
ferent policy communities contributes to the strength-
ening of policy coherence.

In den DAC Guidelines for Poverty Reduction wurde 
dem Thema Kohärenz ein eigenes umfangreiches Kapi-
tel gewidmet in dem die für entwicklungspolitische Ko-
härenzbemühungen relevanten Politikbereiche im Hin-
blick auf Poverty Reduction angeführt werden und eine 
illustrative Checkliste für Regierungen publiziert (OECD 
2001, 74ff). Damit hat das DAC die bis zur Millenniums-
wende erhobenen allgemeinen Forderungen nach mehr 
entwicklungspolitischer Kohärenz um konkrete Instru-
mente erweitert und die Verantwortung für etwaige 
Umsetzungsbemühungen an die DAC-Mitgliedsländer 
zurückgespielt.
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Als wichtige Politikbereiche, deren Entscheidungen Aus-
wirkungen auf Entwicklungsländer besitzen, wurden 
vom DAC folgende Themen identifi ziert:

In den Folgejahren hat das Thema „Policy Coherence for 
Development“ (PCD) in den Positionspapieren und Do-
kumenten der OECD/DAC mehr Stellenwert bekommen, 
wobei sich das DAC vor allem im Rahmen seiner Peer 
Reviews der Geberpolitiken der Mitgliedsländer intensi-
ver mit den Kohärenzbemühungen auseinandersetzte. 
Im Rahmen der Serie „Development Dimension“ wur-
den vom DAC einige wichtige Politikbereiche im Detail 
untersucht und konkrete Vorschläge erarbeitet, wie die 
DAC-Mitgliedsländer und das DAC-Sekretariat zu einer 
verbesserten entwicklungspolitischen Kohärenz beitra-
gen könnten. In der Studie “Policy Coherence for Deve-
lopment Promoting Institutional Good Practice” (OECD/
DAC 2005) hat das DAC beispielsweise die institutionel-
len Voraussetzungen, Bedingungen und Mechanismen 
in einem analytischen Rahmen zusammengefasst, mit 
dem die tatsächlichen Leistungen im Bereich PCD abge-
fragt werden können (OECD/DAC 2005, 164). 

Das DAC unterscheidet 4 Analyseebenen:

• Managing the politics and policy

• Building capacity in the policy making process

• Overcoming institutional challenges in different policy 
areas

• Assessing the results of policy coherence

Auf jeder Ebene werden Fragen formuliert, mit denen 
eine Bewertung bzw. Einschätzung der konkreten Rah-
menbedingungen für mehr Policy Coherence for Deve-
lopment möglich ist (siehe Box nächste Seite).

Sehr konkrete Analyseinstrumente und Empfehlungen 
für die Umsetzung von PCD hat das DAC auch im Detail 
für die Bereiche Handel, Landwirtschaft, ländliche Ent-
wicklung, Migration und Fischerei erarbeitet.2

Areas of policy coherence – a short list

•  International trade and foreign direct invest-
ment

 International trade regime
 Preferential trading arrangements
 Export fi nance
 Trade in services
 Foreign direct investment
 Transfer of technology (including ICT)

•  International fi nance
 Financial sector reform 
 Portfolio investment
 Debt relief

•  Food and agriculture
 Food trade and agricultural policies
 Food aid and food security
 Agricultural research 

•  Natural resources and environmental sustainability
 Global pollution
 Trade and investment
 Use of renewable natural resources:
 – Fisheries
 – Forestry

•  Social issues
 Labour standardsImmigration
 Global public healthIllegal drugs

•  Governance and confl ict
 Democracy and human rights
 Corporate governance
 Confl ict prevention and resolution
 Arms trade

Quelle: OECD/DAC 2001, 95

2 OECD Development Dimension Series http://www.oecd.org/document/59/0,2340,en_2649_33721_35423803_1_1_1_1,00.html
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Analytical framework: Institutional mechanisms to promote policy coherence for development 

(1) Managing the politics and policy 

Political context: Does the structure, form and system of government, the interaction of its different parts 
and the designation of responsibilities facilitate or hinder achievement of policy coherence? 

Political commitment and leadership: What priority is given to development and coherence issues and 
raising public awareness of these issues on an ongoing basis at the highest level of government?

Policy frameworks: Does the government have clear, integrated policy or legal frameworks to set out and 
ensure implementation of commitments to development, poverty reduction and policy coherence? 

(2) Building capacity in the policy-making process

 Stakeholder consultation: Is the government able and willing to identify, consult and balance the inter-
ests of all possible stakeholders in a policy decision or change?

Analytical capacity: What is the capacity of the government to defi ne the development issues at stake, 
gather data to fi ll information gaps, analyse it effectively and feed it into policy processes on time?

Policy co-ordination mechanisms: How effective are cross-institutional co-ordination mechanisms to 
consult on policy options, negotiate policy, anticipate and resolve policy confl icts or inconsistencies?

Informal working practices: Does the administrative culture promote cross-sectoral cooperation and 
systematic information exchange between different policy communities in day-to-day working?

Negotiation skills: What is the ability of the development ministry/agency to build strategic alliances, 
persuade and engage others and create ownership of the policy coherence for development agenda?

Building capacities in developing countries: What efforts were there to build the institutional capacities 
of developing country actors in analysis, consultation, policy-making, co-ordination and negotiation and 
their institutional and productive capacities in specifi c policy areas? 

(3)Overcoming institutional challenges in different policy areas 

 Context: What are the major national and international forums for discussion? Do these adequately repre-
sent development perspectives? 

Efforts: What studies, consultation and negotiation took place during the policy process? 

Actions: What were the policy changes or coherence initiatives in specifi c areas?  

(4) Assessing the results of policy coherence efforts

 Monitoring and evaluation mechanisms: Are there policy monitoring mechanisms or specifi c studies in 
different policy areas that analyse impacts on development? How are coherence efforts evaluated? 

Results: How did the policy changes affect developing countries? 

OECD: Policy Coherens for Development: Promoting institutional good practice, 2005.
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Kohärenzbemühungen 
im Rahmen der EU

Politikkohärenz für Entwicklung ist eine europäische 
Idee, die bereits in den Maastrichtverträgen (1992) an-
gesprochen wurde. In verschieden Ratsbeschlüssen zur 
Entwicklungspolitik und Entwicklungszusammenarbeit 
wurde diese Vision immer wieder bekräftigt, die ge-
meinsame Umsetzung auf der Ebene des Rates, den 
Mitgliedstaaten und der Kommission wurde aber erst ab 
2005 vorangetrieben. Dies zeigt sich an der prominen-
ten Berücksichtigung des Themas PCD in den wichtigen 
Grundsatzdokumenten der EU.

Im Europäischen Konsens über die Entwicklungspolitik 
(Europäisches Parlament 2006), der eine gemeinsame 
Vision für das Handeln der EU im Bereich der Entwick-
lungszusammenarbeit sowohl auf der Ebene der Mit-
gliedstaaten als auch auf Gemeinschaftsebene darstellt, 
wird Kohärenz bereits in den gemeinsamen Zielsetzun-
gen (Absatz 9) verankert. „Wir bekräftigen unsere Zu-
sage, für Politikkohärenz im Interesse der Entwicklung 
einzutreten, indem wir gewährleisten, dass die EU die 
Ziele der Entwicklungszusammenarbeit in all ihren Poli-
tikfeldern, die die Entwicklungsländer berühren können, 
berücksichtigt und dass ihre jeweilige Politik die Entwick-
lungsziele fördert.“ 

Die EU drückt insbesondere ihre Entschlossenheit aus, 
„Maßnahmen zur Förderung der Politikkohärenz im 
Interesse der Entwicklung zu ergreifen“ und betont, 
dass sie „die Verfahren, Instrumente und Mechanismen 
der Politikkohärenz … auf allen Ebenen ausbauen, für 
angemessene Ressourcen sorgen und bewährte Vor-
gehensweisen zur Förderung dieser Ziele übernehmen 
wird.“ Kohärenz wird dabei vor allem als notwendiges 
Instrument gesehen, um die Vorraussetzungen zu schaf-
fen, damit die Entwicklungsländer die Millenniumsziele 
besser erreichen können. Im Konsens wird auch festge-
halten, dass die Kommission und die Mitgliedstaaten 
ein fortlaufendes Arbeitsprogramm zur Umsetzung der 
Schlussfolgerungen des Rates vom Mai 2005 erstellen 
werden, in dem die Rollen und Zuständigkeiten des Ra-
tes, der Mitgliedstaaten und der Kommission sowie ein 
konkreter Zeitplan erstellt werden.

Die Grundlage für die Integration des Kohärenzan-
liegens in den Europäischen Konsens stellt eine Mit-
teilung der Kommission an den Rat, das Europäischen 
Parlament und an den Europäischen Wirtschafts- und 

Sozialausschuss vom April 2005 dar, in der zur Beschleu-
nigung des Prozesses zur Verwirklichung der Millenni-
ums-Entwicklungsziele Politikkohärenz als wesentlicher 
Faktor beschrieben wird (Komm 2005, 134). Der Rat 
für Allgemeine Angelegenheiten und Außenbeziehun-
gen (GAERC) von 23. Mai 2005 hat diese ehrgeizigen 
Zielsetzungen zur beschleunigten Umsetzung der Mil-
lenniums-Entwicklungsziele beschlossen und Prioritäts-
bereiche – so genannte „Kohärenzverpfl ichtungen der 
EU im Interesse der Entwicklungspolitik“ – festgelegt, 
bei denen Synergieeffekte für die Entwicklungspolitik zu 
erwarten sind. Die Festlegung von allgemeinen Zielset-
zungen in den einzelnen Bereichen (siehe Box – The 12 
PCD Commitments) bildet eine klare Orientierung für 
die EU-Politiken. 



76

ENTWICKLUNSPOLITISCHE KOHÄRENZ

The 12 PCD Commitments

(24 May 2005 GAERC Conclusions) 

1 Trade: The EU is strongly committed to ensuring a 
development-friendly and sustainable outcome of the 
Doha Development Agenda and EU-ACP Economic 
Partnership Agreements (EPAs). The EU will further 
improve its Generalised System of Preferences, with 
a view to effectively enhancing developing countries’ 
exports to the EU. The EU will continue to work to-
wards integrating trade into development strategies 
and will assist developing countries in carrying out do-
mestic reforms where necessary. 

2 Environment: The EU will lead global efforts to curb 
unsustainable consumption and production patterns. 
The EU will assist developing countries in imple-
menting the Multilateral Environmental Agreements 
(MEAs), and will work to ensure that the capacities 
of developing countries are taken into account during 
MEA negotiations. The EU will continue to promote 
pro-poor environment-related initiatives and policies, 
and will strengthen the integration of environmental 
and climate change concerns into its own polices. 

3 Climate Change: The EU recognizes that one of the 
greatest environmental and development challenges 
in the twenty-fi rst century is that of mitigation and 
adapting to climate change, and that lasting progress 
in achieving the MDG’s will be enhanced by the suc-
cess of the international community in implementing 
the Kyoto Protocol and reinvigorating the international 
negotiations to ensure a post 2012 arrangement in the 
context of the UN climate change process. In this con-
text the EU reconfi rms its commitment to the Kyoto 
Protocol and its determination to develop a medium 
and long-term EU-strategy to combat climate change, 
consistent with meeting the 2 degree objective as 
outlined in the European Council’s conclusions of the 
23rd of March 2005. 

4 Security: The EU will treat security and development 
as complementary agendas, with the common aim of 
creating a secure environment and of breaking the vi-
cious circle of poverty, war, environmental degrada-
tion and failing economic, social and political struc-
tures. The EU will enhance its policies in support of 
good and effective governance and the prevention of 
state fragility and confl ict, including by strengthen-
ing its response to diffi cult partnerships/failing states. 
The EU will strengthen the control of its arms exports, 
inter alia, with the aim of avoiding that EU-manufac-
tured weaponry be used against civilian populations or 
aggravate existing tensions or confl icts in developing 
countries. The EU will promote cooperation in fi ghting 
corruption, organised crime and terrorism. 

5 Agriculture: The EU will continue its efforts to mini-
mise the level of trade distortion related to its support 
measures to the agricultural sector, and to facilitate 
developing countries’ agricultural development. 

6 Fisheries: The EU will continue to pay particular at-
tention to the development objectives of the countries 
with which the Community will engage into bilateral 
fi sheries agreements. Within the context of the new EU 
policy on fi sheries partnership agreements with third 
countries which is being implemented since 2003, the 
EU will continue to encourage the conclusion of fi sher-
ies agreements in order to contribute towards rational 
and sustainable exploitation of the surplus of coastal 
States’ marine resources to the mutual benefi t of both 
parties. 

7 Social dimension of globalisation, employment 
and decent work: The EU will contribute to strength-
ening the Social Dimension of Globalisation with a 
view to ensure maximum benefi ts for all, both men 
and women. The EU will promote employment and 
decent work for all as a global goal. 

8 Migration: The EU will promote the synergies be-
tween migration and development, to make migration 
a positive factor for development. 

9 Research and innovation: The EU will promote the 
integration of development objectives, where appro-
priate, into its RTD and innovation policies, and will 
continue to assist developing countries in enhancing 
their domestic capacities in this area. The EU supports 
global, regional and national efforts in research for 
development to address the special needs of the poor 
in the areas of health, including prevention and treat-
ment of HIV/AIDS, agriculture, natural resource and 
environmental management, energy, in particular re-
newable energy and energy effi ciency, and climate. 

10 Information society: The EU will address the digital 
divide by exploiting the potential of Information and 
Communication Technologies as a development tool 
and as a signifi cant resource for attaining the MDGs. 

11 Transport: The EU will address the special needs of 
both land-locked and coastal developing countries by 
promoting the intermodality issues for achieving net-
work interconnectivity as well as security and safety 
issues. 

12 Energy: The EU is strongly committed to contribute 
to the special needs of developing countries by pro-
moting access to sustainable energy sources and by 
supporting establishing interconnection of energy in-
frastructures and networks. 

Quelle: Commission Staff Working Paper, Policy Coherence for Development, Work Programme 2006-2007
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Vorschläge für die Umsetzung der politischen Verpfl icht-
ungen der EU in die Praxis werden in den PCD-Mit-
teilungen der Kommission für jeden einzelnen Bereich 
angeführt, wobei die einzelnen Maßnahmen sich unter-
schiedlich stark an den jeweiligen wirtschaftspolitischen 
Interessen bzw. an den Grundprinzipien der EU aus-
richten. Die Grundprinzipien des freien Waren-, Dienst-
leistungs- und Kapitalverkehrs werden per se als Beitrag 
zur Armutsminderung und zur Erreichung der MDGs an-
gesehen und im Kontext der Kohärenzverpfl ichtungen 
nicht in Frage gestellt.

Um die Fortschritte bei den Kohärenzverpfl ichtungen 
der EU im Zusammenhang mit den MDGs überprüfen 
zu können, schlug die Kommission in der PCD-Mittei-
lung vor, einen EU-Bericht über Kohärenz im Interesse 
der Entwicklung bis zur nächsten internationalen Über-
prüfung der MDGs zu erstellen. Der Rat für Allgemeine 
Angelegenheiten und Außenbeziehungen (GAERC) vom 
10./11. April 2006 beauftragte die Kommission, ein Ar-
beitsprogramm 2006-2007 zu PCD bis Juni 2006 zur Be-
schlussfassung durch den Rat zu erarbeiten.

Das Arbeitsprogramm benennt zwei Ebenen, auf denen 
die Verbesserung von Politikkohärenz ansetzen muss:

• In den Mitgliedsländern müssen die Akteure in der 
Entwicklungspolitik sicherstellen, dass bei der Formu-
lierung von nationalen Positionen auch in nicht ent-
wicklungsbezogenen Politikbereichen entwicklungs-
politische Interessen und Zielsetzungen berücksichtigt 
werden.

•  Die Kommission muss ein follow-up der Ratsbeschlüs-
se sicherstellen und dafür Sorge tragen, dass entwick-
lungspolitische Interessen und Zielsetzungen in der 
Politikformulierung frühzeitig berücksichtigt werden 
und dass die entwicklungspolitischen Ziele stützende 
Politiken und Maßnahmen identifi ziert und verstärkt 
werden.

Die Kommission hält im Arbeitsprogramm fest, dass aus-
reichende Kapazitäten für die Analyse von PCD-Themen 
und für ein pro-aktives Eintreten für das PCD-Programm 
auf allen Ebenen – das heißt bei der Kommission, den 
Mitgliedstaaten und dem Rat – erforderlich sein werden. 

Weiters soll ein erster Bericht über die Fortschritte im 
Bereich PCD der Kommission an den Rat im Jahr 2007 
(bis September 2007) erstellt werden. 

Die Prioritätenliste des Arbeitsprogramms konzentriert 
sich auf 

•  horizontale PCD-Aktivitäten, die vor allem Verbesse-
rungen auf der Verfahrensebene und auf der Ebene 
der Instrumente vorsehen und auf

• thematische PCD Prioritäten. Die zwölf verschiedenen 
Politikbereiche (siehe Box, S. 76) wurden alle als wich-
tig für die Erreichung der MDGs eingestuft.

Die Rollen, Verantwortlichkeiten sowie die Hauptaufga-
ben der Akteure wurden im Arbeitsprogramm ebenso 
festgelegt. Für die Development Cooperation Working 
Party of the Council (CODEV) sieht das Arbeitsprogramm 
die Prüfung und Diskussion im Hinblick auf die PCD-
Relevanz von allen Kommissionsvorschlägen sowie die 
Koordination mit den anderen Ratsarbeitsgruppen vor. 
Die Kommission hat vor allem die Aufgabe, das PCD-Ar-
beitsprogramm zu entwerfen, den Fortschritt zu überwa-
chen, den Fortschrittsbericht alle zwei Jahre zu erstellen 
und die Berücksichtigung von PCD bei der Programmie-
rung zu fördern. Das informelle PCD-Netzwerk der Mit-
gliedstaaten und der Kommission, das zweimal im Jahr 
tagt, dient vor allem dem Austausch von Analysen und 
Erfahrungen. Der Rat soll das PCD-Arbeitsprogramm 
zur Kenntnis nehmen und die Fortschrittsberichte über-
prüfen. Die Mitgliedstaaten sind für die Bereitstellung 
von ausreichenden Kapazitäten und für die Befassung 
der entsprechenden Ministerien und Abteilungen mit 
PCD-Themen verantwortlich. Weiters sollen sie Erfah-
rungswerte austauschen, Verbesserungen auf der Imp-
lementierungsebene vornehmen und über die erzielten 
Fortschritte berichten.

Ein Vergleich der Mechanismen, die die EU-Länder zur 
PCD-Umsetzung eingerichtet haben, der im Jahr 2006 
publiziert wurde (ECDPM 2006) zeigt, dass

• 6 EU-Länder PCD in ihren entwicklungspolitischen 
Grundsatzprogrammen nicht berücksichtigt haben 
(Lettland, Litauen, Malta, Slowenien, Ungarn und Zy-
pern),

• 11 EU-Länder Initiativen gesetzt oder bereits grund-
sätzliche politische Erklärungen in Richtung PCD abge-
geben haben (Belgien, Estland, Frankreich, Griechen-
land, Italien, Österreich, Polen, Portugal, Slowakei, 
Tschechien und Spanien),

• 8 EU-Länder (Deutschland, Dänemark, Finnland, Ir-
land, Luxemburg, Niederlande, Schweden und UK) 
institutionelle oder administrative Mechanismen ent-
wickelt und eingerichtet haben, um PCD zu verfolgen 
(ECDPM 2006).
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Bei jenen Ländern, die bereits konkrete Maßnahmen 
zur Umsetzung von PCD gesetzt haben zeigt sich, dass 
einerseits ein hohes politisches Committment für ent-
wicklungspolitische Agenden erforderlich ist und dass 
andererseits das EZA-System (Entwicklungspolitik und 
EZA-Verwaltung) konsolidiert ist. Die jeweilige Art der 
PCD-Instrumente und Mechanismen hängt jedoch stark 
von den nationalen und kulturellen Ausformungen der 
Politikgestaltung ab und spiegelt die Vielfalt der Mitglie-
der der EU wider. Während etwa die Niederlande die 
Errichtung von eigenen Kohärenzabteilungen forcierte 
und andere Länder (UK, Irland) stärker auf die Zusam-
menarbeit der verschiedenen Ministerien bauen, verfolgt 
Schweden einen holistischen Ansatz, der auf die Imple-
mentierung eigener institutioneller und administrativer 
Einrichtungen verzichtet. Schweden hat 2003 ein Gesetz 
zur Entwicklungspolitik (Shared responsibility – Sweden’s 
policy for global development) beschlossen3, in dem die 
einzelnen Ministerien zu einer entwicklungspolitisch ko-
härenten Formulierung ihrer Politik verpfl ichtet werden. 
Jährlich wird ein PCD-Fortschrittsbericht der Regierung 
an das Parlament übermittelt und dort diskutiert.

Zusammenfassend hält die Studie unter anderem fest, 
dass PCD-Anstrengungen der EU-Mitgliedsländer 
durchaus feststellbar sind, diese aber nicht durch den 
Maastrichtvertrag sondern erst durch die MDG-Erklä-
rung stimuliert wurden. Weiters werden von einigen 
Ländern interministerielle Arbeitsgruppen und Koordi-
nationsmechanismen zwischen verschiedenen Politikbe-
reichen auch am Rande mit Entwicklungsfragen befasst 
und konfrontiert. Dies führt zu sehr unterschiedlichen 
Abstufungen von PCD, da die Thematisierung von PCD 
in einem allgemeinen Koordinierungsgremium nicht 
zwangsweise zu einer entwicklungspolitisch kohärente-
ren Politik führt. Die Mehrzahl der EU-Mitgliedsländer 
haben noch keine Initiativen gesetzt, die über grund-
sätzliche politische Erklärungen und allgemeine Koordi-
nationsmechanismen hinausgehen (ECDPM 2006).

Ausblick

Der Maastrichtvertrag (1992) bildet eine Grundlage für 
die Verankerung von entwicklungspolitischer Kohärenz, 
die allerdings erst mit der Erklärung der Millennium De-
velopment Goals (2000) aktiviert wurde. Trotz der Be-
mühungen einiger Länder der EU sowie der konkreten 
Schritte der Verankerung der PCD-Agenda auf Kommis-
sions- und Rats-Ebene sind die EU und ihre Mitgliedslän-
der noch weit entfernt von einer entwicklungspolitisch 
kohärenten Politik. Obwohl PCD in den Grundsatzdoku-
menten der Entwicklungspolitik der EU-Mitgliedsländer 
Eingang gefunden hat, gehen viele Bemühungen über 
Mechanismen der allgemeinen Politikkoordination kaum 
hinaus. PCD ist – mit Ausnahme von Schweden – bei der 
Entwicklungspolitik und ihrer Verwaltung verankert und 
nicht gemeinsames Anliegen aller Regierungsmitglieder. 
PCD – steht daher vielfach in Konkurrenz zu anderen po-
litischen Interessen und wird von den Regierungen nicht 
als gemeinsame Verpfl ichtung in einem globalen Kontext 
wahrgenommen, sondern nur als ressortübergreifende 
Zielsetzung der Entwicklungspolitik. Die PCD relevanten 
Ratsbeschlüsse auf EU-Ebene, die von den EU-Mitglieds-
ländern mitgetragen werden sollten, müssten daher auf 
einer hohen politischen Ebene umgesetzt werden, damit 
sie auch für andere Politiken zur Verpfl ichtung werden.

Mit dem Arbeitsprogramm Policy Coherence for Deve-
lopment 2006-2007 der EU-Kommission werden die 
EU-Mitgliedsländer erstmals aufgefordert, konkrete 
Maßnahmen zu setzen und an einem Fortschrittsbericht 
mitzuwirken. Die politischen Zusagen werden operatio-
nalisiert und in einzelne Schritte gegliedert, die in einem 
gemeinsam vereinbarten Zeitraum zu erfüllen sind.
Kohärente Politik ist auch stark abhängig von den realpo-
litischen Möglichkeiten und den realen Kräfteverhältnis-
sen in einem Land, dennoch ist die Umsetzung von PCD 
– wie das DAC betont – auch eine Frage der politischen 
Verbindlichkeit. Da es sich bei PCD um eine freiwillige 
– nicht mit fi nanziellen Sanktionen belegte – Zusage 
handelt, ist der Grad der Verbindlichkeit eher gering. 
Mit dem alle zwei Jahre erscheinenden Fortschrittsbe-
richt versucht die Kommission daher die Verbindlichkeit 
zu erhöhen und die Regierungen der Mitgliedsländer an 
ihre Verpfl ichtungen zu erinnern.

3  Government Communication 2005/06:204 Sweden’s Global Development Policy
 http://www.sweden.gov.se/sb/d/5624/a/70168;jsessionid=aGPDjUlx0UZ8
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Policy Coherence for Development ist besonders im 
Hinblick auf das MDG Ziel 8 – Schaffung einer globalen 
Partnerschaft für Entwicklung – von Bedeutung. Die EU 
nimmt für sich in Anspruch, ein wichtiger Akteur in der 
internationalen Entwicklungspolitik und ein wichtiger 
Partner der Entwicklungsländer zu sein, fehlende ent-
wicklungspolitische Kohärenz bei den EU-Mitgliedslän-
dern ist jedenfalls kein Indiz für die Ernsthaftigkeit der 
EU, mit der die globale Partnerschaft verfolgt wird. PCD 
ist eine Grundvoraussetzung für die Schaffung einer glo-
balen Partnerschaft.

PCD ist ein strategischer Ansatz, mit dem die Millenni-
umsziele schneller und besser erreicht werden sollen. 
Während die Pariser Deklaration vor allem Effi zienzstei-
gerung durch eine Harmonisierung der EZA-Aktivitäten 
und die Anpassung an die Strategien der Entwicklungs-
länder erreichen möchte, kann mit PCD durch einen er-
weiterten politischen Handlungsspielraum das Potential 
zur Effi zienzsteigerung vergrößert werden. Ohne ver-
stärkte Bemühungen zur Umsetzung des Konzepts Po-
licy Coherence for Development bleibt das Harmonisa-
tion & Alignment Konzept ein auf die Optimierung der 
Entwicklungszusammenarbeit beschränktes Verfahren, 
dessen Grenzen bereits durch das Fehlen des politischen 
Rahmens abgesteckt sind.
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SCHLUSSFOLGERUNGEN  

Michael Obrovsky, Clemens Six

Die Ausgangsfrage dieser Ausgabe der Österreichischen 
Entwicklungspolitik war, ob die Agenda einer gestei-
gerten Wirksamkeit der Entwicklungszusammenarbeit 
(EZA) bloße politische Rhetorik sei oder doch der Beginn 
eines ernstzunehmenden Paradigmenwechsels. Die un-
terschiedlichen Beiträge in diesem Heft haben darauf 
nicht immer eine eindeutige Antwort gegeben, zumal 
es zum jetzigen Zeitpunkt etwa zwei Jahre nach der 
Verabschiedung der Pariser Erklärung noch zu früh ist, 
ein klares Resümee zu formulieren. Was die AutorInnen 
aber geleistet haben, ist aufzuzeigen, von welchen Para-
metern und unterschiedlichen Aspekten eine zukünftige 
Beantwortung dieser Frage abhängen wird.

•  Für eine ergebnisorientierte Entwicklung im Sinne ver-
besserter Wirksamkeit der EZA ist von entscheidender 
Bedeutung, dass zweierlei systemische Fragen gestellt 
und entsprechend beantwortet werden. Die erste be-
trifft die interne Funktionsweise des gesamten Fel-
des der Entwicklungspolitik und ihrer unterschied-
lichen Akteure. Trotz zahlreicher multi- und bilateralen 
Bemühungen um mehr Koordination und Kooperation 
bleiben die Probleme der Ineffi zienz, Verdoppelung 
von Aktivitäten und Defi zite in der wechselseitigen 
Rechenschaftslegung aufrecht. Insbesondere im Be-
reich Harmonisierung und Anpassung wurde sichtbar, 
dass die internen Strukturen der großen multilateralen 
Gebereinrichtungen einer Wirksamkeitsagenda entge-
gen wirken und daher separate Aufmerksamkeit ver-
langen. Dazu kommt, dass eine steigende Anzahl von 
sehr heterogenen Akteuren diese Bemühungen weiter 
erschwert. Obwohl aus einer Pluralität wie dieser auch 
eine produktive Konkurrenz untereinander entstehen 
könnte, ist dies kaum der Fall, weil zwischen den Be-
troffenen eine traditionelle und institutionell veranker-
te Asymmetrie sowie Ungleichheit im Zugang zu Infor-
mationen herrscht, die nicht als struktureller Teil des 
Problems erkannt werden. Das Ergebnis sind verzerren-
de Verhältnisse, die entsprechend thematisiert werden 
müssen, um im Hinblick auf Wirksamkeit tatsächlich 
voran zu kommen. In Zukunft wird sich Entwicklungs-
politik noch wesentlich stärker an den empirischen 
Befunden über die armutsbezogenen Effekte ihrer 
Aktivitäten und Interventionen richten müssen, um 
diese konkreten Auswirkungen auch mit dem institu-
tionellen Setting der Geber in Verbindung zu bringen. 

Weiters wird es notwendig sein, die Gesamtauswir-
kungen von Geber- und Empfängerverhalten syste-
matischer zu evaluieren, anstatt in der Auswertung an 
einzelnen, bilateralen Aktionen orientiert zu bleiben.

•  Die zweite systemische Frage betrifft Aspekte, die 
nicht im eigentlichen Sinn entwicklungspolitisch sind. 
Wie der Beitrag über Kohärenz gezeigt hat, geht diese 
Anforderung weit über den entwicklungspolitischen 
Kernbereich hinaus und involviert sämtliche Politikbe-
reiche mit direkten oder indirekten Auswirkungen auf 
die Zielsetzung der Armutsbekämpfung. Die Agenda 
zur Wirksamkeit der EZA kann nur unter der Voraus-
setzung sinnvoll weiterverfolgt werden, dass sie an 
diese weiterführenden, systemischen Problemfel-
der rückgebunden bleibt. Ein erweiterter Kohärenz-
begriff verlangt nicht nur eine entsprechende Berück-
sichtigung entwicklungspolitischer Ziele in anderen 
Politikbereichen, sondern auch eine entsprechend tief 
gehende Debatte über Grundsatzfragen der interna-
tionalen Wirtschaft und ihrer Besitz- und Machtver-
hältnisse, über ökologische Entwicklungen und ihre 
Konsequenzen insbesondere für sensible Volkswirt-
schaften und über die Struktur jener internationalen 
Institutionen, im Rahmen derer diese Diskussion statt-
fi nden sollen. Auch in diesem Fall greifen strukturelle 
und inhaltliche Fragen ineinander, was die Möglichkeit 
für mehr Wirksamkeit in der EZA entscheidend beein-
fl usst.

•  Im Fokus internationaler Aufmerksamkeit stehen im 
Moment die politischen Willensbekundungen ins-
besondere der Geber, aber auch der Empfänger, die 
Agenda der Wirksamkeit tatsächlich voran zu brin-
gen und entsprechend umzusetzen. Unter enormem 
Zeitdruck versucht auch Österreich, ein Programm zur 
konkreten Anwendung der Erklärung zu formulieren 
bzw. die umfassenden Indikatoren der Pariser Erklä-
rung anzuwenden. Insgesamt ist dies der Versuch, 
die unterschiedlichen Entwicklungsstadien der bi- und 
multilateralen Geberstrategien handhabbar zu ma-
chen und auf diese Weise insgesamt mehr Innovation 
durchzusetzen. Österreich versteht sich in diesem Pro-
zess nicht als Vorreiter, sondern als kleiner, aber spezi-
alisierter Geber, der abgestimmt auf die Besonderhei-
ten seiner EZA und seiner Partnerländer international 
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eingegangene Verbindlichkeiten und methodische In-
novationen nachvollzieht. Die beiden oben formulier-
ten systemischen Problembereiche gelten aber auch 
für dieses Land, das auf nationaler Ebene erst in den 
Anfängen einer Kohärenzpolitik steht.

• Ein probates Mittel zur Unterstützung der Wirksam-
keitsagenda ist die Budgethilfe, die auch Österreich 
seit 2006 praktiziert. Vor allem zwei Kernfragen wur-
den in diesem Zusammenhang von den Autoren auf-
geworfen: Welches Potential hat Budgethilfe und wel-
che Voraussetzungen bzw. begleitenden Maßnahmen 
braucht Budgethilfe, um dieses Potential auch tatsäch-
lich umzusetzen? Der im Moment große internationa-
le Optimismus scheint in Bezug auf die Empfängerge-
sellschaften selektiv gerechtfertigt, wobei die bereits 
existierenden politischen und wirtschaftlichen Voraus-
setzungen eine entscheidende Rolle spielen. Budget-
hilfe kann positive Entwicklungen verstärken und kann 
Schwachstellen korrigieren helfen, tut dies aber nicht 
automatisch. Und der politische Einfl uss im Sinne ei-
ner zivilgesellschaftlichen Belebung bzw. Pluralisierung 
der Akteure ist gering bis nicht nachweisbar. Dennoch 
setzen insbesondere die großen multilateralen und na-
tionalen Geber auf dieses Mittel, das seine Prüfung im 
Hinblick auf die armutsreduzierenden Effekte erst zu 
bestehen hat und daher systematischer, langzeitlicher 
Evaluierung bedarf.

Die Agenda zur Wirksamkeit der EZA, wie sie in der Pa-
riser Erklärung von 2005 konkretisiert wurde, sieht sich 
insbesondere zweierlei Gefahren gegenüber, die auch 
bei der Beantwortung der Frage „Paradigmenwechsel 
oder Rhetorik?“ entscheidend sind. Die Wirksamkeits-
debatte läuft einerseits Gefahr, Geschichte zu wiederho-
len, da die bisher gemachten Erfahrungen mit ähnlichen 
Bemühungen seit dem Ende des Zweitens Weltkrieges 
zu wenig in Betracht gezogen werden. Und zweitens 
droht eine Verkürzung der Diskussion durch allzu starke 
Konzentration auf technisch-operative Details und Indi-
katoren, die den vielschichtigen Ursachen mangelnder 
Wirksamkeit nicht gerecht wird. Vor diesem Hintergrund 
ist es daher zentral, weiterführende systemische Fragen 
und die Geschichte der EZA mit zu berücksichtigen und 
in die verschiedenen Politikbereiche – im Sinne einer um-
fassenden entwicklungspolitischen Kohärenz – rückzu-
führen, damit der angestrebte Paradigmenwechsel auch 
tatsächlich wirksam werden kann.
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FINANZIELLE GESAMTLEISTUNGEN ÖSTERREICHS AN 
ENTWICKLUNGSLÄNDER UND MULTILATERALE STELLEN  

Michael Obrovsky

Das DAC (Development Assistance Committee) erhebt 
jährlich Daten für die „International Development Sta-
tistics“1, um die Basis für eine umfassende Analyse der 
gesamten Finanzfl üsse an Entwicklungsländer und für 
entwicklungspolitische Entscheidungen bereitstellen zu 
können. Der bekannteste Teil dieser Statistik sind die fi -
nanziellen Mittel der „Öffentlichen Entwicklungszusam-
menarbeit“, die – ausgedrückt in Prozent des Bruttona-
tionalprodukts (BNE) – als ODA-Quote (ODA = Offi cial 
Development Assistance) seit dem Beschluss der UN-Ge-
neralversammlung 19702 die Messlatte für den Vergleich 
der Leistungen der internationalen Entwicklungszusam-
menarbeit bildet. Daneben werden aber auch andere 
– vor allem private Leistungen – erhoben. Der hier dar-
gestellte Überblick entspricht in vereinfachter Form den 
von Österreich und den anderen DAC-Mitgliedsländern 
jährlich an das DAC gemeldeten Daten, die die Grundla-
ge der statistischen Publikationen wie Development Co-
operation Report, On-line Statistik und der Analysen der 
gesamten Entwicklungsfi nanzierung des DAC bilden. Die 
Darstellung der gesamten Finanzfl üsse an die Entwick-
lungsländer ermöglicht eine umfassendere Beurteilung 
der Aktivitäten eines „Geberlandes“ und erlaubt auch 
die Analyse der privaten Akteure. Der Stellenwert der 
öffentlichen Entwicklungszusammenarbeit (ODA) wird 
mit Hilfe der Gesamtsicht relativiert, da die Relationen 
zwischen den einzelnen Teilbereichen sichtbar werden.

Das DAC erfasst folgende Gruppen von Finanzfl üssen:

1.  Öffentliche Entwicklungszusammenarbeit 
 (Offi cial Development Assistance – ODA)

2.  Sonstige öffentliche Leistungen 
 (Other Offi cial Flows – OOF)

3.  Private Leistungen zu marktüblichen Bedingungen

4.  Zuschüsse privater Hilfsorganisationen

Die Höhe sowie die Beziehung der einzelnen Teilbereiche 
zueinander spiegeln somit einerseits politische Bedin-
gungen und andererseits wirtschaftliche Entwicklungen 
in den DAC-Mitgliedsländern wider, die die Beziehun-
gen zu den Entwicklungsländern beeinfl ussen.

Gerade das Jahr 2005 war von Ereignissen geprägt, die 
die verschiedenen Finanzfl üsse an Entwicklungsländer 
stark beeinfl usst haben. Die Tsunamikatastrophe am 26. 
Dezember 2004 im indischen Ozean hat Steigerungen im 
Bereich der Katastrophenhilfe der ODA-Leistungen und 
im Bereich der privaten Zuschüsse nach sich gezogen. 
Die Ernährungskrise im Niger im Juli 2005 sowie eine 
überaus heftige Hurrikansaison in der Karibik sowie im 
Golf von Mexiko und ein verheerendes Erdbeben in der 
Region von Kaschmir im Oktober haben wieder die Not-
wendigkeit der Humanitären Hilfe sichtbar gemacht. 

Auf der politischen Ebene haben vor allem der G8-Gipfel 
in Gleneagles sowie der UN-Gipfel Millennium+5 in New 
York Entwicklungsthemen an die Spitze der internationa-
len Agenda gestellt. In Vorbereitung des Millennium+5 
Gipfels haben gerade die EU-Mitgliedsländer einen neu-
en Vorstoß für die Anhebung der ODA-Leistungen bis 
zum Jahr 2010 beschlossen.

Die Steigerung der öffentlichen Entwicklungsfi nanzie-
rung ist daher neben der Erhöhung der Wirksamkeit der 
Entwicklungszusammenarbeit und der Umsetzung der 
politischen Kohärenz für Entwicklung ein wichtiger Fak-
tor bei der Erreichung der MDGs.

Im Folgenden werden daher die gesamten Finanzfl üsse 
Österreichs an Entwicklungsländer dargestellt werden, 
um den realen Beitrag Österreichs besser einschätzen zu 
können.

1 Siehe: http://www.oecd.org/dac/stats/idsonline 
2  25. Generalversammlung der UN in New York am 24. Oktober 1970 Resolution 2626, http://www.oefse.at/Downloads/eza/resol2626.pdf 
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Während 2003 die gesamten fi nanziellen Leistungen an 
Entwicklungsländer bei rund 1,3 Mrd € lagen, sind sie 
im Jahr 2004 auf rund 1,1 Mrd € abgesunken und im 
Jahr 2005 wiederum auf fast 3,4 Mrd € angestiegen. 
Der Anteil der öffentlichen Entwicklungshilfe an den 
gesamten Finanzfl üssen Österreichs an Entwicklungslän-
der schwankt zwischen 35 % im Jahr 2003 und 50 % 
im Jahr 2004. Obwohl sich die ODA-Leistungen im Jahr 
2005 mehr als verdoppelt haben beträgt ihr Anteil an 
den gesamten Finanzfl üssen Österreichs nur 37 %, da 
sich die privaten Leistungen zu marktüblichen Bedingun-
gen fast verdreifacht haben.

Die Zuschüsse privater Hilfsorganisationen sind in den 
letzten drei Jahren stark angestiegen. Sie spiegeln das 
private Engagement für EZA und humanitäre Hilfe wider 
und dokumentieren die Bereitschaft und das Potential 
der österreichischen Zivilgesellschaft. Von rund 63 Mio €

im Jahr 2003 stiegen sie auf 112 Mio € im Jahr 2005. 
Ein Grund dafür liegt im starken Spendenaufkommen 
für die Opfer der Tsunamikatastrophe zu Weihnachten 
2004/2005. Trotz der Steigerung der absoluten Zahlen 
ist der Anteil an den gesamten Leistungen von 7 % im 
Jahr 2004 auf 3 % im Jahr 2005 gesunken.

Bis zum Jahr 2005 wurden vom DAC auch die Finanz-
fl üsse an die mittel- und osteuropäischen Staaten und 
an die Nachfolgestaaten der Sowjetunion sowie die Län-
der in einem Übergangsstadium erfasst. Damit wurde 
der Darstellung der Leistungen der DAC-Mitgliedslän-
der am Aufbau Osteuropas nach dem Ende der Sowjet-
union und des Warschauer Pakts Rechnung getragen. 
Da mit 2004 einige osteuropäischen Länder Mitglieder 
der EU wurden ist diese Differenzierung obsolet gewor-
den. Am Ende des Jahres 2005 wurden die beiden Emp-
fängerländerlisten des DAC für Entwicklungshilfe und 

Tabelle 1:
Finanzielle Gesamtleistungen Österreichs an Entwicklungsländer und multilaterale Stellen 
2003-2005 in Mio € und in %

2003 2004 2005

in Mio € in % in Mio € in % in Mio € in %

I.
Öffentliche Entwicklungszusammenarbeit 
(ODA Offi cial Development Assistance) 447 35 545 50 1.266 37

A. Bilaterale ODA 202 16 284 26 991 29

B. Multilaterale ODA 245 19 262 24 275 8

II. Sonstige öffentliche Leistungen (OOF) 39 3 -184 -17 250 7

III.
Private Leistungen zu marktüblichen 
Bedingungen 729 57 656 60 1.763 52

IV. Zuschüsse privater Hilfsorganisationen 63 5 71 7 112 3

Gesamtleistungen 1.279 100 1.088 100 3.391 100

Memo: BNE (in Mrd € zu Marktpreisen, laufend) 221.603 234.180 242.610

ODA in  % des BNE 0,20 0,23 0,52

DAC-Durchschnitt der ODA-Leistungen in % des BNE 0,25 0,25 0,33

EU-Durchschnitt der ODA-Leistungen in % des BNE 0,35 0,35 0,44

Gesamtleistungen in % des BNE 0,58 0,46 1,40

DAC-Durchschnitt der Gesamtleistungen 
in % des BNE

0,45 0,48 n.v.

EU-Durchschnitt der Gesamtleistungen in % des BNE 0,63 0,77 n.v.

n.v. = nicht verfügbar 

Quelle: ADA, OEZA-Statistik
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öffentliche Hilfe (Osthilfe) zusammengelegt und verein-
facht.3 Die neue Empfängerländerliste konzentriert sich 
auf alle Länder mit niedrigem und mittleren Einkommen 
mit Ausnahme der G8-Länder sowie die Mitgliedsländer 
der EU (inklusive Bulgarien und Rumänien, deren Bei-
tritt am 1.1.2007 erfolgt ist) Weißrussland, die Ukraine 
und Libyen wurden in die Liste aufgenommen, während 
Bahrain von der Liste gestrichen wurde (siehe Anhang). 
Die Differenzierung in Entwicklungshilfe-ODA und öf-
fentliche Hilfe-OA (Osthilfe) fällt daher ab dem Jahr 
2005 weg. Quantitativ wird durch diese Veränderung 
der Empfängerländer die ODA-Statistik nur geringfügig 
beeinfl usst werden, denn die Aktivitäten im Balkan so-
wie in den ärmsten Nachfolgestaaten der Sowjetunion 
wurden bereits vor den Veränderungen unter der öffent-
lichen Entwicklungshilfe subsumiert. 

Die öffentliche 
Entwicklungszusammenarbeit

Die Darstellung der öffentlichen Entwicklungshilfe Öster-
reichs im Jahr 2005 beschränkt sich hier auf einen Über-
blick der wichtigsten Komponenten der öffentlichen 
EZA, um ihren Anteil an den gesamten Finanzfl üssen 
beschreiben und analysieren zu können. Die Erhebung 
der Daten für die DAC-Statistik erfolgt seit 2004 bei der 
ADA und die konkrete Darstellung der Programm- und 
Projekthilfe der OEZA wird von der ADA und dem BMA 
durchgeführt. Das BMA bereitet einen Jahresüberblick 
über die Leistungen 2004 und 2005 vor, der die Ver-
änderungen und Schwerpunktsetzungen der OEZA dar-
stellen und aus der Sicht der österreichischen Entwick-
lungspolitik kommentieren wird. 

Als öffentliche Entwicklungszusammenarbeit oder -hilfe 
(international übliche Bezeichnung ODA – Offi cial Deve-
lopment Assistance) gelten laut der Defi nition des Ent-
wicklungshilfekomitees (DAC – Development Assistance 
Committee) der Organisation für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und Entwicklung (OECD – Organisation for 
Economic Co-operation and Development) alle Mittel-
zufl üsse von staatlichen Stellen (einschließlich Ländern 
und Gemeinden und öffentlichen Gebietskörperschaf-
ten) an Entwicklungsländer und multilaterale Institutio-
nen zum Zweck der wirtschaftlichen Entwicklung und 

Verbesserung der Lebensbedingungen in den Entwick-
lungsländern. Leistungen für militärische Zwecke in Ent-
wicklungsländern fallen per Defi nition nicht unter die 
öffentliche Entwicklungszusammenarbeit. Leistungen 
und Zahlungen an Privatpersonen (Gehälter, Pensionen, 
Auszahlungen von Versicherungen usw.) werden ebenso 
nicht also ODA-Leistung anerkannt.

Eine Leistung der öffentlichen Entwicklungszusammen-
arbeit nennt man bilateral, wenn das Empfängerland 
eindeutig bestimmt werden kann; als multilateral be-
zeichnet man sie, wenn die Mittel von einem Geberland 
an eine internationale Organisation, die Entwicklungs-
programme durchführt, übergeben werden – sei es als 
allgemeiner Beitrag zum Budget der Organisation oder 
als Beitrag zu einem bestimmten Programm der Einrich-
tung. Weiters wird zwischen Zuschüssen (nicht rückzahl-
bare Leistungen) und Krediten (rückzahlbare Leistungen) 
unterschieden. Um als ODA eingestuft zu werden müs-
sen diese Mittel zu vergünstigten Bedingungen verge-
ben werden, das heißt sie müssen ein Zuschusselement 
von mindestens 25 % aufweisen.4

Quantitative Zielsetzungen bis 2015

Bereits am 24. Oktober 1970 haben sich bei der UN-
Generalversammlung viele Mitgliedsländer der UN ver-
pfl ichtet – nach Möglichkeit – bis zur Ende der zweiten 
Entwicklungsdekade 0,7 Prozent ihres Bruttonational-
einkommens als öffentliche Entwicklungshilfe anzustre-
ben. Dieses Ziel wurde sowohl in den 1970er Jahren als 
auch in den 1980er Jahren nur von den skandinavischen 
Ländern erreicht, während viele andere Industrieländer – 
wie etwa auch Österreich – die Erdölkrise, das zu geringe 
Wirtschaftswachstum und die steigenden Haushaltsdefi -
zite dafür verantwortlich machten, dass die quantitati-
ven ODA-Zusagen nicht erreicht werden konnten. Nach 
dem Zusammenbruch der Sowjetunion 1989 wurden in 
den 1990er Jahren Mittel für die Ostzusammenarbeit 
mobilisiert, während die Erfüllung der ODA-Quote von 
0,7 % des BNE als unrealistische Zielsetzung hinterfragt 
wurde. Die Bestätigung der Notwendigkeit die quantita-
tiven Zielsetzungen weiterhin beizubehalten, wurde erst 
durch die Formulierung der MDGs (Millennium Deve-
lopment Goals) durch die internationale Gebergemein-
schaft im Jahr 2000 erreicht.

3 Siehe: http://www.oecd.org/document/45/0,2340,en_2649_34447_2093101_1_1_1_1,00.html
4 Siehe auch: DAC’s Glossary: http://www.oecd.org/glossary/0,2586,en_2649_33721_1965693_1_1_1_1,00.html#1965586



86

FINANZIELLE GESAMTLEISTUNGEN ÖSTERREICHS

Die Europäische Union hat als größter Entwicklungshil-
fegeber im März 2002 eine Initiative gesetzt, mit der 
die quantitativen Ziele für die EU-Mitgliedstaaten einen 
verbindlicheren Charakter erhielten. Bei der Vorberei-
tung des UN-Gipfels zur Entwicklungsfi nanzierung in 
Monterrey im März 2002 haben die Außenminister der 
EU-Länder beim Europäischen Rat von Barcelona5 2002 
beschlossen, die öffentliche EZA so anzuheben, dass bis 
2006 ein EU-Durchschnittswert der ODA von 0,39 % 
des BNE (Bruttonationaleinkommen) erreicht wird. Jene 
Länder die im Jahr 2002 den EU-Durchschnitt noch nicht 
erreicht hatten formulierten als Zwischenziel bis zum 
Jahr 2006 die Erreichung von 0,33 % des BNE. Dieses 
Ziel gilt auch für Österreich, da Österreich 2002 mit rund 
552 Mio € nur 0,26 % des BNE erreichen konnte.

Aus Anlass der Vorbereitung der UN-Konferenz MDG+5 
im September 2005 in New York hat die EU-Kommission 
in einer Mitteilung6 an den Rat und an das Parlament 
eine neue quantitative Zielsetzung zur Erreichung der 
ODA-Quote vorgestellt. Kommissionspräsident José Ma-
nuel Barroso und der Entwicklungskommissar Louis Mi-
chel fordern von ihren Mitgliedsländern eine Steigerung 
der ODA-Leistungen bis zum Jahr 2010 um zusätzlich 20 
Mrd € um bis zum Jahr 2015 0,7 % des BNA als ODA-
Quote erreichen zu können.

Die alten EU-Mitgliedsländer (EU15), die bis zum Jahr 
2005 die Barcelona Committments von 0,33 % erreicht 
haben, sollen bis zum Jahr 2010 ihre ODA-Quote auf 
0,51 % des BNE anheben und die neuen EU-Mitglieds-
länder (EU10) sollen bis zum Jahr 2010 0,17 % an ODA 
erreichen. Insgesamt soll damit ein EU-Durchschnitt von 
0,56 % des BNE bis zum Jahr 2010 erreicht werden.7 Mit 
dieser neuen quantitativen Zielsetzung soll die Erreich-
barkeit der Millennium Development Goals bis zum Jahr 
2015 ermöglicht werden.

Die öffentliche Entwicklungszusammenarbeit 
Österreichs 2005

Österreich hat im Jahr 2005 1.265 Mio € – das waren 
0,52 % des BNE – an das DAC als öffentliche Entwick-
lungshilfe gemeldet. Damit hat Österreich das EU-Ziel für 
2006 (0,33 % des BNE) nicht nur erreicht, sondern sogar 
übertroffen. Österreich rangiert daher im Jahr 2005 über 
dem DAC-Durchschnitt von 0,47 % des BNE und liegt – 
gemessen an der ODA-Quote – an der 7. Stelle der DAC-
Geberländern hinter Norwegen, Schweden, Luxemburg, 
Niederlande, Dänemark und Belgien.8

Die Ursache für diese enorme Steigerung liegt jedoch vor 
allem am hohen Anteil von Entschuldungsmaßnahmen 
in der ODA-Statistik. Österreich hat 2005 für Schulden-
streichungen für den Irak sowie für Madagaskar und für 
Zinssatzreduktionen insgesamt rund 727 Mio € an das 
DAC gemeldet.9 Damit betrug der Anteil der Entschul-
dungsmaßnahmen an der gesamten ODA Österreichs 
rund 57 %, während alle anderen bilateralen und mul-
tilateralen ODA-Leistungen gemeinsam nur 43 % oder 
538,65 Mio € betrugen. Im Vergleich zu den anderen 
DAC-Mitgliedsländern ist dieser Anteil extrem hoch. Bei 
Japan, Deutschland, Italien, Frankreich, und UK liegt der 
Anteil der Entschuldungsmaßnahmen an der ODA zwi-
schen rund 30 % und 40 %, die skandinavischen Geber-
länder wie Norwegen, Schweden und Dänemark rech-
neten 2005 hingegen nur einen geringen Prozentsatz an 
Entschuldungsmaßnahmen von jeweils unter 2 % der 
ODA in die öffentliche Entwicklungshilfestatistik. 

Weiters sind im Jahr 2005 die Ausgaben für die Kata-
strophen- und Flüchtlingshilfe aufgrund der Tsunamika-
tastrophe Anfang 2005 und die Leistungen für die Ent-
wicklungszusammenarbeit der Europäischen Union an-
gestiegen. Hier haben vor allem die Beiträge Österreichs 
an die EU-Entwicklungszusammenarbeit, die über das 
allgemeine EU-Budget fi nanziert werden, auf rund 108 
Mio € zugenommen, während sich die Beiträge an die 
Einrichtungen der Vereinten Nationen und die Beiträge 
an die internationalen Finanzinstitutionen seit 2003 nur 
geringfügig veränderten.

5 Siehe: http://ue.eu.int/ueDocs/cms_Data/docs/pressdata/de/ec/71067.pdf
6 Siehe: http://ue.eu.int/ueDocs/cms_Data/docs/pressdata/de/ec/71067.pdf
7 Beschlossen am 24. Mai 2005: http://ue.eu.int/ueDocs/cms_Data/docs/pressData/de/gena/85038.pdf
8 Siehe: http://www.oecd.org/dataoecd/34/26/36418606.pdf
9  Das BMF hat Informationen und Daten zu Schuldenerleichterungen Österreichs aus Vereinbarungen im Rahmen des Pariser Clubs publiziert: 
 https://www.bmf.gv.at/Wirtschaftspolitik/Exportfrderung512/Schuldenerleichterungen/_start_6411.htm 
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Obwohl mit einer ODA-Quote von 0,52 % des BNE im 
Jahr 2005 die internationalen Zielsetzungen sogar über-
troffen wurden, muss dennoch davon ausgegangen 
werden, dass ab dem Jahr 2007/2008 der Anteil der Ent-
schuldung an der ODA Österreichs wieder stark zurück-
gehen wird, weil die 1996 beschlossene HIPC-Initiative 
ausläuft. Der hohe Anteil an Entschuldungsmaßnahmen 
– vor allem für den Irak – wird daher zukünftig durch zu-
sätzliche Budgetmittel ersetzt werden müssen, wenn die 
Zielsetzungen tatsächlich erreicht werden sollen. Zieht 
man die Mittel für die Irak Entschuldung (650,83 Mio 
€) von der gesamten gemeldeten ODA ab, dann erhält 
man als ODA-Ergebnis rund 615 Mio €. Das entspricht 
hingegen einer ODA-Quote von 0,25 % des BNE.

Das DAC hat bereits 2005 in einer Simulation der ODA-
Volumen der Mitgliedsländer berechnet, dass Österreich 
im Jahr 2010 rund 1.673 Mio US $ bereitstellen müsste, 
um die vereinbarte Zielsetzung von 0,51 % zu erreichen. 
Das entspricht beim DAC-Wechselkurs des Jahres 2005 
rund 1.350 Mio €. Österreich müsste daher seine ODA-
Leistungen bis 2010 (ohne Entschuldungsmaßnahmen) 
mindestens verdoppeln, damit die internationalen Ziel-
setzungen innerhalb der EU auch nur annähernd erreicht 
werden können (DAC-Simulationen siehe Anhang).

Tabelle 2:

Öffentliche Entwicklungszusammenarbeit (ODA) 2003-2005 in Mio €

2003 2004 2005

Bilaterale Entwicklungszusammenarbeit 202,22 283,75 991,25

Zuschüsse 235,24 286,65 994,96

Entschuldungsmaßnahmen 36,22 74,79 727,24

Kredite -33,02 -2,90 -3,71

Multilaterale Entwicklungszusammenarbeit 244,56 261,67 274,64

Organisationen der Vereinten Nationen 18,57 21,08 21,73

Internationale Finanzinstitutionen 73,67 76,84 72,47

Europäische Union 149,58 160,86 177,51

Gesamt ODA 446,78 545,42 1.265,89

Bilaterale Entwicklungszusammenarbeit in % der Gesamt ODA 45 52 78

Multilaterale Entwicklungszusammenarbeit in % der Gesamt ODA 55 48 22

Memo: BNE (in Mrd € zu Marktpreisen, laufend) 221,60 234,18 242,61

 Österreichs ODA in % des BNE 0,20 0,23 0,52

 DAC-Durchschnitt in % des BNE 0,25 0,25 0,33

 EU-Durchschnitt in % des BNE 0,35 0,36 0,44

Quelle: ADA, OEZA-Statistik

Bei einem genaueren Vergleich der öffentlichen Entwick-
lungshilfeleistungen Österreichs zwischen 2003 und 
2005 zeigt sich, dass die Gesamthöhe der Leistungen 
einerseits von der Höhe der Entschuldungsmaßnahmen 
und andererseits von der Höhe der Leistungen an Inter-
nationale Finanzinstitutionen und an die EU abhängen. 
Während im Jahr 2003 im Rahmen der multilateralen 

EZA die österreichischen Leistungen für die Organisatio-
nen der Weltbankgruppe und für Regionalbanken rund 
73,7 Mio € betrugen, sind diese Leistungen bis 2004 auf 
rund 77 Mio € angewachsen und standen 2005 bei rund 
72 Mio €. Die Beiträge Österreichs für die EU-Entwick-
lungszusammenarbeit bestehen einerseits aus den Leis-
tungen im Rahmen des EU-Budgets, die seit 2003 um 
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rund 16 Mio € gestiegen sind und andererseits aus den 
Beiträgen zum Europäischen Entwicklungsfonds (EEF), 
mit dem die Zusammenarbeit der EU mit den AKP-Län-
dern fi nanziert wird. Signifi kante Beiträge Österreichs 
für den EEF sind erst ab dem Jahr 2003 (58,3 Mio €) zu 
verzeichnen. 2005 sind die Beiträge an den EEF auf fast 
70 Mio € angestiegen. Die Beiträge an die Organisati-
onen der Vereinten Nationen sind im Verlauf seit 2003 
geringfügig angestiegen und betrugen 2005 21,7 Mio €.
Aufgrund der hohen Schwankungen der bilateralen 
Leistungen betrug der relative Anteil der multilateralen 
Leistungen an der gesamten ODA zwischen 55 % im 
Jahr 2003 und 22 % im Jahr 2005.

Die mit dem Jahr 2001 – nach Verhandlungen Öster-
reichs mit dem DAC – erfolgte Änderung der Praxis der 
Meldung der Exportfi nanzierungskredite und die damit 
einhergehende Revision der österreichischen ODA-Leis-
tungen der Jahre 1990-200010 ermöglichte es auch Ös-
terreich die Schuldenstreichungen im Rahmen der HIPC-
Initiative11 bei den österreichischen ODA-Leistungen zu 
berücksichtigen. Seit dem Jahr 2001 enthält daher die 
jährliche ODA-Statistik neben Zinssatzreduktionen auch 
Schuldenstreichungen, deren Höhe und deren Zuord-
nung auf ein bestimmtes Jahr vor allem vom Zeitpunkt 
der Beschlüsse des Pariser Clubs12 abhängen. 
Die Höhe der bilateralen Zuschüsse wird daher seit dem 
Jahr 2001 deutlich von der Höhe der Entschuldungsmaß-
nahmen beeinfl usst. Während etwa im Jahr 2003 der 
Anteil der Entschuldungen an den bilateralen Zuschüs-
sen nur rund 15 % betrug, erreichte der Anteil 2005 
rund 73 %. Diese starken – nicht prognostizier- oder 
planbaren – Schwankungen bei den Entschuldungsmaß-
nahmen führen dazu, dass mehrjährige Prognosen über 
die Entwicklung der österreichischen öffentlichen Ent-
wicklungszusammenarbeit kaum möglich sind.

Ein Blick auf die Hauptbestandteile der ODA 2005 
zeigt deutlich, dass die Entschuldungsmaßnahmen mit 
57,45 % den größten Anteil an der österreichischen 
ODA bilden. Allein die Schuldenstreichungen für den 
Irak betrugen mehr als die Hälfte der gesamten ODA-
Leistungen (51,41 %) bzw. fast zwei Drittel (65,6 %) der 

bilateralen Leistungen. Der Irak war daher im Jahr 2005 
das Hauptempfängerland der österreichischen öffent-
lichen Entwicklungshilfe vor Madagaskar, dem ebenso 
Schulden erlassen wurden.

Einen weiteren Schwerpunkt bilden die Beiträge an die 
EU-Entwicklungszusammenarbeit, die mit insgesamt 
177,51 Mio € rund 14 % der gesamten ODA betrugen.

Bei den bilateralen Zuschüssen sieht man deutlich, dass 
Investitionsprojekte im Vergleich zu den vergangenen 
Jahren geringfügig angestiegen sind während bei der 
Programmhilfe ein deutlicher Anstieg der Statistik zu 
verzeichnen ist. Die „Technische Hilfe“, die laut DAC-
Defi nition die Bereitstellung und die Entwicklung von 
Humanressourcen (sowie damit verbundene Sachmittel-
lieferungen) umfasst, verfolgt primär das Ziel, das Ka-
pital an Wissen, Fachkenntnissen und allgemeine und 
spezielle Fertigkeiten sowie die produktive Kompetenz 
in einem Partnerland zu vermehren. Österreich hat 2005 
rund 120 Mio € an Ausgaben für Technische Hilfe an das 
DAC gemeldet. Ein wesentlicher Teil davon sind die in-
direkten Studienplatzkosten – also jene Leistungen, die 
Studierende aus Entwicklungsländern rein rechnerisch an 
Kosten für Universitäten und Hochschulen verursachen. 
Dieser Anteil ist 2005 auf rund 49 Mio € angestiegen. 

Die „anderen Leistungen“ (865 Mio €) bestehen neben 
den Entschuldungsmaßnahmen (727,24 Mio €) haupt-
sächlich aus den Kosten für Flüchtlinge und Asylwerber 
(rund 53 Mio €), der Nahrungsmittelhilfe (1,16 Mio €),
sowie aus den Leistungen für die Katastrophenhilfe 
(15,5 Mio €), den Verwaltungsausgaben (25 Mio €) und 
Leistungen für Öffentlichkeitsarbeit, die Förderung von 
NGOs sowie für friedensbildende Maßnahmen und an-
deren Aktivitäten, die den vorher aufgezählten Katego-
rien nicht direkt zuordenbar sind.

Die Grafi k Hauptbestandteile der ODA 2005 gliedert die 
gemeldeten Leistungen nach dem Verwendungszweck. 
Die einzelnen Kategorien folgen den DAC-Defi nitio-
nen13, damit die internationale Vergleichbarkeit gewähr-
leistet bleibt.

10 Siehe: ÖFSE (2004). Österreichische Entwicklungspolitik 2003, Berichte, Analysen, Informationen Wien.
11 HIPC – Heavily Indebted Poor Countries
12 Der Pariser Club ist eine informelle Gruppe von Gläubigerstaaten, die Verhandlungen und Vereinbarungen mit Staaten führen, die ihre Zah-
 lungsverpfl ichtungen nicht nachkommen. http://www.clubdeparis.org/en/ 
13  Siehe: DAC Statistical Reporting Directives: http://www.oecd.org/document/4/0,2340,en_2649_34485_1918532_1_1_1_1,00.html
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Grafi k 1: Hauptbestandteile der ODA 2005



90

FINANZIELLE GESAMTLEISTUNGEN ÖSTERREICHS

Finanzierungsquellen

Die gesamten gemeldeten ODA-Leistungen stammen 
aus den Budgets verschiedener Ministerien und öffentli-
cher Stellen wie Länder, Gemeinden und Kammern. Die-
se Budgets sind nicht unmittelbar Maßnahmen der Ent-
wicklungszusammenarbeit gewidmet, sondern allfällige 
Leistungen, die als ODA vom DAC anerkannt werden, 
werden ex post herausgerechnet und in der ODA-Mel-
dung berücksichtigt.

Aufgrund des hohen Anteils an Entschuldungsmaßnah-
men an der österreichischen ODA 2005, der Zuständig-
keit des BMF für die Leistungen an internationale Finanz-
institutionen sowie aufgrund der Kompetenz des BMF 
für die Beiträge für die EU stammen daher mehr als ¾ 
(77,4 % oder rund 980 Mio €) der österreichischen ODA-
Leistungen des Jahres 2005 aus dem Budget des Bun-
desministeriums für Finanzen. Rund 6,7 % (84,7 Mio €) 
hat die ADA (Austrian Development Agency) für operati-
ve Maßnahmen (entwicklungspolitische Programme und 
Projekte der OEZA) ausgegeben. Weitere 0,7 % entfi e-
len auf Administrationskosten der der ADA. 5,13 % 
(64,9 Mio €) stammen aus Budgets des Bundesminis-
teriums für Bildung, Wissenschaft und Kultur (indirekte 
Studienplatzkosten, Stipendien, Auslandslehrer). Jeweils 
rund 2,7 % (33,8 Mio €) hat das Bundesministerium für 
auswärtige Angelegenheiten (Beiträge an UN-Organisa-
tionen, Verwaltungskosten) und das Bundesministerium 
für Inneres (Kosten für die Betreuung von Asylwerbern) 
als öffentliche Entwicklungshilfe gemeldet. Länder und 
Gemeinden meldeten rund 2,21 % (27,9 Mio €), das 
Bundesministerium für Landesverteidigung hat 1,37 % 
der gesamten ODA (17,3 Mio € für Katastrophenhilfe so-
wie friedensbildende Maßnahmen) aus seinen Budgets 
für Entwicklungszusammenarbeit aufgewandt.

OEZA – Österreichische Entwicklungs- und 
Ostzusammenarbeit

Der Teil der öffentlichen Entwicklungszusammenarbeit 
Österreichs, der aus dem BMA Budget für die Program-
me und Projekte der ADA vorgesehen ist, wird auch 
OEZA genannt. Die OEZA stellt den unmittelbar von der 
Sektion Entwicklungszusammenarbeit primär entwick-
lungspolitisch gestaltbaren Anteil der bilateralen Zu-
schüsse dar und umfasst die Entwicklungszusammenar-

beit und die Ostzusammenarbeit. Das Budget der OEZA 
ist im Budgetvoranschlag des BMA (VA-Ansatz 1/2009) 
ausgewiesen und beträgt etwa für das Jahr 2006 93,6 
Mio €. 11,7 Mio € davon sind für die Basisabgeltung 
zur Finanzierung der ADA vorgesehen, 81,9 Mio € sind 
Zuwendungen für Programme und Projekte der OEZA. 
Weiters stehen der OEZA-Verwaltung noch Mittel aus 
dem ERP-Fonds (European Recovery Programme) in der 
Höhe von derzeit jährlich etwa 8 Mio € zur Verfügung, 
die auf Basis eines interministeriellen Abkommens für 
EZA-Maßnahmen zur Verfügung gestellt werden.

Seit dem Jahr 2004 ist die ADA (Austrian Development 
Agency) für die Umsetzung aller bilateralen Programme 
und Projekte in den Partnerländern der österreichischen 
Entwicklungs- und Ostzusammenarbeit (OEZA) zustän-
dig. Weiters zählt es zu den Aufgaben der ADA den 
Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten „in 
allen entwicklungspolitischen Grundsatzfragen insbe-
sondere bei der Erstellung des Dreijahresprogramms“14 

zu beraten. Die Sektion Entwicklungszusammenarbeit 
im BMA formuliert mit dem Dreijahresprogramm die 
zentralen entwicklungspolitischen Positionen und stra-
tegischen Rahmenbedingungen der österreichischen 
Entwicklungs- und Ostzusammenarbeit und defi niert 
damit die politischen Richtlinien und Grundlagen für die 
Umsetzung der österreichischen Entwicklungspolitik. 
Weiters ist die Sektion Entwicklungszusammenarbeit im 
BMA für die Gesamtkoordination der staatlichen ent-
wicklungspolitischen Aktivitäten zuständig.

Die tatsächliche Durchführung der Projekte übernehmen 
Durchführungsorganisationen, die entweder im Rahmen 
von Vergabeverfahren von der ADA ausgewählt bzw. als 
Förderungswerber unterstützt oder beauftragt werden. 
Durchführungsorganisationen können NGOs (Non Go-
vernmental Organisations – Nichtregierungsorganisatio-
nen) oder auch Unternehmen oder internationale Orga-
nisationen sein.

Die von der ADA umgesetzten Mittel für die Programme 
und Projekte der OEZA sind bei den Hauptbestandteilen 
der ODA bei den bilateralen Zuschüssen den Verwen-
dungszwecken – entsprechend den DAC-Kategorien 
und Defi nitionen – zugeteilt. 

14 Siehe: ADA Unternehmenskonzept 2005-2007 http://www.ada.gv.at/up-media/2225_unternehmenskonzept_2005_2007.pdf sowie Ent-
 wicklungszusammenarbeitsgesetz http://www.BMA.gv.at/up-media/286_eza_g_novelle.pdf 
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Im Jahr 2004 hat die ADA aus dem Budget für operative 
Maßnahmen im Rahmen der ODA 72,84 Mio € ausgege-
ben; im Jahr 2005 84,66 Mio €. Hinzu kamen 2004 noch 

Leistungen für die Offi cial Aid15 (OA) sowie 2004 und 
2005 der ADA-Verwaltungsaufwand, der in der ODA-
Statistik unter Verwaltungsaufwand verbucht wird. 

Tabelle 3: 

OEZA-Mittel 2000, 2002-2005, Auszahlungen in Mio €

BMA BMA ADA

2000 2002 2003 2004 2005

OEZA-Süd, gesamt 72,96 62,32 58,49 61,45 69,50

 davon: Budget 56,45 56,61 53,28 57,32 61,92

 davon: ERP-Mittel 16,51 5,70 5,21 4,13 7,58

OEZA-Ost 16,43 8,36 8,63 11,39 15,16

OEZA-ODA gesamt 89,39 70,68 67,12 72,84 84,66

in  % der ODA Österreichs 18,73 12,81 15,02 13,36 6,69

Memo:

OEZA-OA gesamt 4,88 2,24 1,95 1,11 0,80

ADA Verwaltungsaufwand - - - 8,13 8,82

Quelle: OEZA-Statistik

Vergleicht man die Entwicklung der OEZA-Mitteln in den 
letzten Jahren, dann konnten zwischen 2002 und 2005 
die OEZA-Mittel um 14 Mio € angehoben werden, der 
Vergleich mit dem Jahr 2000 zeigt aber deutlich, dass 
die OEZA-Mitteln im Jahr 2000 um fast 5 Mio € höher 
lagen als im Jahr 2005. Die Ursachen dafür lagen im Jahr 
2000 vor allem in höheren ERP-Beiträgen und in mehr 
Osthilfeaktivitäten, die als ODA angerechnet werden 
konnten. In den Jahren 2001, 2002 und 2003 sind vor 
allem die Mittel für die als ODA anrechenbare Osthilfe 
zurückgegangen, die erst 2005 wieder angehoben wer-
den konnten. 

Die Partnerländer16 der OEZA sind in:
Zentralamerika: Nicaragua*, Guatemala, El Salvador 
Westafrika/Sahel: Kap Verde*, Burkina Faso*, Senegal 
Ostafrika: Äthiopien*, Uganda*, Kenia, Burundi, Tan-
sania, Ruanda 
Südliches Afrika: Mosambik*, Simbabwe, Namibia,
Republik Südafrika 
Himalaja/Hindukusch: Bhutan*, Nepal, Pakistan
Südosteuropa/Westbalkan: Albanien*, Bosnien und 
Herzegowina*, Mazedonien*, Montenegro*, Serbien 
inkl. Kosovo*, Kroatien* (bis 2005), (Bulgarien und Ru-
mänien auslaufend)
Südkaukasus: Armenien, Aserbaidschan, Georgien
Weitere Schwerpunktländer: Moldau*, Palästinensische 
Gebiete*
Sonderprogramme: Afghanistan, Irak, Westsahara

15 Die Kategorie der OA = Offi cial Aid (bis 2004 waren dies die Länder auf der DAC-Empfängerländerliste II, die vor allem die NIS und CEECs 
 sowie Länder in einem Übergangsstadium enthielt) wurde mit 01.01.2005 bei der Reform der DAC-Länderliste abgeschafft.
16 Schwerpunktländer* der OEZA
17 Vgl z. B: Statistical Annex of the 2005 Development Co-operation Report, Tab 32, http://www.oecd.org/document/9/0,2340,en_2649_
 34447_1893129_1_1_1_1,00.html 



92

FINANZIELLE GESAMTLEISTUNGEN ÖSTERREICHS

Auf diese Schwerpunktregionen (Schwerpunktländer, 
Partnerländer und Sonderprogrammländer) entfi elen 
2004 und 2005 mehr als 80 % der OEZA-Mittel.

Im internationalen Vergleich wird vom DAC der OECD 
bei der Analyse der Empfängerländer jedoch die gesam-
te ODA als Grundgesamtheit17 herangezogen. Aufgrund 
der Zusammensetzung der österreichischen ODA-Leis-
tungen wurden die Hauptempfängerländer der öster-
reichischen ODA in den letzten Jahren nicht primär durch 
die Verteilung der OEZA-Mittel bestimmt, sondern durch 
die Höhe der Entschuldungsmaßnahmen, durch die 
Anzahl der Asylwerber oder die Anzahl der Studieren-
den aus Entwicklungsländern. 

2005 ist daher der Irak vor Madagaskar das Hauptemp-
fängerland der österreichischen ODA. Die Leistungen an 
die Schwerpunktländer der OEZA Serbien und Monte-
negro sowie Bosnien und Herzegowina, die die Plätze 
3 und 4 der Hauptempfängerländer 2005 einnehmen, 
beinhalten neben dem Projektanteil der OEZA ebenfalls 
einen hohen Anteil an indirekten Studienplatzkosten 
bzw. einen hohen Anteil an Kosten für Asylwerber.

18 Vgl: http://www.oecd.org/document/54/0,2340,en_2649_34447_37799158_1_1_1_1,00.html 
19 Siehe: http://www.oecd.org/document/54/0,2340,en_2649_34447_37799158_1_1_1_1,00.html 

Internationaler Vergleich

Alle 22 DAC-Mitgliedsländer erreichten im Jahr 2005 
insgesamt 106,8 Mrd US $18 – das war die höchste Sum-
me an öffentlicher Entwicklungszusammenarbeit, die 
in der Geschichte des DAC erfasst wurde. Im Vergleich 
zum Jahr 2004 (79,4 Mrd US $) entspricht dies einer 
Steigerung von 32 %. In Relation zum Bruttonational-
einkommen konnten die DAC-Mitglieder durchschnitt-
lich 0,33 % des BNE als ODA aufwenden. Die Mitglieds-
länder der EU, die auch Mitgliedstaaten des DAC sind, 
erreichten im Durchschnitt 0,44 % des BNE.
Die wesentlichen Ursachen für die enorme Steigerung 
im Jahr 2005 waren:

• Entschuldungsmaßnahmen für den Irak (13,9 Mrd 
US $) und Nigeria (5,5 Mrd US $) und die

• Tsunami Hilfe im Ausmaß von 2,2 Mrd US $.

Die gesamten ODA-Leistungen aller DAC-Mitgliedslän-
der an den Irak betrugen 2005 rund 21,4 Mrd US $, die 
an Nigeria 6 Mrd US $, weiters erhielt Indonesien laut 
DAC-Statistik 2,2 Mrd US $, gefolgt von Afghanistan (2,2 
Mrd US $), China (1,7 Mrd US $) und dem Sudan (1,5 
Mrd US $). Die öffentlichen Entwicklungshilfeleistungen 
an die Länder in Afrika südlich der Sahara sind zwar um 
32 % angestiegen, doch rechnet man die extrem hohen 
Entschuldungsmaßnahmen für Nigeria ab, dann sind die 
Leistungen sogar geringfügig gefallen. Richard Manning 
– der DAC-Vorsitzende – appellierte daher im Dezember 
2006 an die Geberländer, ihre Anstrengungen zu erhö-
hen, damit sie ihre Versprechen vom EU-Gipfel im Juli 
2005 in Gleneagels bis 2010 erreichen und die ODA-
Leistungen an Afrika schrittweise verdoppeln können.19
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Tabelle 4:
Die öffentliche Entwicklungszusammenarbeit 2004 und 2005 im internationalen Vergleich in Mrd US $, 
Auszahlungen

2005
davon 

Entschuldung
in % 

des BNE Land 2004
in % 

des BNE

1.680 20 0,25 Australien 1.460 0,25

1.963 472 0,53 Belgien 1.463 0,41

2.109 0 0,81 Dänemark 2.037 0,85

10.082 3.441 0,36 Deutschland 7.534 0,28

902 150 0,46 Finnland 680 0,37

10.026 3.212 0,47 Frankreich 8.473 0,41

384 - 0,17 Griechenland 321 0,16

719 0 0,42 Irland 607 0,39

5.091 1.670 0,29 Italien 2.462 0,15

13.147 3.553 0,28 Japan 8.922 0,19

3.756 455 0,34 Kanada 2.599 0,27

256 - 0,84 Luxemburg 236 0,83

274 - 0,27 Neuseeland 212 0,23

5.115 324 0,82 Niederlande 4.204 0,73

2.786 2 0,94 Norwegen 2.199 0,87

1.573 904 0,52 Österreich 678 0,23

377 3 0,21 Portugal 1.031 0,63

3.018 613 0,27 Spanien 2.437 0,24

3.362 53 0,94 Schweden 2.722 0,78

1.767 224 0,44 Schweiz 1.545 0,41

10.767 3.525 0,47 UK 7.883 0,36

27.622 4.078 0,22 USA 19.705 0,17

106.777 22.699 0,33 DAC Gesamt 79.410 0,26

55.745 14.366 0,44 DAC-EU-Länder 42.767 0,35

Quelle: http://www.oecd.org/dataoecd/52/18/37790990.pdf 

In Relation zum BNE liegen Schweden, Norwegen, Lu-
xemburg, die Niederlande und Dänemark an der Spitze 
der DAC-Mitgliedsländer. Diese Länder haben das Ziel 
von 0,7 % des BNE für die ODA bereits vor Jahren über-
schritten bzw. liegen klar darüber. Interessant ist, dass 
diese Länder im Jahr 2005 nur einen relativ geringen 

Anteil an Entschuldung in ihrer ODA gemeldet haben. 
(die Niederlande haben mit 6 % der ODA den höchsten 
Wert der Spitzengruppe), der hohe Wert ist daher kein 
meldungsbedingter, einmaliger Höchstwert, sondern 
Ausdruck einer kontinuierlich hohen ODA-Leistung.



94

FINANZIELLE GESAMTLEISTUNGEN ÖSTERREICHS

Sonstige öffentliche Leistungen
an Entwicklungsländer

Zu den sonstigen öffentlichen Leistungen (Other Offi cial 
Flows = OOF) werden die mit öffentlichen Mittel geför-
derten Exportkredite an Entwicklungsländer sowie Ent-
schuldungsmaßnahmen aus diesem Bereich gezählt. Die 
Exportkredite werden nicht als ODA-Kredite gerechnet, 
weil sie einerseits primär die Förderung der österreichi-
schen Exportwirtschaft zum Ziel haben und andererseits 
auch nicht das erforderliche Zuschusselement aufweisen 
und vielfach auch nicht zu den inhaltlichen oder geo-
grafi schen Schwerpunktsetzungen der österreichischen 
Entwicklungszusammenarbeit passen. Da sie aber den-
noch Finanzfl üsse in Entwicklungsländer darstellen, wer-
den Sie in der DAC-Statistik unter OOF verbucht. Diese 
Kredite wurden von Österreich – trotz DAC-Kritik – zwar 
bis zum Jahr 2001 als ODA-Bestandteil gemeldet, die 
Möglichkeit der Anrechenbarkeit der Entschuldungen 
in der ODA-Statistik erforderte aber eine Revision der 
Meldepraxis Österreichs, die im Jahr 2001 durchgeführt 
wurde.20 Seit dieser Zeit werden sowohl die Exportkredi-
te als auch die Rückzahlungen alter Rahmen-II-Kredite, 
die in den 1980er und 1990er Jahren in der ODA-Statis-
tik enthalten waren bei der OOF-Statistik abgezogen.

Die OOF-Leistungen der letzten Jahre schwanken, vor 
allem weil einerseits die Höhe der neu vergebenen Ex-
portkredite von der Konjunktur abhängig ist und ande-
rerseits weil Tilgungen und die Entschuldung von alten 
Krediten zu hohen Rückfl üssen führen. Im Jahr 2005 
sind Neuauszahlungen von Exportkrediten in der Höhe 
von 60,5 Mio € erfolgt, wobei in Asien China, Sri Lanka 
und Vietnam die Schwerpunktländer der Exportkredite 
waren.

Rückzahlungen alter Exportkredite (ODA) in der Höhe 
von rund 157 Mio € (vor allem aus Algerien, China und 
Indonesien) stehen den Neuauszahlungen gegenüber. 
Die Entschuldungen des Iraks im Rahmen der ODA im 
Jahr 2005 schlagen sich auch bei den OOFs deutlich in 
der Statistik nieder, da der Irak im Pariser Club mit einer 
Quote von 80 % entschuldet wurde. Der restliche Teil 
von 20 % wird umgeschuldet und fi ndet sich in der OOF-
Statistik der unter der Rubrik Umschuldungen. Hier wur-
den private Forderungen in der Höhe von 392,8 Mio €
als Auszahlung verbucht. 

Die Entschuldung alter Kredite zieht auch einen Austrag 
(die Rückzahlung des ausstehenden Kredites ist bei der 
Entschuldung praktisch erfolgt) des Kredites in der Sta-
tistik nach sich, der im Jahr 2005 rund 47 Mio € betrug. 
Die OOF würden ohne die Entschuldung des Iraks im 
Jahr 2005 Rückfl üsse in der Höhe von etwa 143 Mio €
aufweisen.

20 Zur Umstellung der Meldepraxis siehe: ÖFSE (2004). Österreichische Entwicklungspolitik 2003, Berichte, Analysen, Informationen, Wien.

Tabelle 5:

Sonstige Öffentliche Leistungen (OOF), Nettobeträge 2003-2005 in Mio €

2003 2004 2005

Auszahlungen 143,64 110,76 453,37

Rückfl üsse -104,36 -295,25 -203,79

davon:
kreditseitige Austräge für
entschuldete Kredite

-3,36 -43,98 -46,65

Tilgungen -101,00 -251,26 -157,14

Nettobetrag 39,29 -184,48 249,58

Quelle: ADA, OEZA-Statistik
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Private Leistungen zu marktüblichen 
Bedingungen an Entwicklungsländer

In diesem Teil der DAC-Statistik wird der Kapitaltrans-
fer Österreichs in Entwicklungsländer erfasst, der zu 
marktüblichen Bedingungen erfolgt. Da diese Leistun-
gen privat über den Kapitalmarkt fi nanziert werden und 
keine öffentlichen Zuschüsse, Stützungen oder Anteile 
enthalten sind, werden die Leistungen zur Gänze unter 
dem Titel „Private Finanzfl üsse“ subsumiert. Sie werden 
im Rahmen der DAC-Statistik erfasst und im DAC-Be-
richt als Teil der gesamten Leistungen Österreichs an Ent-
wicklungsländer ausgewiesen.

Die privaten Leistungen zu marktüblichen Bedingungen 
im Bereich der österreichischen Finanzfl üsse an Entwick-
lungsländer setzen sich in erster Linie aus Direktinvestiti-
onen und garantierten Exportkrediten zusammen.

Die Summe der Direktinvestitionen betrug 2005 rund 
1.681,7 Mio €. Der Schwerpunkt der Direktinvestitio-
nen lag 2005 vor allem in Europa (1.546 Mio €), wobei 
die Ukraine mit mehr als 900 Mio € an Direktinvestitio-
nen vor Kroatien (347 Mio €), Serbien und Montenegro 
(151 Mio €) und Bosnien-Herzegowina (93 Mio €) an der 

Spitze lag. Weitere Direktinvestitionen wurden in China 
(85,6 Mio €) getätigt, während in Afrika nur in der Repu-
blik Südafrika investiert wurde (5,2 Mio €).

Bei den privaten Exportkrediten wurden 2005 521,6 Mio €
ausbezahlt, während 197,6 Mio € an Rückfl üssen in der 
Statistik verbucht wurden. Kredite für private Exportge-
schäfte gingen vor allem nach Saudi Arabien, den Iran 
sowie Vietnam. Die Rückzahlungen stammten vor allem 
aus dem Iran und der Türkei.

Da die Entschuldungsmaßnahmen auch private Export-
kredite umfassen, sind auch in dieser Kategorie kredit-
seitige Austräge aus der Statistik für bereits entschuldete 
Kredite erforderlich. Im Jahr 2005 wurden rund 242 Mio €
ausgetragen d. h. in Abzug gebracht.

Mit 1.763 Mio € sind die privaten Leistungen zu 
marktüblichen Bedingungen der größte Teil (52 %) der 
österreichischen Finanzfl üsse an Entwicklungsländer. Es 
zeigt sich aber, dass die Direktinvestitionen vor allem Lo-
wer Middle Income Countries und Upper Middle Income 
Countries erreichen und nicht die ärmsten Entwicklungs-
länder.

Tabelle 6: 
Private Leistungen zu marktüblichen Bedingungen, Nettobeträge 2003-2004 in Mio €

2003 2004 2005

Direktinvestitionen 677,05 743,40 1.681,68

private Exportkredite 52,31 -87,71 324,00

 davon:  kreditseitige Austräge für 
  entschuldetet Kredite

0 0 -242,20

Summe 729,36 655,69 1.763,48

Quelle: ADA, OEZA-Statistik
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Zuschüsse privater Organisationen  

Bernd Berghuber

Die im Bereich der Entwicklungs- und Ostzusammenar-
beit tätigen österreichischen Nichtregierungsorganisati-
onen (NROs entspricht NGOs = Non Governmental Or-
ganisations) meldeten für das Jahr 2005 Eigenmittel in 
Höhe von 112,49 Mio €. Diese Mittel wurden in Entwick-
lungsländern und Osteuropa für den Aufbau sozialer 
und wirtschaftlicher Infrastruktur oder Katastrophenhilfe 
eingesetzt, sowie für Bildungs- und Öffentlichkeitsarbeit 
in Österreich. Die hier präsentierten Daten sollen einen 
Überblick über den fi nanziellen Beitrag der Zivilgesell-
schaft zur österreichischen Entwicklungszusammenar-
beit bieten. Weiters gibt die Statistik auch Auskunft über 
die Empfängerländer, die Art der Mittelverwendung und 
die Leistungen jeder einzelnen Geberorganisation. 

In den folgenden Darstellungen sind ausschließlich die 
Eigenmittel der NGOs enthalten, welche durch Spen-
denaktionen (Fundraising) oder Mitgliedsbeiträge auf-
gebracht werden. Dadurch entstehen Diskrepanzen 
zu den Jahresberichten der einzelnen Organisationen, 
weil dort oftmals der gesamte Umsatz, also Eigenmit-
tel plus öffentliche Finanzierung, angegeben wird. Über 
die Höhe der öffentlichen Kofi nanzierungen lassen sich 
keine genauen Aussagen treffen. Die Mittel für NGO 
Kofi nanzierungen aus dem Budget der ADA betrugen 
2005 ca. 10,5 Mio €. Hinzu kommt weiters ein Großteil 
der Mittel der Bundesländer, da mit diesen Mitteln viel-
fach die Arbeit von privaten Vereinen gefördert wird. Die 
Leistungen der Bundesländer ohne Kostenanteil für die 
Betreuung von Asylwerbern betrug 2005 rund 8 Mio €. 
Genaue Daten über die Kofi nanzierung der Bundeslän-

der sowie vollständige Angaben zur Kofi nanzierungen 
aus EU-Mitteln liegen nicht vor.

Die Zuschüsse aller privaten Einrichtungen sind im Ver-
gleich zu den vergangenen Jahren sprunghaft angestie-
gen. Während sich die Leistungen von 2003 auf 2004 
lediglich um rund 7 Mio € erhöhten, kann von 2004 auf 
2005 ein Steigerung um mehr als 31 Mio € beobachtet 
werden. Das bedeutet einen Zuwachs von 38,5 % in nur 
einem Jahr. Diese deutliche Veränderung lässt sich vor 
allem auf die enorm gestiegene Katastrophenhilfe nach 
der Flutkatastrophe in Südostasien sowie nach dem Erd-
beben in Pakistan zurückführen. Hinzu kamen die anhal-
tende humanitäre Krise in Darfur und eine Hungersnot 
in Niger. Tabelle 10 veranschaulicht, dass der Großteil 
der privaten Mittel in Länder und Regionen gefl ossen ist, 
in denen österreichische Organisationen zuvor kaum tä-
tig waren. So wurden in Pakistan nach dem schwersten 
Erdbeben der südasiatischen Region seit hundert Jahren 
5,94 Mio € eingesetzt, während es im Jahr davor nur 
0,43 Mio € waren. Durch das Beben am 8. Oktober 2005 
entstand ein etwa 100 km langer Bruch, entlang des-
sen praktisch alle Gebäude zerstört wurden. Es ist davon 
auszugehen, dass sich die Maßnahmen zum Wiederauf-
bau auch in der Statistik für 2006 wiederfi nden werden. 
Auch Niger befi ndet sich aus einem ähnlichen Grund 
unter den zwanzig wichtigsten Empfängerländern der 
privaten Zuschüsse. Aufgrund einer Hungersnot startete 
„Ärzte ohne Grenzen“ ein Programm zur Hilfe für unter-
ernährte Kinder, das mit mehr als 1,5 Mio € im Jahr 2005 
fast die gesamte private österreichische Entwicklungszu-
sammenarbeit mit Niger darstellt.

Tabelle 7:

Zuschüsse der KOO-Mitgliedsorganisationen 2003-2005 in Mio €

2003 2004 2005

Mitgliedsorganisationen der KOO 39,34 41,78 48,48

davon: Entwicklungshilfe 34,49 35,29 31,33

Katastrophenhilfe 1,83 3,54 13,65

Bildungsarbeit in Österreich 3,02 2,95 3,49

andere private Hilfsorganisationen 35,11 39,44 64,02

Zuschüsse gesamt 74,45 81,22 112,49
     
Quelle: ADA, OEZA-Statistik, KOO-Jahresberichte     
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Das schwere Seebeben vor der Küste Indonesiens am 
26. Dezember 2004 kostete rund 230.000 Menschen 
das Leben, ungefähr 1,7 Mio Menschen wurden ob-
dachlos. Am schwersten betroffen war Indonesien, 
gefolgt von Sri Lanka und Indien. In Österreich konn-
ten für die Tsunamihilfe mehr als 54 Mio € an privaten 
Spenden gesammelt werden1, wovon bereits bis Ende 
2005 rund 35 Mio € von NGOs vor allem in diese am 
schwersten betroffenen Gebiete weitergeleitet wurden. 
Es ist anzunehmen, dass es sich bei der Differenz um 
Mittel handelt, die an langfristige Projekte bzw. an ent-
sprechende Projektfortschritte gebunden sind und daher 
erst in den nächsten Jahren zur Auszahlung kommen 
werden. Neben der privaten Spendentätigkeit gab es 
öffentliche Finanzierungszusagen („pledges“) in Höhe 
von 50 Mio €, von denen bis September 2005 12,8 Mio 
€ ausbezahlt wurden („disbursements“). Die vollständi-
ge Auszahlung soll innerhalb von drei Jahren erfolgen2. 
Sri Lanka, Indien und Indonesien führen aufgrund der 
hohen Katastrophenhilfe die Liste der Empfängerländer 
der privaten österreichischen Entwicklungszusammenar-
beit an – noch deutlich vor Pakistan und der überregi-
onalen Hilfe für Asien. Die Maßnahmen nach der Flut-
katastrophe umfassten sowohl humanitäre Soforthilfe 

als auch den Wiederaufbau von Dörfern, Schulen, Kran-
kenhäusern und anderen Gemeinschaftseinrichtungen. 
Es wurden Brunnen gebaut, Trinkwasseraufbereitungs-
anlangen installiert, Boote, Fischernetze und landwirt-
schaftliche Geräte angekauft sowie Hühnerfarmen in-
stand gesetzt, um einen wirtschaftlichen Neubeginn zu 
ermöglichen. 

Auch anhand von Tabelle 8, der Liste der zehn größten 
Geberorganisationen, wird die Konzentration auf die Ka-
tastrophenhilfe deutlich. Der Verein „CARE Österreich“ 
beispielsweise, der bisher nicht auf dieser Liste zu fi n-
den war, konnte seinen Eigenmittelbeitrag auf das 11-
fache des Vorjahreswertes steigern und lag damit 2005 
an vierter Stelle dieser Liste. Allein in Indonesien setzte 
„CARE Österreich“ 4,8 Mio € ein, weitere 250.000 € gin-
gen als Winterhilfe nach Pakistan. Eine andere Organi-
sation, „Kurier Aid Austria“, wurde eigens für die Hilfe 
und den Wiederaufbau nach der Flutkatastrophe in Sri 
Lanka gegründet. In Zusammenarbeit mit dem „Öster-
reichischen Roten Kreuz“ (ÖRK) konnten dort bereits 4,7 
Mio € implementiert werden. Nach Abschluss des Wie-
deraufbaus bis Ende 2006 soll vor Ort ein Gesundheits-
projekt noch etwa 3 Jahre lang weitergeführt werden. 

1 Vgl. Bericht des Rechnungshofes 2006/6, S. 6.
2 Vgl. Bericht des Rechnungshofes 2006/6, S. 24 bzw. S. 6.

Tabelle 8:

Die größten privaten Geber 2003-2005 in Mio €   

2003 2004 2005

Zuschüsse aller NGOs gesamt 74,45 81,22 112,49

KOO-Mitgliedsorganisationen 39,34 41,78 48,48

Österreichisches Rotes Kreuz 5,93 8,54 12,65

Ärzte ohne Grenzen Österreich 4,62 5,96 7,03

CARE Österreich 0,35 0,56 6,30

Kurier Aid Austria - - 4,70

UNICEF Österreich 2,31 2,3 3,53

Hilfswerk Austria 1,27 0,21 3,48

SOS Kinderdorf 1,9 2,65 3,36

Menschen für Menschen 2,33 1,5 3,18

Diakonie Auslandshilfe 0,30 0,72 2,29
   
Quelle: ADA, OEZA-Statistik   
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Tabelle 9:
Die privaten Zuschüsse nach Regionen 2003-2005 in Mio € und in %

2003 2004 2005

in Mio € in % in Mio € in % in Mio € in %

Asien 13,97 18,77 16,18 19,92 55,01 48,90

Afrika 23,78 31,95 27,59 33,97 30,41 27,03

Europa 19,43 26,10 20,35 25,06 11,96 10,63

Amerika 11,06 14,86 10,53 12,96 10,84 9,64

Ozeanien 0,49 0,66 0,91 1,12 0,07 0,06

nicht zuordenbar 5,71 7,67 5,66 6,97 4,21 3,74

Gesamt 74,44 100,00 81,22 100,00 112,49 100,00
      

Quelle: ADA, OEZA-Statistik      

Tabelle 10:
Die Empfängerländer privater Zuschüsse in Mio € 

2003 2004 2005

Sri Lanka 0,21 0,16 12,81

Indien 3,86 5,59 11,97

Indonesien 0,17 0,22 10,24

Pakistan 0,61 0,43 5,94

Asien, regional 0,35 0,68 4,97

Sudan 1,56 4,91 4,83

Österreich 4,01 4,13 4,46

Äthiopien 4,41 3,05 4,35

LDC/Bilateral nicht zuordenbar 5,71 4,79 4,21

Kenia 1,73 1,72 2,18

Uganda 1,90 2,11 2,16

Philippinen 1,93 2,06 2,11

Moldawien 0,18 1,43 1,94

Kongo, Dem. Rep. (Zaire) 1,97 2,18 1,82

Tansania 1,08 1,33 1,79

Niger - 0,00 1,72

Brasilien 1,63 1,42 1,68

Nicaragua 1,92 1,65 1,64

Ukraine 1,28 1,21 1,50

Serbien und Montenegro 2,05 1,87 1,39

Quelle: ADA, OEZA-Statistik
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Das ÖRK selbst konnte seine Leistungen im Vergleich 
zum Vorjahr um 50 % erhöhen, im Vergleich zum Jahr 
2003 sogar verdoppeln. Rund 7,4 Mio € gingen an die 
vom Tsunami betroffenen Länder, während der Beitrag 
zur Erdbebenhilfe in Pakistan über 2,1 Mio € ausmach-
te. Mehr als 75 % aller Ausgaben des ÖRK fl ossen in 
diese beiden Großprojekte. Andere wichtige Zielländer 
für Zuschüsse des ÖRK mit jeweils mehr als 500.000 €
sind der Irak und der Sudan. Am Beispiel „Kurier Aid 
Austria“ lässt sich erahnen, welch wichtige Bedeutung 
die Medienpräsenz für die Spendentätigkeit hat. Die seit 
1992 jährlich durchgeführte Aktion „Nachbar in Not“ ist 
ein weiteres Beispiel und zeigt den direkten Zusammen-
hang zwischen hohem Spendenumfang, wichtigsten 
Empfängerländern und größten Geberorganisationen 
auf. Die Spendengelder aus dieser Aktion wurden für 
die Tsunamihilfe in Sri Lanka, Indonesien, Thailand und 
Indien, die Erdbebenhilfe in Pakistan, die humanitäre 
Hilfe in Darfur und für Flutopfer in Bulgarien und Rumä-
nien gesammelt. Acht NGOs (ÖRK, Caritas, CARE, Dia-
konie, Hilfswerk, Arbeiter-Samariterbund, Volkshilfe und 
Malteser-Orden) brachten diese Hilfsgelder in den fünf 
wichtigsten Empfängerländern zum Einsatz. Ein Blick auf 
Tabellen 8 und 10 legt die Vermutung nahe, dass „Nach-
bar in Not“ nicht unwesentlich dazu beigetragen hat, 
dass fünf dieser acht Organisationen (die Caritas ist Teil 
der Koordinierungsstelle der Österreichischen Bischofs-
konferenz für internationale Entwicklung und Mission 
– KOO) unter den zehn größten Gebern zu fi nden sind. 
Ein gutes Beispiel hierfür ist die „Diakonie“, die im Jahr 
2003 mit einer Eigenmittelfi nanzierung in Höhe von 
304.000 € nicht auf der Liste der größten Geber zu fi n-
den war. Damals erhielt diese Organisation ca. 80.000 € 
ihrer Eigenmittel von „Nachbar in Not“. Nachdem der 
Betrag aus dieser Spendenaktion im Jahr 2004 bereits 
293.000 € ausmachte, stieg er 2005 auf 2,14 Mio. € an 
– wodurch die Diakonie zum zehntgrößten Geber wur-
de. Gleichzeitig hat sich damit der Anteil von „Nachbar 
in Not“-Mitteln am gesamten Eigenmittelvolumen der 
Diakonie von 26% (2003) auf über 93% (2005) erhöht.

Anhand der DAC-Defi nition (das Development Assis-
tance Committee ist der Entwicklungsausschuss der 
OECD) kann der Sektor Katastrophen- und humanitäre 
Hilfe in humanitäre Hilfe im engeren Sinn und Wieder-
aufbauhilfe unterteilt werden, was vor allem in Zusam-
menhang mit der Tsunamihilfe interessant erscheint. In 
Tabelle 12 werden die Empfängerländer und Geberor-

ganisationen, jeweils getrennt für humanitäre Hilfe und 
Wiederaufbau, dargestellt. Man sieht eine deutliche 
Diskrepanz zwischen den, bezogen auf den Tsunami, 
größten Empfängerländern Indonesien und Sri Lanka. 
Während in Indonesien beinahe 9 Mio € für die unmittel-
baren Hilfsmaßnahmen aufgewendet werden mussten 
und nur knapp 10 % der Mittel zum Wiederaufbau zu 
zählen waren, konnten in Sri Lanka 60 % der Ausgaben 
für den Wiederaufbau zur Verfügung gestellt werden. 
Diese wurden zum Großteil von „Kurier Aid Austria“ 
aufgebracht, welche damit zum größten Geber in dieser 
Kategorie wurde. Zusammen mit den fünf hier vertrete-
nen für „Nachbar in Not“ gemeinsam sammelnden Or-
ganisationen ist dies ein weiteres Indiz für den Erfolg des 
medialen Spendenaufrufs.

Andere NGOs, die nicht auf den Bereich der Katastro-
phenhilfe spezialisiert sind, konnten ihre Eigenmittel im 
vergangenen Jahr nicht so stark erhöhen oder hatten 
sogar einen Rückgang zu verzeichnen. Die auf die Un-
terstützung augenmedizinischer Einrichtungen speziali-
sierte Organisation „Licht für die Welt“ (vormals „Chri-
stoffel Blindenmission“) konnte etwa im Jahr 2004 rund 
3,6 Mio € für Projekte zur Heilung von Blindheit und die 
Rehabilitation von blinden und anders behinderten Men-
schen aufbringen, während es im Jahr 2005 lediglich 1,9 
Mio € waren. Ebenso konnte der Verein „Concordia“, 
der die Verbesserung der Lebensumstände von Straßen-
kindern in Rumänien und Moldawien zum Ziel hat, sei-
nen Platz unter den zehn führenden Geberorganisatio-
nen nicht behaupten. Dies hängt allerdings auch damit 
zusammen, dass Rumänien aufgrund der Veränderung 
der Länderliste des DAC (siehe unten) ab dem Jahr 2005 
nicht mehr als EZA-Empfängerland gilt. 

Wie in den Vorjahren wurde ein Großteil der privaten 
Leistungen von den Mitgliedsorganisationen der KOO 
erbracht; zu den Mitgliedern zählen 24 NGOs. Diese sind 
Einrichtungen der katholischen Kirche und Organisatio-
nen, die der katholischen Kirche nahe stehen, wie z. B. 
Caritas, Horizont 3000, Dreikönigsaktion, Jugend eine 
Welt sowie weibliche und männliche Missionsorden. Die 
Eigenmittel der KOO-Mitgliedsorganisationen stammen 
nicht nur aus privaten Spenden, Sammlungen und Spen-
denaktionen, sondern auch von Beiträgen aus kirchli-
chen Budgets (Diözesen, Pfarren). Von den gesamten 
Einnahmen der KOO werden etwas mehr als 15 Mio €
der Pastoralhilfe3 zugeordnet, was allerdings vom DAC 

3 Vgl. KOO-Jahresbericht 2005, S. 14.
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nicht als Entwicklungszusammenarbeit anerkannt wird. 
Maßnahmen der Pastoralhilfe sind z. B. der Ausbau re-
ligiöser Einrichtungen, die Förderung religiöser Gemein-
schaften, die Ausbildung von kirchlichem Personal etc. 
Solche Aktivitäten dienen nach Ansicht des DAC nicht 
primär dem Ziel der sozialen, kulturellen und wirtschaft-
lichen Entwicklung eines Landes, sondern der Verbrei-
tung des Glaubens. Daher ist  Pastoralhilfe nicht bei der 
Meldung der privaten Zuschüsse an das DAC enthalten. 
Die 48,48 Mio € der vom DAC anerkannten Eigenmittel 
werden von der KOO, wie in Tabelle 7 ersichtlich ist, in 
drei Kategorien aufgespaltet: (1) Entwicklungshilfe, (2) 
Katastrophenhilfe und (3) Bildungsarbeit in Österreich. 
Es lässt sich ablesen, dass auch hier eine anlassbeding-
te Verschiebung von der Entwicklungshilfe zur Kata-
strophenhilfe stattgefunden hat. Die Bildungsarbeit der 
KOO, die Wissensvermittlung und Bewusstseinsbildung 
zur Verbreitung entwicklungspolitischer Themen und 
Förderung von konkretem Engagement zum Ziel hat, ist 
für rund 80 % aller für Österreich als Zielland registrier-
ten Zuschüsse privater Organisationen verantwortlich. 
Interessant ist auch die Tatsache, dass sich die Gesamt-
leistungen der KOO-Mitgliedsorganisationen im letzten 
Jahr um nur 16 % erhöht haben, während die Summe 
der verwendeten Mittel aller anderen Organisationen 
um mehr als 62 % angestiegen sind. Das deutet darauf 
hin, dass der Fokus der KOO – verglichen mit anderen 
Organisationen – traditionell weniger im Bereich Kata-
strophenhilfe zu fi nden ist. Der Anteil dieses Sektors an 
den Gesamtausgaben der KOO stieg im letzten Jahr von 
8 % auf 28 %, was hinsichtlich des Anstiegs aller in der 
humanitären Hilfe getätigten Ausgaben von 12 % auf 
rund 43 % allerdings eher moderat ist. Hohe Ausgaben 
tätigt die KOO vor allem in den Bereichen Bildung, Ge-
sundheit, multisektorielle Maßnahmen und soziale Leis-
tungen.

Das DAC verlangt bei der Meldung der Daten die Klassi-
fi zierung der einzelnen Projekte nach verschiedenen Ziel-
sektoren der Entwicklungszusammenarbeit. Tabelle 11
zeigt die Entwicklung der Hauptsektoren 2003-2005. 
Im Bereich der privaten Organisationen kommt den Zu-
wendungen in den Sektoren „Soziale Leistungen und 
Infrastruktur“, „Katastrophen- und humanitäre Hilfe“ 
sowie „multisektorielle Maßnahmen“ (Umweltschutz, 
Frauenförderung) die größte Bedeutung zu. Bis inklusive 
2002 war der Prozentsatz der nicht zuordenbaren Leis-
tungen so hoch, dass eine Analyse der Entwicklung erst 
ab dem Jahr 2003 sinnvoll erscheint. Seit diesem Jahr 
hat der Anteil der Ausgaben für soziale Leistungen und 

Infrastruktur von etwa 64 % auf 37 % im Jahr 2005 ab-
genommen. Diese Entwicklung geht erwartungsgemäß 
mit einer Steigerung der Bedeutung der Katastrophen- 
und humanitären Hilfe einher. Allein die Größenordnung 
dieser anlassbedingten Verschiebung ist bemerkenswert. 
Gingen im Jahr 2003 noch rund 11 % an multisektori-
elle Maßnahmen und knapp 8 % an den Bereich Kata-
strophenhilfe, so stieg der Anteil des Letzteren zunächst 
um 4 %, um dann im Jahr 2005 mit 42,6 % sogar zum 
größten Sektor zu werden, während die multisektoriel-
len Maßnahmen nach wie vor um die 10 % ausmachen. 
Der hohe Anteil an Katastrophenhilfe hat auch dazu ge-
führt, dass die Bedeutung der Schwerpunktländer der 
öffentlichen österreichischen Entwicklungszusammenar-
beit für die Zuschüsse privater Organisationen abgenom-
men hat. Wenn NGOs Projekte in Schwerpunktländern 
unterhalten, verspricht dies in der Regel einen besseren 
Zugang zu öffentlichen Fördermitteln, weshalb die wich-
tigsten Zielländer für private Mittel in der Vergangenheit 
oft genau mit diesen Ländern übereinstimmten. Im Jahr 
2005 ist allerdings zu beobachten, dass Äthiopien als 
erstes Schwerpunktland erst an achter Stelle der Liste 
der Empfängerländer zu fi nden ist. Das zeigt, dass die 
österreichischen NGOs im Krisenfall sehr rasch auf ver-
änderte Bedingungen mit einer Verlagerung ihrer Leis-
tungen reagieren können.

Neben dieser deutlichen Veränderung der inhaltlichen 
Ausrichtung bezüglich der Zuschüsse privater Organi-
sationen hatte eine Defi nitionsänderung nicht unwe-
sentlichen Einfl uss auf die Datenlage. Grundlage der 
Zurechnung eingesetzter Mittel zu den Leistungen der 
österreichischen Entwicklungszusammenarbeit ist die 
Länderliste des DAC. Diese Liste defi niert, welche Län-
der von der OECD als Entwicklungsländer und damit 
als mögliche Empfänger von Mitteln der (öffentlichen 
und privaten) Entwicklungszusammenarbeit angesehen 
werden. Nach dem Ende des Kalten Krieges wurde die-
se Liste in zwei Teile gespalten: „traditionelle“ Entwick-
lungsländer und Länder in einem „Übergangsstadium“ 
(vor allem Osteuropa, arabische Länder und Übersee-
territorien). Beide Listen wurden als Zielländer der EZA 
anerkannt. Durch die Ost-Erweiterung der EU wurde 
die zweite Liste jedoch endgültig obsolet. EU-Mitglie-
der, zukünftige EU-Mitglieder (Bulgarien und Rumäni-
en), G8-Staaten (Russland) sowie Territorien, die unter 
der Souveränität der EU stehen, gelten deshalb ab 2005 
nicht mehr als Entwicklungsländer im Sinne der EZA. 



DIE ÖSTERREICHISCHE ENTWICKLUNGSPOLITIK 2005

101

Die einzigen Länder, die von der ehemaligen zweiten Liste 
in den Status von Entwicklungshilfeempfängern über-
nommen wurden, sind die Ukraine, Belarus, und Libyen4. 
Für die privaten Zuschüsse aus Österreich hat das durch-
aus registrierbare Auswirkungen. Berechnet man die 
Gesamtsumme der letzten Jahre anhand der Länderlis-
te 2005, zeigt sich, dass die ausgewiesenen Mittel um 
10 % (2004) bzw. 12 % (2003)5 geringer ausgefallen 
wären. Das ist auf die traditionell starke Osthilfe Öster-
reichs zurückzuführen. Rumänien hat im Jahr 2005 Ei-
genmittel österreichischer NGOs in Höhe von 2,4 Mio €
empfangen und wäre damit unter den „Top 10“ der 
Empfängerländer zu fi nden. 

Ein abschließender Blick auf die regionale Verteilung der 
privaten Zuschüsse bestätigt die bisher dargestellten Ten-
denzen. Tabelle 9 weist Asien als die wichtigste Zielregion 

Tabelle 11:

Zuschüsse nach Sektoren 2003-2005 in Mio € und in %      

2003 2004 2005

in Mio € in % in Mio € in % in Mio € in %

Katastrophen- / Humanitäre Hilfe 5,92 7,95 9,89 12,18 47,97 42,64

Soziale Infrastruktur und Leistungen 48,16 64,70 48,60 59,83 42,01 37,34

Mulitsektorielle Maßnahmen 7,91 10,63 10,34 12,73 10,71 9,52

Sonstige und nicht 
zuordenbare Leistungen 9,27 12,46 8,56 10,54 8,40 7,46

Produzierende Sektoren 3,13 4,21 3,78 4,66 3,25 2,89

Wirtschaftliche Infrastruktur 
und Leistungen 0,04 0,06 0,05 0,07 0,14 0,12

Gesamt 74,45 100 81,22 100 112,49 100
      
Quelle: ADA, OEZA-Statistik      

aus, das Afrika von der Spitzenposition verdrängt und im 
Jahr 2005 beinahe die Hälfte der österreichischen priva-
ten Entwicklungszusammenarbeit absorbiert hat. Diese 
Entwicklung bedeutete einen Rückgang der Anteile aller 
anderen Regionen. Der einzige Kontinent, der auch in 
Absolutbeträgen eine Abnahme der NGO-Zuschüsse zu 
verzeichnen hatte, ist Europa. Damit ist dessen Anteil von 
25 % auf 10 % der Gesamtzuschüsse zurückgegangen.

Insgesamt wurden 115 NGOs im Jahr 2005 in der Sta-
tistik der österreichischen Entwicklungszusammenarbeit 
erfasst, welche Eigenmittel in Höhe von 112,49 Mio € 
aufbrachten. Diese enorme Steigerung gegenüber dem 
Vorjahr konnte – trotz einer die österreichische Statis-
tik schmälernden Neudefi nition der Empfängerländer 
– durch die hohe Spendenbereitschaft nach den Natur-
katastrophen erreicht werden. 

4 Vgl. OECD (2005), DAC List of ODA Recipients as at January 2005 im Anhang.
5 Quelle: Eigene Berechnung anhand der OEZA-Statistik.
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Tabelle 12:
Private Hilfe nach dem Tsunami in Mio €
   

nach Empfängerländern

humanitäre Hilfe Wiederaufbauhilfe

Indonesien 8,99 Sri Lanka 7,38

Indien 5,64 Indien 2,09

Sri Lanka 4,86 Indonesien 0,96

Asien, regional 4,63 Südasien, regional 0,20

Südasien, regional 0,20 Thailand 0,02

Bangladesch 0,04

Thailand 0,01

Gesamt 24,36 Gesamt 10,64

nach Geberorganisationen

humanitäre Hilfe Wiederaufbauhilfe

KOO-Mitgliedsorganisationen 8,48 Kurier Aid Austria 4,70

ÖRK 7,43 Hilfswerk Austria 2,37

CARE Österreich 4,87 Diakonie Auslandshilfe 1,22

UNICEF Österreich 1,21 div. private Spender 0,74

Volkshilfe Österreich 0,91 Volkshilfe Österreich 0,55

andere 1,46 andere 1,06

Gesamt 24,36 Gesamt 10,64
   
Quelle: ADA, OEZA-Statistik   
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LDCs

Afghanistan
Angola
Äquatorialguinea
Äthiopien
Bangladesch
Benin
Bhutan
Burkina Faso
Burundi
Dschibuti
Eritrea
Gambia
Guinea
Guinea-Bissau
Haiti
Jemen
Kambodscha
Kap Verde
Kiribati
Komoren
Kongo, Dem. Rep.
Laos
Lesotho
Liberia
Madagaskar
Malawi
Malediven
Mali
Mauretanien
Mosambik
Myanmar
Nepal
Niger
Ruanda
Salomonen
Sambia
Samoa
São Tomé und 
 Príncipe
Senegal
Sierra Leone
Somalia
Sudan
Tansania
Timor-Leste 
 (Osttimor)
Togo
Tschad
Tuvalu
Uganda
Vanuatu
Zentralafrikanische Republik

Other LICs

Côte d‘Ivoire
Ghana
Indien
Kamerun
Kenia
Kirgisistan
Kongo, Rep.
Korea, Dem. VR
Moldau
Mongolei
Nicaragua
Nigeria
Pakistan
Papua-Neuguinea
Simbabwe
Tadschikistan
Usbekistan
Vietnam

LMICs

Ägypten
Albanien
Algerien
Armenien
Aserbaidschan
Belarus
Bolivien
Bosnien u. Herzegowina
Brasilien
China
Dominikanische Republik
Ecuador
El Salvador
Fidschi
Georgien
Guatemala
Guyana
Honduras
Irak
Iran
Jamaika
Jordanien
Kasachstan
Kolumbien
Kuba
Marokko
Marshallinseln
Mazedonien
Mikronesien
Namibia
Niue

Dominica
Gabun
Grenada
Kroatien
Libanon
Libyen
Malaysia
Mauritius
Mayotte*
Mexiko
Montserrat*
Nauru
Oman
Palau
Panama
Saudi Arabien
Seychellen
St. Melena*
St. Kitts und Nevis
St. Lucia
St. Vincent und die 
Grenadinen
Südafrika
Trinidad und Tobago
Türkei
Turks- und Caicosinseln*
Uruguay
Venezuela

DAC-Liste der Empfängerländer öffentlicher Entwicklungshilfe (ODA)
Geordnet nach Entwicklungsstand. Gültig für 2005, 2006 und 2007

LDCs:  Least Developed Countries
Other LICs:  Other Low Income Countries    
 (pro-Kopf-BNP 2004 < US $ 825)
LMICs:  Lower Middle Income Countries    
 (pro-Kopf-BNP 2004 US $ 826–US $ 3.255)
UMICs:  Upper Middle Income Countries    
 (pro-Kopf-BNP 2004 US $ 3.256–US $ 10.065)
*  Territorien/abhängige Gebiete
#  Serbien und Montenegro: Republik Serbien, 
 Republik Montenegro, Autonome Provinz Kosovo, 
 Autonome Provinz Vojvodina

Paläst. Autonomiegebiete
Paraguay
Peru
Philippinen
Serbien u. Montenegro #
Sri Lanka
Surinam
Swasiland
Syrien
Thailand
Tokelau*
Tonga
Tunesien
Turkmenistan
Ukraine
Wallis und Futuna*

UMICs

Anguilla*
Antigua und Barbuda
Argentinien
Barbados
Belize
Botsuana
Chile
Cookinseln
Costa Rica

Quelle: BMA (2006). Dreijahresprogramm der Österreichischen Ent-
wicklungspolitik 2006 bis 2008, Fortschreibung 2006. Online in Inter-
net: http://www.bmaa.gv.at/up-media/2872_oeza_3jp_2011_2.pdf 
(Stand: 12.12.2006)
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ADA Austrian Development Agency / Österreichische Gesellschaft für Entwicklungszusammenarbeit

ADB Asian Development Bank / Asiatische Entwicklungsbank

AfDB African Development Bank / Afrikanische Entwicklungsbank

BMA Bundesministerium für auswärtige Angelegenheiten

BNE Bruttonationaleinkommen

BNP Bruttonationalprodukt

CCI Cross Cutting Issues / Querschnittsthemen

CDF Country Development Framework der Weltbank, das qualitative Indikatoren enthält, um das Ownership 
 des Empfängerlandes sicherzustellen

CERF Central Emergency Response Fund der Vereinten Nationen, 2005 eingerichtet zur raschen Hilfe nach
 humanitären Katastrophen

CODEV Development Cooperation Working Party of the Council

CPIA Country Policy and Institutional Assessment

CSO Civil Society Organisation / zivilgesellschaftliche Organisationen

DAC Development Assistance Committee / Entwicklungshilfekomitee der OECD

DFID Department for International Development

DG Directorate General / Generaldirektion

EBRD European Bank for Reconstruction and Development / Europäische Bank für Wiederaufbau und 
 Entwicklung

EC / EG European Community / Europäische Gemeinschaft

ECDPM European Centre for Development Policy Management

EEF / EDF Europäischer Entwicklungsfond / European Development Fund

EG-EZA Entwicklungsprogramme der Europäischen Kommission

EK Europäische Kommission

ERP European Recovery Programme

EU Europäische Union / European Union

EU-EZA Gesamteuropäische EZA (EG-EZA + EZA der Mitgliedstaaten)

EZ Entwicklungszusammenarbeit (Abkürzung vor allem in Deutschland gebräuchlich)

EZA Entwicklungszusammenarbeit

FGS Fragile States / Fragile Staaten

GAERC General Affairs and External Relation Council / Rat für allgemeine Angelegenheiten und 
 Außenbeziehungen

GL Geberländer

H&A Harmonisierung und Anpassung

HIPC Heavily Indebted Poor Country / Hoch verschuldete arme Länder

HIVOS Humanist Institute for Cooperation with Developing Countries

HQ Headquarters

IAEB Interamerican Development Bank / Lateinamerikanische Entwicklungsbank

IBRD International Bank for Reconstruction and Development, vgl. auch WB

Abkürzungsverzeichnis & Glossar
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IFC International Finance Corporation

IFIs International fi nancial Institutions / Internationale Finanzinstitutionen

IMF / IWF International Monetary Fund / Internationaler Währungsfonds

IPS Integrated Planning System, Albanien

JAS Joint Assistance Strategy

KOBÜ Koordinationsbüro

KOO Koordinierungsstelle der Österreichischen Bischofskonferenz für internationale Entwicklung und Mission

KOM Kommission der Europäischen Gemeinschaften

LDCs Least Developed Countries / Am wenigsten entwickelte Länder

LICs Low Income Countries / Länder mit geringem Einkommen

MDGs / MEZ Millennium Development Goals / Millenniums-Entwicklungsziele

MDCs Middle Income Countries / Schwellenländer

MIGA Mulitlateral Investment Guarantee Agency / Multilaterale Investitions-Garantie-Agentur

MS Member State / Mitgliedstaat

NAP Nationaler Aktionsplan

NEPAD New Partnership for Africa’s Development

NGO / NRO / ONG Non-Governmental Organization / Nicht-Regierungsorganisation / Organisations Non Gouvernementales

NIC Nicaragua

NL Niederlande

ODA Offi cial Development Assistance / Öffentliche Entwicklungszusammenarbeit

ODI Overseas Development Institute

OECD Organization for Economic Co-operation and Development / Organisation für wirtschaftliche 
 Zusammenarbeit und Entwicklung

OECF Overseas Economic Cooperation Fund of Japan

OEZA Österreichische Entwicklungszusammenarbeit

OEZA-OA Österreichische Entwicklungszusammenarbeit – Offi cial Aid

ÖRK Österreichisches Rotes Kreuz

PAF Performance Assessment Frameworks, zur Messung von Erfolgen im sozialen Sektor

PbA Programme based Approach / gemeinschaftliche programmorientierten Ansätze / programmorientierte 
 Gemeinschaftsfi nanzierung mit vier wesentliche Grundzüge: Führungsverantwortung des Entwicklungs-
 landes, ein einziges umfassendes Programm- und Finanzinstrumentarium, geberharmonisierte 
 Abwicklungsstrukturen, gemeinsame Anstrengungen zur Benützung lokaler Modalitäten und Systeme.

PCD Policy Coherence for Development

PD Pariser Deklaration / Erklärung von Paris über die Wirksamkeit der Entwicklungszusammenarbeit

PEAP / APIR Poverty Eradication Action Plan, Uganda; Annual PEAP Implementation Review

PFM Public Finance Management / Öffentliches Finanzmanagement

PGAE Partnership Group for Aid Effectiveness, Vietnam

PIU Project Implementation Units

PL Partnerländer

PRS Poverty Reduction Strategy

PRSC Poverty Reduction Support Credit

PRSP Poverty Reduction Strategy Paper
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RSF Ratsschlussfolgerung

RT Round Table

SADC Southern African Development Community

SWAP Sector Wide Approach

TA Technical Assistance

TAS Tanzania Assistance Strategy

TB Tuberculosis / Tuberkulose

TF Task Force

UNAIDS Joint United Nations Programme on HIV/AIDS

UNDP United Nations Development Programme

UNECA United Nations Economic Commission for Africa / Wirtschaftskommission für Afrika der Vereinten 
 Nationen

USExim United States Import/Export Bank

UN-GS United Nations General Secretary / Generalsekretär der Vereinten Nationen

UNIFEM United Nations Development Fund for Women

USAID United States Agency for International Development

WB World Bank / Weltbank, vgl. auch IBRD

WTO World Trade Organization / Welthandelsorganisation 
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